Aue Poſtanſtalten nehmen Beſtellung auf diefes Blatt 

an, für Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
Herrenſtraße Nr. 20. 

Inſertions. Gebühr für den Naum einer ſechstheiligen 

Petitzeile 14 Sgr. 


Freitag den 12. Juli 


Telegraphiſche Korreſpondenz 
für politſſche Nachrichten und Fonds⸗Courſe. 


Paris, 9. Juli. In der heutigen Sitzung hat die Le⸗ 
gislative den erſten Theil des erſten Artikels vom Preß⸗ 
geſetze, die Cautionsbeſtimmung, angenommen. Die 
geſammte Oppoſition über 200 Abgeordnete, proteſtiren 
gegen eine Aeußerung der Juſtiz⸗Miniſters, welche der⸗ 
ſelbe über die Februarrevolution gethan. Dupin verwei⸗ 
gert die Annahme der von Eremieux eingereichten Pro: 
teſtation. - 

3% 57, 50. 5% 95. 70. 

Hamburg, den 10. Juli. Börſe flau. 

96. Nordbahn 40 ½. 

Frankfurt a. M., den 10. Jull. Nordbahn 437%. 

Wien 99%: 


Köln⸗Minden 


- Ueberſicht. 

Breslau, 11. Juli. Das Protokoll der Sitzung des Fürſten⸗ 
kollegiums vom 5. Juli iſt veröffentlicht. (S. unten Berlin.) Ge 
neral Radowitz eröffnete die Sitzung mit der Erklärung, daß er nun: 
mehr die Ehre haben werde, dem Kollegium zu präſidiren. Dann wur: 
den die Aktenſtücke in Betreff des mit Dänemark abgeſchloſſenen 
Friedens mitgetheilt und angezeigt, daß der Friedens⸗Traktat den 
deutſchen Regierungen zur Ratifikation zugeſchickt worden ſei. — Es 
folgte die Vorlage eines Schreibens des preußiſchen Miniſters des 
Auswärtigen, betreffend die zwiſchen Oeſterreich und Preußen über 
die deutſche Frage gepflogenen Unterhandlungen. Aus demſelben gebt 
hervor, daß Oeſterreich für jedes Abkommen über ein zu errichtendes 
„Interim“ forderte, daß mit dem Interim eine Suspenſion aller auf 
die union bezüglichen Beſtimmungen eintiete. Preußen wies dies An- 
ſinnen zurück und die Unterhandlungen zerſchlugen ſich. Endlich habe 
Preußen noch einen letzten Verſuch gemacht, eine Einigung in Betreff 
der deutſchen Bundesverfaſſung herbeizuführen, und an die 
öſterreichiſche Regierung das Verlangen gerichtet: die Verhandlungen 
über das Definitivum des weiteren Bundes ſofort zu beginnen, und 
von Seiten des Fatierlichen Kabinets und der ihm anhängenden Regie⸗ 
rungen Vorſchläge an die anderen deutſchen Regierungen ergehen zu 
laſſen. "Daber ſei aber ausdrücklich erklärt worden, daß die Frankfurter 
Verſammlung durchaus des Charakters eines „Bundes⸗Plenum“ ent⸗ 
behre. Das Fürſtenkollegium beſchloß auf dieſes Schreiben: den In: 
Halt dieſer Mittheilung ſofort zur Kenntniß der Unions ⸗ Regierungen zu 
bringen und deren, Ertſchließungen hierüber ſchleunigſt zu erbitten. 
Man kam nun zu dem nun ablaufenden Proviſorium der Union. 
Preußen ſchlägt (in einem Schreiben des auswärtigen Miniſters) eine 
Verlängerung des Proviſoriums der Union auf 3 Monate vor. (Die 
Gründe hierfür ſ. in dem unten folgenden Schreiben.) General Rado 
witz erläuterte dieſen Antrag durch einen längeren Vortrag (g. unten), 
Das Fürſtenkollegium beſchloß: den Antrag der preußiſchen Regierung 
zur Kenntnißnahme ihrer Regierungen zu bringen und dahin zu wirken, 
womöglich innerhalb 8 Tagen die Entſchließungen derſelben vorzulegen. 
— Dann wurde das Schreiben des darmſtädtiſchen Bevollmächtig⸗ 
ten, Lepel, vorgeleſen, der feinen Austritt anzeigt, und hierauf ein 
Eewidtrungeſchteiben votirt, welches die perſönlichen Veid enſte des 
Hrn. Lepel um die deutſche Sache in herzlicher Sprache und dankend 
anerkennt. f f 
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untensgeſege. Ebenſo wurde die abweiſende Antwort 

der Hanſeſtadt Bremen 1 5 
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ſträte in den ſauren Apfel beißen. — Die dani e 
eigene Manier, ihren Soldaten Muth einyuflöpen — treiben 
nämlich vor: daß die Schweden bei dem Kampfe in er ſter Reihe 
die Dänen erſt in zweiter und die Ruſſen als Reſerve in dettter 
Reihe ſtretten würden. Auch haben fie, um die Schleswig, Holſteiner 
zu ſchrecken, Fahnen mit ruſſiſchen Farben anfertigen laſſen. 

In Frankfurt a. M. ſollen holſteiniſche Abgeordnete angekommen 


ſein, um bei der Bundes⸗Central Fried 
- 2 gewalt Proteſt gegen den 7 
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rt eine Bundes⸗Centralgewalt? 


Das wäre ganz gut, aber wo 


Die Zeitungen ſtreiten ſich ſchon wieder einmal darüber, ob die 


badiſchen Truppen nach Preußen marſchiren werden oder nicht. 
Die Einen ſagen: ſie werden marſchiren, die Anderen meinen: ſie 
werden nicht marſchiren, und fügen ſogar hinzu: daß eben deshalb 
das badiſche Miniſterium ſeine Entlaſſung eingereicht habe, und 
durch ein neues, öſterreichiſch geſinntes erſetzt werden werde. Welch 
offizielles Organ erbarmt ſich dieſer Widerſprüche? 

In den deutſchen Bädern befinden ſich viele ruſſiſche Diplo⸗ 
maten, um ſich — — Geſundheit zu holen? Ein baieriſches Blatt 
meint: daß jedesmal nach ſolchen Badeſalſons Deutſchland krank 
wurde. 

Bei der General⸗Zollkonferenz zu Kaſſel ſpielt Sachſen das Or⸗ 
gan Oeſterreiche. Es verweigert die Zuſtimmung zu der ven Preußen 
vorgeſchlagenen Tarif änderung und dringt auf Inbetrachtnahme 
der öſterreichiſchen Zolleinigung. 

Der ſtändiſche Ausſchuß zu Kaſſel hat gegenüber der letzten 
Kundmachung des Kurfürſten ſich dahin ausgeſprochen: daß das Volk 
dennoch an der Union feſthalten werde. 

Die Regierung von Sahfen- Meiningen hat mit Preußen keine 
Militär⸗Convention abgeſchloſſen. 

Bei der Diskuſſion über das Preßgeſetz in der National⸗Verſammlung 
zu Paris (am 8.) wurde die Dringlichkeit des Geſetzes mit einer Ma⸗ 
jorität von 117 (und nicht wie die telegraph. Depeſche gemeldet mit 17) 
Stimmen ausgeſprochen. — Ueber eine Teußerung des Juſtizminiſters: 
daß die Februar⸗ Revolution ein unheilvolles Ereigniß ſei, ent⸗ 
ſtand ein ſo großer Skandal, daß die Sitzung geſchloſſen werden mußte. 
Am folgenden Tage überreichten 200 Deputirte eine Proteſtation gegen 
dieſe Aeußerung. Dupin wollte ſie nicht annehmen. — Der erſte Theil 
des Preßgeſetzes iſt von der Natlonal-Verſammlung bereits ange 
nommen. 

Das öſterreichiſche Miniſterium hat den armen Haynau nun ganz 
aus dem Dienſte entlaſſen. — Der Kaiſer Franz Joſef hat 109 
Ungarn, welche bei der letzten Erhebung betheiligt und zu ſchweren 
Strafen verurtheilt waren, begnadigt. 


Breslau, 11. Juli. 


Der Frieden mit Dänemark hat in das Lager der miniſteriellen 
Preſſe eine Regſamkeit gebracht, welche mit dem Intereſſe der⸗ 
ſelben für den Kampf um die Rechte der Herzogthümer in einem 
nicht gerade erfreulichen Verhältniſſe ſteht. Der „deutſchen Re⸗ 
form“, welche ſeit dem Abſchluſſe des ſogenannten Fricvensver⸗ 
trages von Vertheidigungsreden pro domo, angeblichen Berich⸗ 
tigungen der Mittheilungen der Oppoſitionspreſſe und der Ab⸗ 
wehr der von allen Seiten auf das Miniſterium einſtürmenden 
Angriffe kaum zu Athem kommen kann, iſt in der Stunde der 
Noth auch das hieſige aus Liebhaberei minifteriele Blatt zu 
Hülfe geeilt, Und fo kämpfen denn die beiden ehrenfeſten Blät⸗ 
ter, wie fo oft ſchon, von einſamer Höhe in trauter Gemeinſchaft 
gegen die von allen Richtungen der Windroſe herandringenden 
Gegner des Minifteriums und rufen es hinaus in alle Lande, 
daß das Alles wohlgethan ſei, was das Miniſterium gethan habe 
und noch thun werde. 

Unſere ſchleſiſche Kollegin kann es ſich nicht verſagen, dabei 
mit ganz beſonderer Vorliebe eine Lanze zu brechen gegen die 
„Gegner des gegenwärtigen Miniſteriums“, die „konſtitutionellen 
Exaltados“, und nur, wie es ſcheint, um dieſe verhaßten Kon⸗ 
ſtitutionellen durch einen angemeſſenen Hintergrund in ein noch 
ſchwärzeres Licht zu ſtellen, verſetzt ſie den „klugen, deutſchgeſinn⸗ 
ten Herren in Frankfurt“ einen ſchwachen Hieb, ſchwingt aber 
dann ſogleich die Geißel ihres Witzes wieder gegen die „Kon⸗ 
ſtilutionellen par excellence, um dieſen zu fagen, daß ſie mit 
ihren Aeußerungen gegen die miniſterielle Polſtik mit jenen auf 
daſſelbe hinauskommen, d. h. auf die Oppoſition gegen das Mi⸗ 
nifterium Brandenburg⸗ Manteuffel, was in der Anſchauung 
unſerer Kollegin gleichbedeutend iſt mit der Schwächung des An⸗ 
ſehens Preußens. 

Auf die Erfindung dieſer Parallele zwiſchen den „Frankfur⸗ 
tern“, den Feinden Preußens, und den „Konſtſtutlonellen“ ſcheint 
ſich die „Schleſiſche Zeitung“ fo die zu Gute zu thun, daß fie 
auch einige gelinde Albernheiten und lächerliche Erfindungen nicht 
verſchmäht, ae diefe nur dazu dienen können, den beliebten 

ergleich zu ſtützen. 
Ne Aldernheit enthält der Saß, welchen die „Schle⸗ 
ſiſche Zeitung“ ihrem miniſteriellen Leitartikel an die Spitze ge⸗ 
ſtellt hat: 

„Preußen hat 
empfinden die 


mit Danemark Frieden gemacht. Schon das 
Geguer des gegenwärtigen Miniſteriums übel, 
ſie, die es am Liebſten geſehen hätten, wenn Preußen nicht 
nur die Herzogthümer von Dänemark losgetrennt, ſon⸗ 
dern wo möglich dieſen noch jenes dazu erobert 
ätte.“ 
Wen das ernſt gemeint fein ſoll, fo befigen wir für 5 
ſolche Kampfesweiſe keine Waffen. Sell jener Sat aber a 
eine Karrikatur auf das Verlangen der Herzogthümer und 1 
Deutſchgeſinnten nach Aufrechthaltung der zu Recht beſtehen * 
politifchen Trennung zwiſchen den Herzogthümern und Darene 
vorſtellen, und die Schadenfreude der Schleſ. Z. Über das Fehlſchlen 
der Hoffnungen und Wünſche aller Vaterlandsfreunde ausdrüdke⸗ 
fo beneiden wir ſie nicht um die glückliche Gabe, witzig zu wer 
den, wo Anderen das Blut ins Geſicht ſteigt und Thränen in 
die Augen treten. 1. 
Eine lächerliche Erfindung oder mindeſtens eine grobe Enaſtel⸗ 
lung liegt in der Darſtellung der Schleſ. Ztg., als ob die a 
ſtitutionellen deshalb gegen den Frieden Oppoſition machten, w 
das Miniſterium durch denſelben den Bund noch anerkannt un 
nicht geſagt habe: „Deutſchland, das bin ich.“ „pre 
konnte“ — läßt die Schleſ. Ztg. die Konſtitutionellen ſpreche 
— „im Namen des Bundes keinen Frieden ſchließen, da der 
Bund für Preußen nicht exiſtiren darf.“ / 15 
Wir haben, als wir dies laſen, nochmals unſere eigenen ©” 
tikel ſorgſam überleſen, wir haben alle die Blätter, auf er i 
ſich jene Inſinuation beziehen könnte, nochmals aufmerkſam — 0 
gemustert. Nirgends aber haben wir eine Andeutung zu finden 
vermocht, welche die Schleſ. Stg. berechtigen könnte, der Oppo⸗ 
fitton der konſtitutionellen ne e Motiv oder 
dieſes Motiv unter eben. 
1 10 Sau Ztg. in dem erſten Satze ihres Artikels eine 
alberne Inſinuation aus der Luft gegriffen hat, um ſdie Konſti⸗ 


tutionellen und Deutſchgeſinnten auf eine wohlfeile Weiſe lächer⸗ 
lich zu machen, ſo hat ſie der Oppoſition derſelben ſelb 
fundenes Motiv unterſchieben müſſen, um fie in die gehäffige 
Parallele mit den Frankfurter Plenarmännern ſtellen zu können. 
Die Schleſ. Ztg. wollte ſich um keinen Preis den geiſtreichen 
Satz entgehen laſſen: t 

„Wenn man diefe Aeußerung (der Dresd. Ztg.) mit denen 
unſerer Konftitutionellen par excellence zuſammenhält, dann 
kommt die Sache mutatis mutandis auf daſſelbe hinaus. 
Mit einem Worte, Preußen hat ſich durch diefen Frieden ſchmäh⸗ 
lich an Deutſchland verſündigt, es wende ſich, wie es wolle; bei 
den Frankfurtern dadurch, daß es im Namen Deutſchlands, d. h. 
des Bundes gehandelt hat, deſſen nothwendigen Träger, die Bun⸗ 
des⸗Verſammlung, es nicht anerkennt; bei den ausſchließlich Kon⸗ 
ſtitutionellen, daß es überhaupt noch den Bund anerkannt hat.“ 

Daß es eine Lächerlichkeit wäre, wenn die Konſtitutionellen aus 
dieſen Friedens⸗Beſtimmungen, welche wahrlich an realen Uebeln ge⸗ 
nug enthalten, den alten theoretiſchen Streit über Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen des Bundes herausgegriffen hätten, iſt eben ein Grund 
für die Schleſ. Ztg., um durch eine kühne Fiction die Oppofition 
auf dieſen Standpunkt zu verſetzen. Daß die Konftitutienellen 
aber, in Wahrheit um dieſe Anerkennung des Bundes bei dieſer 
Frage ſich wenig oder gar nicht gekümmert haben, ift kein Grund 
fär die Schleſ. Ztg. um von einer Behauptung abzuftehen, die 
ſie nun einmal als Folie eines bonmot braucht. 

Wenn die Schleſ. Ztg. nicht längſt ſchon daran gewöhnt wäre, 
Preußens und Deutſchlands Ehre und Recht ausſchließlich mit 
dem Maßſtabe des Miniſteriums Brandendurg⸗ Manteuffel zu 
meffen, wenn ihr Gefühl für die Ehre und den Ruhm des preu⸗ 
ßiſchen wie des deutſchen Namens mit ihrer Pietät gegen 
dies Miniſterium nicht längſt ſchon in Eins unauflöslich 
verſchmolzen ware, dann würde fie von ſeldſt die Stelle ge⸗ 
funden haben, an welcher jedes vaterländiſche Gemüth, deſſen 
Patriotismus noch nicht nach miniſterieller Schablone zugeſchnit⸗ 
ten if, von der däniſchen Friedensbotſchaft am ſchmerzlichſten 
getroffen wird. Wenn aber ihr eigenes Nationalgefühl in der 
langgewohnten Suborbination unter die miniſteriellen Auffaſſun⸗ 

en untergegangen iſt, oder wenigſtens nur nach dem Winde aus 
Berlin ſich regt, ſo hätte ſie doch wenigſtens die Blätter der 

artel, welche fie verdächtigt und beſpöttelt, leſen ſollen. Sie 
würde dann gefunden haben, daß die Konſtitutionellen bis jetzt 
noch eine Zeit fanden, im Hinblick auf den preisgegebenen 
gräftigften deutſchen Volksſtamm ſich darüber zu ärgern, daß die 
preuß ſche Regierung hier, wie ſeit länger als Jahresfriſt in 
hundert andern Fällen, den deutſchen Bund anerkannt hat. 

Wir wenigſtens haben aus allen Artikeln, welche konſtitutio⸗ 
nelle Blätter gegen dieſen Frieden gebracht haben, immer nur 
die beiden Grundgedanken herauszufühlen vermocht: 

„Die Herzogthümer, deren altes, gutes Recht von ganz 
Deutſchland feierlich anerkannt iſt, ſind den Dänen preis⸗ 
gegeben worden, 

Preußen aber, welches den Kampf freiwillig begann, um 
die Anerkennung dieſes Rechtes der Herzogthümer durch⸗ 
zufechten, welches zum Schwert Deutſchlands ſich zuerſt 
ſelbſt aufwarf, und dann förmlich vom Bunde dazu aus⸗ 
erwählt wurde, hat ſein Schwert in die Scheide geſteckt, 
ohne die Anerkennung auch nur eines Titelchen jenes Rech⸗ 
tes erwirkt zu haben, hat wie ein ſchwacher Schüler die 
ehrenvollſte Aufgabe auf die beſchämendſte Weiſe nach zwei⸗ 
jähriger Anſttengung zurückgegeben, ohne auch nur ein Jota 
derſelben gelöſt zu haben.“ 

Darauf und nur darauf läßt ſich aller Tadel, laſſen ſich alle 
Klagen der konſtitutionellen Oppoſition zurückführen, und dieſe 
beiden Sätze hat weder die „deutſche Reform“ noch die „Schleſiſche 
Zeitung“ im Mindeſten zu erſchüttern vermocht. Dleſe Auf⸗ 
opferung der Herzogthümer und was daraus folgt, dieſe 
Schwächung Deutschlands einerſeits, die Erniedrigung und Demü⸗ 
thigung Preußens andererſeits, welche in der freiwilligen Abdan⸗ 
kung deſſelben als der erſten deutſchen Macht liegt, das ſind 
die dunklen Schattenſeiten dieſes Friedens. 

Man ſage nicht dagegen, daß die Rechte der Herzogthümer 
nicht aufgeopfert, daß ſie ausdrücklich gewahrt ſeien. Gewahrt 
mit Worten waren ſie, ehe noch ein Schwert aus der Scheide 
gezogen wurde, gewahrt durch die Beſchlüſſe des Bundestages 
und die energiſchen Erklärungen der Herzogthümer. Nicht um 
eine einſeitige Rechtsverwahrung zu erzielen, wurde der Krieg be⸗ 
gonnen, ſondern um eine Anerkennung dieſes Rechtes von 
Seiten Dänemarks zu erzwingen. Der Krieg wurde begonnen, 
um die Angriffe Dänemarks auf die Rechte der Herzogthümer 
abzuwehren, er endet damit, daß man Dänemark geſtattet, nach 
Belieben die ihm konvenirenden Zuſtände in denſelben herzuſtel⸗ 
len und ihnen überläßt, ihr Recht, welches zugleich Deutſchlands 
Recht iſt, ſo gut ſie können, ſelbſt zu vertheidigen, ja daß man 
ſogar die vor dem Kriege unzweifelhaften Grenzen des Bundes⸗ 
landes Holſtein als zweifelhaft anerkennt. 

Man rühme auch nicht die Weisheit unſeres Miniſteriums, 
weil es von Preußen die wahrlich ehrenvolle Laſt abgeſchüttelt 
hat, der Vorkämpfer für Deutſchlands Unverletzlichkeit zu fein 
und die andern deutſchen Staaten in die Lage verſetzt, nun ihrer: 
ſeits zu verſuchen, ob fie die Aufgabe, die Preußen gänzlich ver: 
fehlt hat, beſſer zu löſen verſtehen. Dieſe Manier, die Vollführung 
einer geſchichtlichen Miſſion von ſich abzuwälzen, mag klug ſchei⸗ 
nen, groß und rühmlich iſt fie ſicher nicht. Mit der Entledi⸗ 
gung von den Pflichten der erſten deutſchen Macht giebt Preu⸗ 
ßen auch den Anſpruch auf, als ſolche zu gelten, und wenn uns 
wirklich die traurige Genugthuung werden ſollte, daß die andern 
deutſchen Staaten die nationale Aufgabe nicht beſſer zu löſen 
vermögen, als Preußen es vermocht hat, ſo wird das eben nur 
ein Zeugniß dafür fein, daß Preußen den andern deutſchen Staa: 
ten nicht nachſteht, daß es mit dem undeutſchen Oeſterreich und 
den ſchwachen deutſchen Staaten zweiten Ranges auf einer Linie 
ſich befindet. Wahrlich, um eines ſolchen Erfolges willen bedurfte 
es nicht ſo ſchwerer Opfer! 


Preu fen. 125 
Berlin, 9. Juli. [Das Fürſten⸗Kollegium] ist in ſei⸗ 


ner heutigen Yten Sitzung zunächſt und beſonders mit Inſtruk⸗ 
tionen und Mittheilungen beſchaͤftigt geweſen, welche ſich auf die 


Verhandlungen in 
ein ſelbſter⸗ 


unbekannt geblieben, 
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. ten Feiertage. j 4 
u A — 


ung. 


Wien und Frankfurt über die allgemein 


deutſchen Verhältniſſe beziehen. Ein Cickular⸗ Schreiben 
und eine dazu gehörige Denkſchrift in Betreff des mit Dänemark 
abgeſchloſſenen Friedens⸗Traktats, weiche von Seiten der preußi⸗ 
ſchen Regierung an alle deutſche Regierungen ergangen ſind, wur⸗ 
den dem Fürſten⸗Kollegium zur Kenntnißnahme vorgelegt. 


Mittheilungen des Miniſters Freiherrn v. Manteuffel über 


die Entwürfe eines Auswanderungs⸗ und eines allgemeinen 
Wahlgeſetzes, fo wie verſchiedene Anzeigen und Bemerkungen 
einzelner Regierungen Po 
Entwürfe wegen der Heimaths⸗Bere ung, der Voll⸗ 
ziehbarkeit rechtskräftiger 2 Unlons⸗ 
Staaten und der Gültigkeit öffentlicher Urkunden, wa⸗ 
ten dann Gegenſtand der Verhandlung. 


die in Berathung befindlichen Geſetz⸗ 


Endlich legte der hanſeatiſche Bevollmächtigte das ablehnende 


Erwiederungs⸗Schreiben des Senats der freien Stadt Bremen 
auf die bekannte hannoverſche Note vom 7ten v. M. vor, 


Die hauptfächlicheren Verhandlungen des proviſoriſchen 


Fürſten⸗Kollegiums in deſſen Sitzung vom 5. Juli 
ergeben ſich aus Nachſtehendem: 


Auszug E 
aus dem Protokoll der Sten Sitzung. 
Verhandelt Berlin, den 5. Juli 1850, Vormittags 11 uhr, in 
Gegenwart: - — 
us der I. Kurie: 


a . 
für Preußen: des Vorſitzenden, königlich preußiſchen General⸗Lieutenants 


von Radowitz, und des königlichen Geſandten bei der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft und geheimen Legations⸗Raths von Sydowz 


aus der II. Kurie: l 

für Sachſen⸗Weimar, für Sachſen⸗Meiningen, für Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha, für Sachſen⸗Altenburg, für Anhalk⸗Deſſau und Köthen, für 
Anhalt Bernburg, für Schwarzburg⸗Sondershaufen, für Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, für Reuß älterer Linie und für Reuß jüngerer Linie: des 
herzoglich naſſauiſchen Präſidenten Vollpracht, in Vertretung des 
We anhalt⸗deſſauiſchen wirklichen geheimen Raths und Miniſters 


E aus der III. Kurie: un 
für Braunſchweig: des greßherzoglich oldenburgiſchen Oberſten Mosle, 
in Vertretung des zum Bevollmächtigten für Braunſchweig ernannten 
Legations⸗Raths Dr. Liebez für Mecklenburg⸗Schwerin: des Legations⸗ 
Raths und Kammerherrn v. Schack; für Oldenburg: des großherzog⸗ 
lich⸗oldenburgiſchen Oberſten Moslez für die freie und Hanſe⸗ Stadt 
Lübeck: des hamburgiſchen Syndikus Dr. Banks, in Vertretung des 
Syndikus Dr. Elder, als des ernannten Bevollmächtigten für Lubeck; 
für die freie und Hanſe⸗Stadt Bremen: Deſſelben, in Vertretung des 
Bürgermeiſters Smidt, als des ernannten Bevollmächtigten für Bre⸗ 
men; füe die freie und Hanſe⸗Stadt Hamburg: Deſſelben; 
aus der IV. Kurie: - 
für Baden: des Legations⸗Raths Freiherrn v. Meyſen bug; 
aus der V. Kurie: 
für Naſſau: des herzoglich naſſauiſchen Präſidenten Vollprachtz für 
Waldeck: Deffelben als Bevollmächtigten für Waldeck während der 
Dauer der Anweſenheit des herzoglich braunſchweigiſchen Legations⸗ 
Raths Dr. Liebe in Frankfurt a. M.; pe: Deſſelben. 
—— Protokoll führt der königlich preußiſche geheime Juſtiz « Rath 
oemer. . 


General- Lieutenant v. Radowitz eröffnet die Sitzung durch 
die Erklärung, daß er nunmehr die Ehre habe, als Bevollmäch⸗ 
tigter Preußens den Vorſitz im proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegium 
zu übernehmen, daß ihm jedoch, da er ſich noch nicht völlig ge⸗ 
kräftigt fühle, der königliche Geſandte, geheime Legations⸗Rath 
v. Sydow, einſtweilen zur Seite bleiben werde. Geheimer Lega⸗ 
tionsrath v. Sydow ſpricht hierauf ſeinen herzlichen Dank aus 
für das freundliche Vertrauen, das ihm von den Mitgliedern des 
Kollegiums bisher zu Theil geworden; welchem Dank der groß⸗ 
herzoglich badiſche Bevollmächtigte die Erwiederung zufügt, daß, 
nach der durch den nunmehrigen Vorſitzenden, General⸗Lieutenant 
v. Radowitz, fo eben gegebenen Erklärung, geheimer Legations⸗ 
Rath v. Sydow ja ſofort noch nicht aus dem Kollegium aus⸗ 
ſcheiden, auch in dem Streben für die Zwecke des Kollegiums 
ſtets mit demſelben verbunden bleiben werde. s 

Das Protokoll der ſiebenten Sitzung wird verleſen, von den 
Mitgliedern des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums genehmigt und 
von dieſen und dem Protokollführer unterzeichnet. 

Der von dem königlich preußiſchen mit dem königlich däni⸗ 
ſchen Bevollmächtigten am 2. Juli d. J. abgeſchloſſene Friedens⸗ 
Traktat, fo wie das zwiſchen Preußen und Dänemark über die 
zunächſt zu treffenden Maßregeln feſtgeſtellte Protokoll, wird von 
dem Vorſitzenden den Mitgliedern des proviſoriſchen Fürſten⸗ 
Kollegiums vorläufig: und vertraulich mitgetheilt, unter dem Zu⸗ 
fügen, daß nach desfallſiger Eröffnung des königlich preußlſchen 
Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, der Traktat unver⸗ 
züglich den deutſchen Regierungen von dem königlich preußiſchen 
Gouvernement zur Abhäſion und Ratification werde vorgelegt 
werden. g 

Nach einer vertraulichen näheren Darlegung der zwiſchen Wien 
und Berlin in Beziehung auf die fernere Geſtaltung des In⸗ 
terims bisher gepflogenen Verhandlungen legt der Borfigende 
dem proviforifchen Fuͤrſten⸗Kollegium das folgende e vor: 

„Es iſt dem proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegium bekannt, daß 
die Hoffnungen, welche die königliche Regierung, ann ihre Ver⸗ 
bündeten auf das durch die Sendung ihrer Bevollmächtigten 
nach Frankfurt bethätigte Entgegenkomm geſetzt haben, bis 
jetzt unerfüllt geblieben find. — Die. erſuche, welche die 
letzteren gemacht haben, den balsgic öſterreichiſchen Bepol⸗ 
mächtigten und die Vertreter der übrigen Regierungen zu einer 

Berathung in freien Monfenenäff in dewegen, find. vergeblich 

geblieben. Die vorläufige, auf die erſte vertrauliche Commu⸗ 
nication erfolgte Weigerung des Grafen v. Thun, ſolche 
Konferenzen durch die Aufnahme der von uns nach Maßgabe 
des Erlaſſes an den königlichen Gefandten in Wien vom 
16. Mai zu A n Vorbehalte möglich zu wachen, iſt dem 
Fürſten⸗ Kollegium mitgetheilt worden; und das Verfahren 
deſſelben iſt, wie dieſer erſt vor einigen Tagen unſeren Be⸗ 
vellmichelegn angezeigt hat, auf die damals vorbehaltene Ein⸗ 
holung näherer Inftruction von Wien von dem kaſſerlichen 
Kabinet vollkommen gebilligt worden. — Inzwoiſchen hatte 
ſich, wie dem proviforifchen Fürften: Kollegium ebenfalls nicht 

n eine Ausſicht auf eine Verſtändigung zu⸗ 
| 80 1 fol ein neu zu ertichtendes Interim ergeben, welche die 

nigliche Regierung durch vertrauliche Beſprechungen 

Geſandten in Wien mit dem kalſerl. Minſſter⸗Pröſſdenten zu ! 

folgen für ihre Pflicht erachten mußte. Zu unſerem en 


Bedauern haben die letzteren zu keinem annehmbaren Reſultat 
geführt, indem das kaiſerl. Kabinet für jedes Abkommen Über 
ein Interim die von uns nicht zuzugebende Bedingung feſthielt, 
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daß mit dem Interim eine Suspenſion aller auf die Union be⸗ 
züglichen Beſtimmungen eintrete. — Die königliche Regierung 
fieht daher in der Lage, dieſe Beſprechungen fallen zu laſ⸗ 
fen, und hat ihren Geſandten am kaiſerlichen Hofe demgemäß 
inſtruirt. — Sie will aber damit die Hoffnung auf eine den: 
noch zu erreichende Einigung der deutſchen Regierungen nicht 
aufgeben und hält einen offenen Austauſch der gegenſeitigen 
Anſichten über die definitive Geſtaltung der deutſchen Bundes⸗ 
Verfaſſung für eben ſo wünſchenswerth, als durch die Bun⸗ 
despflicht geboten. — Sie hat ſich demnach entſchloſſen, an 
das kaiſerl. Kabinet nunmehr das Verlangen zu richten: 
die Verhandlungen über das Definſtivum des weiteren Bun: 
des unverzüglich zu beginnen, 
und dazu eine Form zu wählen, welche von beiden Seiten 
als zuläſſig anerkannt werden müſſe. Es würden näm⸗ 
lich die betreffenden Eröffnungen von der kaiſerl. öfter: 
reichiſchen und den mit ihr übereinftimmenden oder ſich 
ihr anſchließenden Regierungen an ſämmtliche Genoſſen 
des deutſchen Bundes ergehen, denen es, ihrer Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und Unabhängigkeit gemäß, überlaſſen bliebe, 
8 in welcher Weiſe fie dieſelben mit ihren näheren Verbün⸗ 
deten in mehr oder weniger gemeinfame Berathung zie⸗ 


hen wollten. 
Um jeder mißverftändlihen Auffaſſung ihrer Stellung vor: 
& zubeugen, wird die königl. Regierung hierbei ausdrücklich die 
Erklärung wiederholen, daß Preußen, geſtützt auf die einfache 
rechtliche Erwägung: 
daß das Pleuum des Bundes ſich nur auf Entſcheidung 
des engeren Bundes rathes und zur Adſtimmung über bie 
in dieſem vorbereiteten Beſchlüſſe bilden könne, daß dieſe 
Vorbedingung aber in dem gegenwärtigen Falle weder er⸗ 
fünt, noch zu erfüllen, und daß die im Jahre 1848 voll⸗ 
zogene Aufhebung des Bundestages eine eben fo ſehr recht⸗ 
liche als faktiſch beſtehende Thatſache ſei, 
auf die Eigenſchaft der Frankfurter Konferenzen als Bundes⸗ 
Plenar⸗Verſammlung nicht eingehen könne und daher etwaige 
von den daſelbſt verſammelten Vertretern einiger Regierungen 
gefaßte oder zu faſſende „Bundesbeſchlüſſe“ als rechtlich und 
faktiſch wirkungslos erachten müſſe. 
Die desfalls an den königl. Geſandten in Wien ergangene 
Inſtruktion werde ich mich im Stande ſehen, durch Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren dem proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegium allernächſtens 
vollſtändig vorlegen zu laſſen. 
Indem die königl. Regierung ihren Verbündeten von dieſem 
ihren Entſchluſſe Kenntniß giebt, richtet ſie an dieſelben das 
Erſuchen, entſprechende Erklärungen in Wien abgeben laſſen 
zu wollen. 
Ich erſuche Ew. Hochwohlgeboren, dieſe Aufforderung im 
Namen der königl. Regierung an das proviſoriſche Fürſten⸗ 
Kollegium gelangen zu laſſen und die Bitte um eine baldige 
Entſchließung zuzufügen. Wir glauben eine ſolche um fo 
mehr hoffen zu dürfen, als wir mit dieſen Entſchlüſſen uns ganz 
auf dem Boden der auf dem hieſigen Fürſten⸗Kongreſſe ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen befinden, und uns überzeugt halten, 
daß die unirten Regierungen in unſerem Verfahren die auf⸗ 
richtige Abſicht erkennen werden, den Wünſchen unſerer Ver⸗ 
bündeten zu entſprechen und in voller Uebereinſtimmung mit 
ihnen zu handeln. 
Berlin, 4. Juli 1850, von Schleinitz.“ 
Das proviſoriſche Fürſten⸗Kollegium befchließt: 
daß der Inhalt des vorſtehenden Schreibens durch 
die Bevollmächtigten der in dem Kollegium vertre⸗ 
tenen Regierungen unverzüglich zur Keuntniß dieſer 
Regierungen gebracht und deren baldige Entſchlie⸗ 
Bing auf das darin an fie gerichtete Erfuchen er: 
beten werden foll. 

Der Vorſitzende legt dem proviforifhen Fürſten⸗Kollegium das 
folgende Schreiben vor: 

Das Herannahen des 15. Juli, als des Termins, bis zu 
welchem hin die Dauer des gegenwärtigen Proviſoriums der 
Union in der vierten Sitzung des Kongreſſes am 14. Mai d. J. 
feſtgeſtellt worden iſt, macht es nothwendig, den ebenfalls dort 
angenommenen Beſtimmungen gemäß, die Frage zu entſcheiden, 
ob das Proviſorium in der Weiſe, wie es bis jetzt ins Leben 
getreten, oder aber in einer andern Geſtalt zu verlängern, oder 
daſſelbe nunmehr ins Definitivum hinüberzuführen ſei? — Die 
königl. Regierung hält es für ihre Pflicht, den unirten Regie⸗ 
rungen ihre Anſicht dahin auszuſprechen, daß die Einführung 
des Definitivums unter den jetzigen Umſtänden noch nicht 
möglich ſei. — Diefe Anficht wird keiner weitläuftigen Moti⸗ 
virung bedürfen. Sie begründet ſich auf die einfache Erwä⸗ 
gung, daß die Verhältniſfe ſich feit dem Mai d. J. nicht fo 
weſentlich und durchgreifend geändert haben, daß dieſelben 
Gründe, welche damals füc die Einführung des Proviſoriums 
ſprachen, nicht noch jetzt maßgebend ſein ſollten. Weder die 
Beziehungen der durch den Vertrag vom 26. Mai v. J. ver⸗ 
bundenen Regierungen zu einander, noch die Vorbereitungen 
zu der Reorganiſation des weiteren deutſchen Bundes find zu 
demjenigen Punkte der Klarhıit und gegenfeitigen Verſtändi⸗ 
gung gediehen, welcher es räthlich und möglich machen würde, 
die von der Mehrzahl der verbündeten Regierungen mit Prru⸗ 
zen als rechtlich beſtehend anerkannten Grundlagen zur fakti⸗ 
ſchen Ausführung und vollſtandigen, definitiven Entwickelung 
zu bringen. — Auch hat ſich in der bisherigen Erfahrung keine 
Veranlaſſung berausgeſtellt, das beſtehende Proviſorium für 
dem gegenwärtigen Bedürfaiß der Union ungenügend zu er⸗ 
trachten. Vielmehr hat ſich die Thätigkeit des proviſoriſchen 
Fürſten⸗Kollegiums namentlich in der. vorbereitenden Berathung 
wichtiger Geſetze, wie die königliche Regierung mit lebhafter 
Befriedigung anerkennt, als eine höchft erfreuliche und für die 
inneren Verhältniſſe der Union förbecliche gezeigt. 

Es iſt daher auch kein Grund vorhanden, auf elne Modi⸗ 
ſikatiom der gegenwärtigen Geſtalt des Proviforiums Rückſicht 
zu nehmen, und die königliche Regierung hält es daher für 
angemeſſen, ihren hohen Verbündeten eine einfache Ver⸗ 
längerung des jetzigen Proviſoriums vorzuſchlagen. 

Sie erachtet es aber, aus denſelben Gründen, welche fir 
damals leiteten, für nothwendig, dieſer Verlängerung eine be⸗ 
ſtimmte Gränze zu ſtellen, und fie ſchlägt daher, nach reifli⸗ 
cher Berlͤckſichtigung aller Umftände, dafür den Termin von 
drei Monaten vor. Am Schluß deſſelben würde dieſelbe 
Erwägung, wie für den gegenwärtigen Fall durch den Kon⸗ 
greß vorhergeſehen, einzutreten haben; es darf aber die Hoff: 
nung ausgeſprochen werden, daß bei einem in dieſer Aus deh⸗ 
nung geſtellten Termine inzwiſchen die Verhältniſſe ſich wer⸗ 
den fo weit aufgeklärt haben, daß die verbündeten Reglerun⸗ 
gen ſich zu einem gemeinſamen Entſchluſſe vereinigen können. 

Ew. Hochwohlgedoren wollen dieſe Vorſchläge der königli⸗ 
chen Regierung dem proviſoriſchen Fütſten⸗Kollegium vorlegen. 

Ich füge nur noch die Bemerkung hinzu, daß bei der Be⸗ 
rathung und Beſchlußfaſſung über diefe Vorſchlaͤge auf das 
Reſultat der Abſtimmung über dieſen Punkt in der Sitzung 

des Kongreſſes vom 14. Mai dieſes Jahret wird Rückſicht 
zu ne ſein, wonach die Mehrzahl der dabei betheiligten 
Regierungen ſich dafür erklärt hatte, innerhalb des Fürſten⸗ 
Kollegiums ihre eßungen geltend zu machen, während 
es den Regierungen der Minorität, als in dieſem Falle durch 
die Majorität nicht gebunden erachtet, unbenommen blieb, 
auf unmittelbaren Ent n zu beharren. 

Jedenfalls wollen Ew. Hochwohlgeboren die Mitglieder des 
Fürſten⸗Kollegiums erſuchen, die Vorſchläge der königlichen Re: 


liche Erreichung des geſetzten Zieles, 
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gierung zur Kenntniß ihrer hohen Kommittenten zu bringen 
und ſich baldgefälligſt die betreffenden Inſtruktionen zu erbitten. 
Berlin, den 4. Juli 1850. v. Schleinitz.“ 

Der Vorſitzende fügt dem Inhalte dieſes Schreibens erlaͤu⸗ 
ternd bei: „Die Frage nach den Maßregeln, die ſeitens der in dem 
Fürſten⸗Kollegium vertretenen Regierungen bei Ablauf des jetzigen 
Proviſoriums zu treffen ſeien, erweiſe ſich eben ſo ernſt, als der 
Moment ſelbſt, in dem dieſe Frage zur Entſcheidung ſtehe. Die 
königliche Regierung habe nicht verkannt, wie viel gerade jetzt 
für den Uebergang des Proviſoriums in ein Definitlvum geſagt 
werden könne. Wenn ſie ſich aber dennoch ihrerſeits blos für 
eine einſtweilige Verlängerung des Proviforiums entſchieden, „fo 
ſel dies in der feſtbegrüͤndeten Ueberzeugung geſchehen, daß dem 
wahren Intereſſe der Sache unter den obwaltenden Umſtänden 
nur durch die Verlängerung des Proviſoriums gedient werde. 
Mehr als eine Regierung ſei in dieſem Augenblicke, bei dem red⸗ 
lichſten Willen für die Unton, durch Verhältniſſe, die ganz außer: 
halb dieſes Willens liegen, in ihrer Entſchließung hinſichtlich des 
Definitivums behindert, fo daß eine Nothwendigkeit ſofortiger 
Entſchließung ſie jetzt in die peinliche Lage verſetzen könnte, ihren 
Entſchluß mit Vorbehalten zu umgeben, die fie auf gleiche Linie 
mit den ſtellen würden, welche aus ganz anderen Gründen der 
Verwirklichung der Union widerſtreben. Eine weitere Folge hier⸗ 


von würde ſein, daß die dann in das Definitivum eintretenden 


Regierungen den Bundesſtaat auf einer kleineren Baſis ins Le⸗ 
ben treten ſähen, als es die Lebensbedingung einer ſolchen poli⸗ 
tiſchen Inſtitution erheiſche. Was die königliche Regierung vom 
erſten Augenblicke an unabläſſig angeſtrebt habe und, durch alle 
ſeitherigen Hemmniſſe und Erſchwerungen unbeirrt, auch jetzt 
noch unverändert anſtrebe, ſei die Löſung der großen nationalen 
Frage, nicht die Erledigung deſſen, was durch die Ungunſt des 
Augenblicks geboten werden möge. Nicht in der Bildung einer 
Staatengruppe, wie fie wohl in anderen Projekten fich geltend 
mache, ſondern in der Errichtung eines wahren nationalen Ge⸗ 
meinweſens liege das Ziel, welches zu erreichen für alle deutſche 
Regierungen gemeinſchaftliche Pflicht und höchſte Aufgabe ſein 
müſſe. Dee in Verſchlag gebrachte Termin für die Verlänge⸗ 
rung des Proviſorius beruhe auf der Wahrſcheinlichkeit, daß an 
dem Schluſſe deſſelben eir feſter Standpunkt zu durchgreifenden 
Entſchließungen gewonnen ſein werde, ſo wie auf der Gewißheit, 
daß dieſe Verlängerungsfriſt des Proviſoriums, bel gehöriger Bes 
nutzung derſelben für die Union nicht verloren ſeſ. Die unions⸗ 
getreuen Regierungen würden während dieſer Zeit in ihrem Ver⸗ 
hältniß zum weiteren Bunde in einem ernſtlichen Zuſammenhal⸗ 
ten zu verharren haben und, bezüglich der Union, in Gemein⸗ 
ſchaft des Schutzes gegen alle und jede Gefahr ſtehen; ſie wür⸗ 
den endlich mit vereinten Kräften dahin ſtreben, die legislatori⸗ 
ſchen Vorarbeiten zu vollenden, welche bei gedeihlicher Wirkſam⸗ 
keit einer Unions⸗Regierung demnächſt ſofort in Anwendung tre⸗ 
ten müſſen. Das mitgetheilte Erſuchen der königlichen Regie⸗ 
rung wende ſich, wie der Vorſitzende ſchließlich bemerkt, zunächſt 
nut an diejenigen Regierungen, welche gegenwärtig im Fürſten⸗ 
Kollegium vertreten feien, ſei es nun, daß fie, der Majorität die⸗ 
fer Regierungen angehörend, nach dem Konferenz- Protokoll vom 
14. Mai d. J. ihre Entſchließungen innerhalb des Fürſten⸗Kol⸗ 
legiums geltend machen, ſei es, daß ſie die zu faſſende Entſchei⸗ 
dung unmittelbaren Entſchließungen vorbehalten haben. Die auf 
Grund des Vertrages vom 26. Mai 1849 verbündeten Regie⸗ 
rungen, welche bisher im proviforifchen Fürſten⸗ Kollegium noch 
nicht vertreten ſeien, würden durch den königlich preußiſchen Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten, als den Bevollmächtigten 
des Unions⸗Vorſtandes, um Abgabe beſtimmter Erklärungen er⸗ 
ſucht werden, unter der gleichzeitig an ſie zu richtenden ausdrück⸗ 
lichen Anforderung, nunmehr auch ihrerſeits das proviſoriſche 
Fürſten⸗Kollegium zu beſchicken. Diejenigen Regierungen endlich, 
an die nach der von ihnen faktiſch eingenommenen Stellung ein 
Erſuchen nicht mehr ergehen könne, würden durch das Unterblei⸗ 
ben dieſes Erſuchens felbftredend keiner der noch ungelöſten Pflich⸗ 
ten entbunden, die ſie in Gemeinſchaft mit der königlich preußi⸗ 
ſchen Regierung durch Abſchluß des Vertrages vom 26. Mai 
1849 oder durch Zutritt zu demſelben übernommen haben.“ 

Das proviſoriſche Fürſten⸗Kollegium beſchließt: 

Die Mitglieder des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums 
werden die in dem vorſtehend mitgetheilten Schrei⸗ 
ben des königlich preußiſchen Miniſters der auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten hinſichtlich der Verlängerung des 
jetzigen Proviſoriums gemachten Vorſchläge der könig⸗ 
lich preußiſchen Regierung den durch fie vertretenen 
hohen Regierungen unverzüglich zur Kenntuiß bringen 
und, ſo viel an ihnen, die baldgefälligen Eutſchließun⸗ 
gen dieſer Regierungen, wo möglich kunerhalb der näch⸗ 
ſten acht Tage, zu bewirken bemüht ſein. 

Der Vorſitzende theilt dem proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegium 
das folgende ſeitens des großherzoglich heſſiſchen geheimen Raths 
Freiherrn von Lepel an ihn gerichtete Schreiben mit: 

„Der unterzeichnete hatte in der letzten Sitzung des Verwaltungs: 
Raths am 31. Mat erklären müſſen, daß er an den bevorſtehenden 
Sitzungen des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegs ſich nicht betheiligen könne, 
weil ihm die Entſchließungen ſeiner Regierung bezüglich der in den Mi⸗ 
niſter⸗Konferenzen gefaßten Beſchlüſſe noch nicht zugekommen ſelen. 
Erſt heute hat er dieſe, aus verſchiedenen Gründen verzögerten, Ent⸗ 
ſchließungen erhalten, nach welchen die großherzogliche Regierung nicht 
beabſichtigt, an dem prooiforifchen Fürſten⸗Kolleg, als der Regierung 
einer engeren, wie die im Büagdniß vom 26. Mai vorgeſehene, Union, 
ſich zu betheiligen, dagegen ihre endliche Erklärung den Umſtanden nach 
für den Fall des Uebergangs der engern Union zu einem Deſtuitivum 
ſich vorbehält. — Der Unter zeichnete hat im Aaftrage feiner Regierung 
und auf den Grund feiner beſonderen geſandtſchaftlichen Beglaubigung, 
der königlich preußiſchen Regierung ven jenen Entſchließungen Kenntniß 

egeben. Zugleich iſt er ermächtigt worden, auch das proviſoriſche Für⸗ 
en⸗Kolleg davon zu benachrichtigen. Hätte er hierzu ſchon am 31. Mal 
ſich im Stande gefehen, fo würde ihm zugleich die Möglichkeit gegeben 
geweſen ſein, ſofort damals und beim Scheiden aus ihrer Mitte den 
Männern, mit welchen im Versoaltungsrath unter oft ſchwierigen Ums 
ſtänden gemeinſchaftlich nach einem ſchönen Ziele, der nationalen Eini⸗ 
gung Deutſchlands in bundesſtaatliche Verfaſſung, ſtreben zu dürfen, 
ihm das Glück und die Ehre zu Theil geworden war, ſeinen lebhafte⸗ 
ſten und aufrichtigſten Dank für das ihm ſtets und ununterbrochen be⸗ 
währte perſönliche Vertrauen und Wohlwollen abſtatten zu können, und 
ſie zu verſichern, daß er ihnen fortwährend die höchſte Achtung und 
treueſte Freundſchaft widmen werde, und daß ſeine lebhafteſten Wünſche 
für ein ferneres, gedeihliches, treues Zuſammenwirken und für die glück⸗ 
wenn auch erſt per aspera ad 
astra, ihren fortgeſetzten Beſtrebungen folgen. — Weil ihm aber nicht 
vergönnt iſt, dem verſammelten Kollegium jene Geſinnungen ausſprechen 
zu dürfen, fo erlaubt er ſich, Se. Excellenz den Herrn Worfigenden des 
proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegs zu erſuchen, ihn geneigteſt vertreten und 
insbeſondere auch bezüglich ſeiner Perſon dieselben Verſicherungen auf⸗ 
richtigſter Verehrung entgegennehmen zu wollen. — Berlin, den 4. Juli 
1850, — Lepel.“ ö 

Das proviſoriſche Fürſten⸗Kollegium vernimmt den Inhalt die: 
ſes Schreibens, das bezüglich der darin vorkommenden Erklärung 
der großherzoglich heſſiſchen Regierung an den Verfaſſungs⸗Aus⸗ 
ſchuß geht, unter Eindrücken, die in einer durch den Vorſitzenden 
an den Freiherrn v. Lepel zu richtenden Erwiederung Namens 
und im Auftrage ſämmtlicher Mitglieder des Kollegiums ausge⸗ 
ſprochen werden ſollen. Das beim Vollzug des gegenwärtigen 
Protokolls im Entwurfe vorgelegte und demnächſt an den Frei: 
herrn v. Lepel abgeſandte Erwiederungsſchreiben des Vorſitzenden 
lautet, wie folgt: 

„Ich habe geglaubt, dem in dem geehrten Schreiben Ew. Hochwohl⸗ 
geboren vom 4. d. an mich gerichteten Erſuchen nicht beſſer entſprechen 
zu können, als indem ich dem proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegtum in deſ⸗ 
fen Sitzung vom 5. d. das Schreiben ſelbſt vollſtändig mittheilte, Das 
Schreiben if hierauf nach der ganzen Bedeutung feines Inhalts von 
dem proviſorſſchen Fürſten⸗Kollegium gewürdigt worden, und es geſchleht 
im Namen und beſtimmten Auftrag des Kollegiums, daß ich Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren ergebenſt bitte, in den folgenden Zeilen den Ausdruck der 
Empfindungen entgegen zu nehmen, die die nunmehrige Gewißheit Ihres 
Scheidens unter den obwaltenden Umftänden bei demſelben hervorgeru⸗ 
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fen hat. — Das proviſoriſche Fürſten⸗Kollegium kann ſich zunächſt die 
Größe des Verluſtes nicht verbergen, den das Scheiden Ew. Hochwohl⸗ 
geboren für feine geſchäflliche Wirkſamkeit, namentlich in dem gegen: 
wärtigen Augenblicke, herbeiführt, wo dem Kollegium große und drin: 
gende legislatoriſche En vorliegen und Ew. Hochwohlgeboren tiefe 
und ausgebreitete Rechtskenntnſß und energiſche Bewältigung des Stoffs 
doppelt ſchwer entbehrt wird. — Indeß, wie hoch auch die Mitglieder 
des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums dieſen Verluſt an geſchäftlicher 
Hülfeleiſtung anzuſchlagen allen Grund haben: den ſchweren Verluſt 
empfinden fie darin, daß ein Mund in ihrem Kreiſe verſtummt, der 
dort ſtets die Sprache deutſcher Treue und Ehre redete, und durch 
männliche Vertretung des Rechts den Glauben an den endlichen Sieg 
des Rechts in manchem ernſten Augenblicke ſtärkte und erhöhte. — In⸗ 
dem Ew. Hochwohlgeboren auch jetzt mit dem Wahlſpruch der Beharr⸗ 
lichkeit im Kampfe für eine gute Sache von den Mitgliedern des pro⸗ 
viforifchen Fürſten⸗Kollegiums ſcheiden, geben fie ihnen, und nicht ihnen 
allein, das ſchöͤne Beiſpiel, daß patriotiſche Männer bei dem Wechſel der 
äußeren Verhältniſſe an dem Heil des Vaterlandes nicht verzweifeln, 
ſondern getroſten Muthes des Tages gewärlig bleiben, der „in der na⸗ 
tionalen Einigung Deutſchlands in bundesſtaatlicher Verfaſſung“ die 
tiefe Sehnſucht aller deutſchen Herzen erfüllen muß. — Die Mitglieder 
des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums ſagen Ew. Hochwohlgeboren hier⸗ 
für, ſo wie für Alles, was Sie zur Erreichung dieſes Zieles durch Lei⸗ 
ftung und Geſinnung bisher gewirkt haben, den aufrichrigſten Dank, fo 
wie ſie ſich Ihrer andauernden Geneigtheit und Ihrem freundſchaftlichen 
Andenken auf das angelegentlichſte empfehlen. — Berlin, den 9. Juli 1850. 
— Der Vorſitzende des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums. — v. Ra⸗ 


dowitz.“ 

Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt Hamburg, Syn⸗ 
dikus Dr. Banks, giebt dem proviforifchen Fürſten⸗Kollegtum 
vertrauliche Mittheilung der Erwiederung, die der Senat der von 
ihm vertretenen freien Stadt an die königlich hannoverſche Regie⸗ 
rung auf deren Zuſchriſt vom 7. v. M. ſetzt hat gelangen laſſen. 

Es erfolgt die in der zweiten Sitzung des proviſoriſchen Fürs 
ſten⸗Kollegiums vorbehaltene Ergänzung des Verfaſſungs⸗Ausſchuſ⸗ 
ſes um ein drittes Mitglied. Als drittes Mitglied des Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Ausſchuſſes iſt geheimer Legations⸗Rath von Sydow 
gewählt. 

Der auf den Antrag des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes in der ſie⸗ 
benten Sitzung gefaßte Beſchluß des proviſoriſchen FürſtenKolle⸗ 
glums, die Stellung der Union und des Schiedsgerichts der Unton 
zu der königlich ſächſiſchen Regierung betreffend, wied mittelſt der 
im Entwurfe vorgelegten Zuſchrift des Vorſitzenden vom 5. d. 
dem königlich preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenhei⸗ 
ten zur amtlichen Kenntniß gebracht, und dieſem Beauftragten 
des Unions⸗Vorſtandes anheimgeſtellt werden, die königlich fäch⸗ 
ſiſche Regierung von dieſem Beſchluſſe zu unterrichten. 

Die Sitzung ſchließt Mittags 2 Uhr. g 

Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 9. d. verleſen, von den 
Mitgliedern des proviſoriſchen Fürſten⸗Kollegſums genehmigt und 
von dieſen und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 

v. Radowitz. v. Sydow. v. Meyſenbug. v. Schack. 
Mosle. Banks. Vollpracht, zugleich in Vertretung des 
Bevollmächtigten für die thüringiſchen und anhaltiniſchen 
Staaten. Bloemer. 

N (Staats⸗Anz.) 

[Zur deutſchen Sache.] In der Sitzung des Fütſten⸗ 
Kollegiums am 9. wurde Seitens des preuß. auswärtigen Mi⸗ 
niſteriums mitgetheilt, daß die dem königl. Geſandten Grafen 
v. Bernſtorff nach Wien mitgegebene Inſtruktion dem k. k. 
öſterreichiſchen Miniſterium übergeben, eine Antwort des Letzteren 
jedoch noch nicht erfolgt ſei. Ferner geſchah noch die Anzeige, 
daß laut Erklärung des däniſchen Gouvernements daſſelbe auf 
die Fregatte Gefion (Eckernförde), wie ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſtehe, nach ratificirtem Frieden keine weiteren Anſprüche mache, 
vielmehr dieſelbe als Eigenthum des deutſchen Bundes betrachte. 
— In Betreff der Verhältniſſe zu Wien erfahren wir ferner, 
daß das dortige Miniſterium über die durch Graf Bernſtorff 
überbrachte Antwort Preußens auf die letzten öſterreichiſchen Vor: 
ſchläge ſowohl unter ſich, als mit den Geſandten der Staaten 
des Münchener Entwurfs und Hannovers in Berathung getreten 
ſei. Die Antwort Preußens lautet, wie wir ſchon früher an⸗ 
deuteten, im Weſentlichen dahin, daß man auf eine Suspenſion 
der Union nicht eingehen könne; überhaupt die Unterhandlungen 
wegen eines neuen Intetims als geſcheitert anſehen müſſe, dage⸗ 
gen bereit ſei, mit Defterreich und deſſen Anhange in Frankfurt 
auf der Baſis freier Berathung und völliger Gleichberechtigung 
aller Theilnehmer in Unterhandlungen zu treten, um bezuglich 
des weiteren Bundes zu einem Definitioum zu gelangen. Sollte 
hierauf Seitens des Wiener Kabinets nicht eingegangen werden, 
fo wird Preußen die Unterhandlungen in Frankfurt ab: 
brechen, ſeine Bevollmächtigten von dort abberufen und 
auch die übrigen Mitglieder der Union zu einem gleichen 
Verfahren auffordern. 7 (C. C.) 

Berlin, 10, Jul. Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: dem Sekonde⸗Lieutenant Neumann des Iſten 
Artillerle⸗Regiments den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, fo wie 
dem Bombardier Biſchoff von der Handwerks⸗Kompagnie def; 
ſelben Regiments, das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und 
den ſeither bei dem Miniſterium des Innern angeſtellten geh. 
Regierungs⸗Rath Delius unter Beibehaltung feines bisherigen 
Ranges, zum Ober⸗Regierungs⸗Rath und Reglerungs⸗Abtheilungs⸗ 
Dirigenten zu ernennen. 

Se. königl. Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
Strelitz iſt auf Schloß Sansſouci eingetroffen. 

Abgereiſt: der General-Major und Kommandeur der Sten 
Diviſion, v. Wuſſow, und der Erbſchenk im Herzogthum Mag: 
deburg, Graf v. Hagen, nach Frankfurt a. d. O. 

C. C. Berlin, im Jull. [Sach ſen und die deutſche 
Frage. — VII.] Die, Schritte, in welchen ſich die Abficht 
eines Bundesbruches von Seiten Sachſens und Hannovers im⸗ 
mer deutlicher manifeſtirte, reihten ſich jetzt in ſchneller Folge 
aneinander. Wie wohl die Noten und Denkſchriften beider Re⸗ 
gierungen im Weſentlichen immer dieſelben Scheingründe zur 
Unterftügung einer unhaltbaren Sache vorbrachten, fo hielten es 
doch Preußen und die bumdestreuen Regierungen für ihre Pflicht, 
im Intereſſe des deutſchen Bundesſtaates jede, wenn auch nur 
ſcheinbar neue Aufftellung mit gewiſſenhafter Gründlichkeit zu 
widerlegen, um ben fo offenbar bundes feindlichen Abſichten nicht 
in dem Vorwande eine Stütze zu geben, das Nichtbeſtreiten einer 
Behauptung involvire ein ſtillſchweigendes Zugeben derſelben. 
Unterm 25, Oktober 1849 erließ Here v. Beuſt eine Note an 
den Verwaltungsrath, welche bie in der Sitzung vom 17. Ok⸗ 
tober mitgetheilte Antwort Preußens auf die ſogenannte hanno⸗ 
verſche „Rechts ausführung“ widerlegen ſollte. Hr. v. Beuſt bes 
ſchränkte ſich darin auf eine ſehr künſtliche Deduktion zu Gun⸗ 
ſten der formellen Gültigkeit und der materiellen Wirkſamkeit 
der bewußten Vorbehalte, und folgerte aus letzterer die Berechti⸗ 
gung Sachſens, darauf zu beſtehen, daß die Konſtituirung des 
Bundesſtaates hinaus geſchoben werde, bis ſämmtliche deutſche 
Regierungen, namentlich Baiern, ihm beigetreten ſeien. Die 
ormellen Einwände fanden in der Sitzung vom 30. Oktober 
duech die wiederholten Erläuterungen des Protokollführers ihre 
Erledigung. Der materielle Inhalt der Note zerfiel in zwei 
Theile, von denen der eine ſich auf das Rechtsverhältniß zwwiſchen 
den ucſprünglichen Paciscenten, nämlich zwiſchen Preußen, ach⸗ 
en und Hannover bezog, der andere dagegen auf das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen dieſen und den etſt ſpäter beigetretenen Re⸗ 
gierungen. Die Erwiederung Preußens auf die Note (urch 

errn v. Bodelſchwingh) berührte zunächſt nur den erſten 
Theil und wies abermals nach, daß Sachſen auf Grund des 
Schlußprotokolls höchſtens zu einer nachträglichen Erklärung 
über die Oberhauptsfrage berechtigt ſein würde, wenn nicht 
die Mitunterzeichnung der Kollektivnote vom 28. Mai, vor de 
ren Inhalt der Vorbehalt ſchlechterdings nicht beſtehen könne, 
als eine ausdrückliche Garantie für die unbedingte Annahme 
des Verfaſſungsentwurfs betrachtet werden müßte. Nachdem in 


der Etrwiederung noch der Einwand zurückgewieſen worden, daß 
man Baiern zur Prüfung des Verfaſſungsentwurfes nicht die 
erforderliche Zeit gelaſſen habe, ſchließt dieſelbe mit der ziemlich 
verſtändlichen Aufforderung, Sachſen möge von leeren Phraſen end⸗ 
lich zu Werken ſchreiten, es möge ſeine immer wiederholte Ver⸗ 
ſicherungen, Deutſchlands Einigung möglich fördern zu wollen, 
endlich einmal durch Thaten bewähren. Der zweite Theil 
des materiellen Inhalts der Note, welcher ſich auf das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen den 3 Paciscenten vom 26. Mai und den 
anderen, durch neue Vertragsſchlüſſe fpäter beigetretenen Regie⸗ 
rungen bezog, fand ſeine Widerlegung in einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Antwort ſämmtlicher anweſenden Bevoll⸗ 
maͤchtigten der zuletzt bezeichneten Regierungen. Dies 
ſelben erkärten darin, daß es für ſie in ihrem Rechtverhältniß zu 
den proponfrenden Regierungen ohne alle rechtliche Bedeutung ſei, 
was dem Abſchluß des Bündniſſes ſelbſt vorhergegangen, und ob 
und was dabei zwiſchen den urſprünglichen Kontrahenten vorbe⸗ 
halten worden. Für ſie handle es ſich nur um die vier ohne 
Vorbehalt und Bedingung zur Annahme dargebotenen Vorlagen. 
Damit, daß fie dieſelben in förmlichen Vertragsſchlüſſen 
acceptirten, hätten Preußen, Sachſen und Hannover gegen fie 
die ſolidariſche Verpflichtung der unverkürzten Gewährung ihres 
ganzen Inhalts übernommen. Ihnen gegenüber könne alſo von 
Vorbehalten überhaupt nicht die Rede fein. Ihr völlig klares 
und wohlerworbenes Recht gehe auf geraden und offenen Voll⸗ 
zug der Verfaſſung, ein Recht, welches fie in dem Rechtsgefühl 
der Nation vollkommen geſichert wüßten. Ob die einzelnen Re⸗ 
gierungen vor oder nach dem möglichen Bekanntwerden der 
Vorbehalte ihren Beitritt erklätt hätten, ſei rechtlich irrelevant. 
Die Proponenten, wie dle Accedenten ſeien gebunden und beiderſeits 
verpflichtet, den Bündnißvertrag vom 26. Mai aufrecht zu er⸗ 
halten und zu vollziehen. Die accedirenden Regierungen wollten 
ihrerſeits davon nicht zurücktreten, ſondern dabei verharren. — 
Hatte der bisherige Notenwechſel zwiſchen den diſſentirenden Pro⸗ 
ponenten vom 26. Mai und dem Verwaltungsrath, bei aller 
Unerquicklichkeit der Differenz an ſich, immer wenigſtens nur de⸗ 
ren Gegenſtand berührt, und die Annahme nicht ausgeſchloſſen, 
daß es ſich lediglich darum handle, den Gegner zu überzeugen, 
fo mußte jetzt ſelbſt dieſe, wenn auch nur äußerliche Uebereinſtim⸗ 
mung plötzlich eine Unterbrechung erfahren. Unterm 31. Oktober 
erlleß der hannoveriſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Graf Bennigſen, ein Schreiben an ſeinen Geſchäftsträger 
in Berlin, Herrn von Steinberg, welches dieſer mittelſt No⸗ 
te vom 2. November durch das preußiſche Miniſterium des 
Auswärtigen abſchriftlich an den Verwaltungs rath gelangen ließ. 
Dieſes merkwürdige Schreiben (das wir hier nur erwähnen, weil 
es ſich mit der ſächſifchen Note vom 25. Oktober in allen Pun⸗ 
ten einverſtanden erklärt) iſt in Form und Inhalt durch⸗ 
aus revolutionär gegen die hergebrachten und allſeitig bes 
obachteten Geſetze des diplomatiſchen Verkehrs. Es läßt ſich auf 
keine der obſchwebenden Streitfragen ein, es hält ſich übers 
haupt in reſpektsvoller Ferne von jedem Raiſonnement; es hat 
keinen Mittelpunkt, den man als das Weſentliche ſeines Inhalts 
bezeichnen, an dem man ſeinen eigentlichen Zweck erkennen könnte. 
Es iſt vielmehr offenbar nichts Anderes, als ein plötzlicher Aus: 
bruch ungezügelter Entrüſtung über die Beſchränkung der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, welche die wirkliche Conſtituirung des Bundes ſtaates 
jeder Einzelregierung nothwendig auferlegt. Da nur der Ver⸗ 
waltungsrath das Organ iſt, welchem die Anordnung der hierzu 
erforderlichen Maßregeln zunächſt obliegt, ſo richtet ſich der blinde 
Zornesausbruch gegen ihn. Nachdem derſelbe als „eine Anzahl 
von Bevollmächtigten“ bezeichnet worden, deren Verhandlungen 
„Erſtaunen“ erregen, weil ſie „mit dem Geiſt und Buchſtaben des 
Vertrages vom 26. Mai in direktem Widerſpruch“ ſtänden, nach⸗ 
dem die Behauptung aufgeſtellt iſt, daß auch jetzt noch über die 
authentiſche Interpretation des Vertrages nur die urſprünglichen 
Paciscenten zu entſcheiden hätten, folgt ein Paſſus, der zu ori⸗ 
ginell iſt, als daß man ihn nicht wörtlich mittheilen ſollte. „Eine 
Verſammlung, (heißt es dort) wie die vom 22., 23. und 26. Ok⸗ 
tober mag ſich immerhin für einen Verwaltungsrath zur 
Stiftung eines engeren preußiſchen Bundesſtaats in 
Deutſchland halten; für den durch Artikel HI. des zwiſchen 
Preußen, Sachſen und Hannover abgeſchloſſenen Vertrages vom 
26. Mai 1849 feſtgeſtellten Verwaltungsrath kann die hanno⸗ 
verſche Regierung eine Verſammlung nicht anſehen, welche ohne 
Theilnahme von Sachſen und Hannover Beſchlüͤſſe faßt, die dem 
Zweck jenes Vertrages widerſprechen, und nur auf die Kon⸗ 
ſtitüirung des engeren Bundesſtaates abzielen, daneben 
aber nach den Bemerkungen über die Bedeutung der Anſichten 
einer Mehrzahl von Reglerungsbevollmächtigten für die freie Ent⸗ 
ſchließung anderer Theilnehmer am Vertrage vom 26, Mal 
ſich zu Rechtstheorien bekennt, welche bisher im Ver: 
kehr ſelbſtſtändiger Staaten unter einander unbekannt 
geweſen Find.“ Die Worte bedürfen keines Kommen⸗ 
tars; Hannover hat ihn ſelbſt gegeben durch ſeine neue⸗ 
ſten Schritte bei den norddeutſchen Klein⸗ Staaten. Zu 
einer direkten Rückäußerung auf dieſe Miſſive fand der Ver⸗ 
waltungsrath, in richtiger Würdigung ſeiner Stellung, ſich nicht 
veranlaßt. In feinem Auftrage machte nur Herr v. Bodel⸗ 
ſchwingh unterm 9. November den preußiſchen Miniſter des 
Auswärtigen darauf aufmerkſam, daß nach Art. III. § 2 des 
Statuts die Krone Preußen mit den verbündeten Reglerungen 
lediglich durch Mitglieder des Verwaltungsraths zu kommuniziren 
habe, erklärte (mit Bezug auf Art. III. 5 2 des Statuts), daß 
das ausgeſprochene Einverſtändniß der preußiſchen Regierung mit 
dem Gange der Verhandlungen des Verwaltungsrathes dem letz⸗ 
teren vollständig genüge und daß derſelbe in Erfüllung feiner 
Pflichten und Ausübung feiner Rechte ſich durch „anderweitige 
unberufene Kritik“ nicht beirren laſſen werde. In Bezug auf 
den Schluß des hannoverſchen Schreibens, deſſen Begriffsverwir⸗ 
rung jedem mit den bisherigen Verhandlungen irgend Vertrauten 
ein Lächeln abnöthigen muß, erklärte Herr v. Bodelſchwingh ein 
fach und unbefangen, daß berfelbe ihm unverſtändlich ſei. Dieſer 
milden Form der Erwiderung auf einen fo ungeeigneten und 
gänzlich ſo unmotivirten Ausfall ſchloſſen ſich alle verbündeten 
Regierungen an; nur Mecklenburg⸗Strelitz hielt dieſelbe 
nicht für ausreichend und fühlte ſich gedrungen, in der Sitzung 
vom 6. November noch eine ſelbſtſtändige Rüge gegen die hanno⸗ 
verſche Regierung zu Protokoll zu geben. 


D Berlin, 10. Jul. [Der Wortlaut des Rondo: 
ner Protokolls. — Prinz Peter von Oldenburg als 
deſign. däniſcher Thronfolger. — Anderweitige Mit: 
theilungen.] Ich komme heute noch einmal auf das ſogen. 
Londoner Protokoll zurück, da daſſelbe für die noch vorbehalten 
Regelung der verſchiedenen Differenzpunkte zwiſchen der Krone 
Dänemark und den Herzogthümern von großer Bedeutung iſt, 
inſofern es einen Blick in die Abſichten der europäiſchen 
Großmä chte thun läßt. Nach den genauen mir darüber vor⸗ 
liegenden Nachrichten darf ich mit Beſtimmehelt behaupten, daß 
die Angabe, wonach diefes Protokoll bereits unter⸗ 
zeichnet worden iſt, unrichtig ſei, es wird daſſelbe jetzt 
nach dem Friedensſchluſſe vom 2. vielmehr in ſeinem 3. Para⸗ 
graphen noch eine weſentliche Abänderung zu erfahren haben, 
ehe es in Vollzug tritt. Es liegt der Wortlaut des Pro⸗ 
tokolls vor mit, und es beſagt daſſelbe hiernach, daß der Kai⸗ 
fer von Rußland, die Königin von Großbritannien und der Pra⸗ 
fident der franzöſiſchen Republik in Anbetracht, daß es im In⸗ 
tereſſe der Ruhe Europas liege, die däniſchen Thronfolge⸗Ver⸗ 
hältniſſe zu regeln, die ꝛc. (folgen die Namen der Bevollmäch⸗ 
tigten) beauftragt hätten, hierüber in gemeinſame Berathung zu 
treten, Das nun folgende Protokoll beſteht aus 4 Arti: 
keln, von denen die beiden erſten weſentlichen folgendermaßen 


lauten: $ 
geht dahm, 


ww actuellement reunies sous la cou- 
donne de Danemärc soit maintena dans son integrite.) — 
$ 2. In Folge davon erkennen fie die Richtigkeit der Geſichts⸗ 
punkte an, welche Se. Majeſtät den König von Dänemalk ber 
ſtimmen, die Erbfolge für die Zukunft in ſeinem königlichen 
Hauſe in elner Weſſe zu regeln, um die Arrangements zu erleich⸗ 
tern, vermittelſt deten die politiſchen Bande, welche die Ders 
zogthümer Holſtein und Schleswig an die dänifche Monarchie 
Binden, unberührt bleiben. (Un conséquence elles yecohnais- 
sent la sagesse des vues qui déterminent S. M. le Roi de 

anemarce A regler Cventuellement Pordre de succession 
ans la Royale maison, de maniere à faciliter les arran- 
gemens aux MOyens desquels les liens politiques qui 
Attachent les Duchés de Holstein et de Slesvic A la 
monarchie Danoise demeurent intacts.) — $ 3 fagt, daß, 
um dies zu ermöglichen, bei den in Berlin geführten Friedens⸗ 
Unterhandlungen auf eine Regelung diefer Verhältaiſſe die ange⸗ 
* Mückſicht genommen werden folle. — Im $ A verpflich- 
en ſich endlich die gedachten Mächte, alsdann für die Durch⸗ 


führung dieſes Friedens und für die Aufrechterhaltung der Un: | 


verleglichkeit der däniſchen Monarchie Sorge zu tragen. Hinzu⸗ 
gefügt wird noch zum Schluß, daß auf Grund dieſes 
Protokolls die weiteren Verhandlungen in London 
geführt werden ſollen.) — So welt der Wortlaut dieſes 
vielbeſprochenen Aktenſtückes. Man ſieht, daß die bereits früher 
von mir darüber gegebenen Andeutungen genau richtig waren. 
Es hat nun aber der im $ 3 deſſelden vorausgeſetzte Fall feine 
Verwirklichung nicht gefunden, und es werden daher zwiſchen den 
erwähnten Mächten andere Vereinbarungen getroffen werden 
müſſen, um die dort vorbehaltenen Feſtſetzungen zu treffen. Das 
Gerücht iſt auch in dieſem Punkte der Wahrheit vorangeeilt, 
indem es meldet, daß der Prinz Peter von Oldenburg be⸗ 
teits von den Großmächten zum Thronfolger in Dänemark ber 
ſtimmt ſei. Ich will den Inhalt dieſer Nachricht auf ſeine 
Wahrheit durch die Mitthellung zurückführen, daß däniſcher 
Seits bei den Friedens⸗Unterhandlungen wiederholentlich und bis 
zum letzten Augenblicke auf die Abſicht zurückgekommen wurde, 
bei dem Abſchluß des Friedens den erwähnten Prinzen als Erb⸗ 
folger der däniſchen Monarchie zu deſigniren. Es wurde dieſes 
Anfinnen aber von Seiten des preußiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten eben ſo oft mit Entſchiedenheit zurückgewieſen, nur einigte 
man ſich ſchließlich über einen Artikel (ob der Artikel geheim 
oder im Friedenstrakte ſeldſt befindlich iſt, vermag ich jedoch 
nicht mit Beftimmtheit anzugeben), in welchem weitere Uns 
terhandlungen zwiſchen den Großmächten übet die⸗ 
ſen Punkt vorbehalten werden, zu denen zugezogen 
zu werden ſich Preußen aber ausdrücklich ausbedun⸗ 
gen hat. Es iſt daher ſehr wahrſcheinlich, daß hierbei die 
Erbfolge⸗Berechtigungen des Prinzen Peter von Oldenburg dor 
Allem in den Vordergrund werden geſchoben werden, da hier: 
durch ein Lieblingswunſch des Königs von Dänemark, 
der noch dazu beſonders von Rußland unterſtützt wird, ver⸗ 
wirklicht werden würde; es iſt eben ſo gewiß, daß die Reiſe des 
erwähnten Prinzen mit dieſen Plänen zuſammenhängt, aber es 


ſteht bis jetzt eben darüber noch nichts wirklich feft. Daß 
jedenfalls nach den Intentionen der Großmächte ſehr 
wenig Ausſicht für die Berückſichtigung der 


Anſprüche der Auguſten burger Herzöge vor⸗ 
handen tft, geht aus dem oben mitgetheilten Protokolle her: 
vor, vor Allem aus der ſo wichtigen Stelle, wo nur von den 
politiſchen Banden die Rede iſt, welche die Herzogthümer an 
Dänemark knüpfen. — Ich füge endlich noch folgende verein⸗ 
zelte Notizen in Beziehung auf die hiermit zuſammenhängenden 
Verhättniffe bei: Man verſichert mir heute, daß das fetzt offi⸗ 
ziell publtzirte und beiderfeitig ratiftzitte Protokoll zwiſchen 
Preußen und Dänemark am 2ten außer den 4 be: 
kannten Artikeln noch 2 ſehr wichtige geheime Arti⸗ 
kel habe; bis jetzt habe ich Genaueres über den Inhalt derſel⸗ 
ben noch nicht in Erfahrung zu bringen vermocht. —; Ferner: 
Man glaubt hier mit immer größerer Sicherheit daran, daß die 
Ratifikation des Frledenstraktats nicht allſeitig 
werde vollzogen werden, und führt als einen Beleg dafür 
die Thatſache an, daß noch neuerdings von Seiten der hinno⸗ 
verſchen Regierung mehreren Generalſtabs⸗Offizteren der erbetene 
Urlaub ertheilt worden ſei, um in die ſchleswig⸗holſteinſche Ar: 
mee einzutreten. — Endlich: Das engliſche Kabinet ſcheint 
mit den einzelnen Bedingungen des Friedens ſchluſ⸗ 
ſes außerord entlich zufrieden zu ſein, denn Graf Weſt⸗ 
eon land hat fo eben ein Schreiben des Lorſt Pal merſton 
halten, worin ihm die undedingteſte Anerkennung für ſeine Be⸗ 
brach e den Frieden unter dirfen Bedingungen zu Stande gez 
zu haben, ausgeſprochen wird.) 
— = 


RS 
) Entwurfes . ade den Wortlaut des grondoner Protokoll 
de Protocole. P 17 lautet: Londres, le 2 Juin 1850. Projet 

. resents les p. p. d' Autriche, de France, de 

Danemarck, de la Grande-Bretagne, de Prusse, de Russie, de 

‚Suede, S. M. PEmpereur d' Autriche, le Gouvernement de la 

republique frangaise, S. M. la ek du Royaume Uni de la 

Grande-Bretagne, S. NM. le roi de Prusse, S. M. PEmpereur 

des touts les Russies, et S. A. le rot de Sudde et de Norvdge, 

considerant que le maintien de bintégrité de la monarchie Ba- 

— li6 aux interöts généraux de b'équilibre européen, est 

pre haute importance pour la conservation de la paix, ont 
0 ola d invitation de S. NM. le, roi de Danemarck de constater 
— accord qui subsiste entre leurs cabinets quant an 
— de ce principe, et autorisent leurs P. P. réunis en 

91 * a emettre en leur nom la déclaration ci-apres. 7654 
d ‘ © desire unanime des dites puissances est que Vetat 
on Posseseions actmellement röunies sous la courenne de Da- 
nemarck soit maintenu dans son intégrité. 

4. En consequence elles reconnaissent la sagesse des vnes 
qui detérminent S. M. le roi de Danemarck b régler eventuelle- 
Eur Vordre de succession daus la royale maison, de maniere a 
aciliter les arrangemens au moyen desquels la monarcHie Da- 
Er demenra intacte, (Variante. Les liens politiques qui 
D chent les Duchés de Holstein et de Siesvio a la monarchie 

72. demeureront intacts.) ; 
goeiati les continueront à unir leurs soins afın que les ne- 

— de paix ouvertes à Berlin sous la mediation de la 

— "etagne, sur la base des préliminaires arrétés à Berlin, 
nent b une conclusion prochaine. 0 5 
réservent ı 1Ue ce büt aura été atteint les dites puissauces se 
sultats de se concerter entre-elles aſin de donner aux re- 
nant adhesion paix une gage nouvenu de stabilité en y don- 
jeté Puissances susmentionnées. (I. Variante 
rejetee par Lo * 
stabilité en signanı Palmerston: un gage additionnel de 
firmer le prineipe — elles une convention destinée à con- 
ise! 2. Variante tien le Pintegrit6 de la monarchie Da- 
Ba ton: un gage a encore discutée avec Lord 
8 . wditionnel de stabilité en convertissant 
eg ei n convention qu'elles signeraient entre 

Il est convenn que cette Heiner, 
que les dites puissances muntront 3 
tans des pleins-pouvoirs nécessaires, r> 
Wenn auch eben nicht ſchmeichelkaft dec intereſſant für den deut⸗ 
ſchen Lrſer dürfte es fein, was Daily News aber das f. g, Londo⸗ 
ner Protokoll ſagen: Daily News find der Meinung, daß das Pro: 
okoll, falls es in einen feierlichen Traktat amgeibandelt werden 
ſollte, einige gute Folgen haben und die ac de des Nordens 
von Europa anbahnen könne, wenn nämlich der Konig von Dä⸗ 
nemark ſich durch die ihm in die Hand gegebene Gewalt nicht 
verleiten laſſe, despotiſch gegen die recalcitranten Herzogthümer 
fi Werke zu geben, ſondern verſöhnlich und mit freiſinnigen Sn; 

itutlonen ihnen enigegenkomme. Nebenbei erkennen denn ader 
kreilich die Daily News an, daß die Ausführung des Protokolls 
einen unangenehmen Eindruck in Deutſchland machen dürfte (eine 


* 


— 


Unter den Angekommenen Ihre Durchlaucht die 
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[Vermiſchte Nachrichten.] Der Prinz Albrecht, wel⸗ 
cher kürzlich ſeiner jüngſt vermählten Tochter einen Beſuch in 
Meiningen abgeſtattet hat, hat jest eine größere Reiſe in die 
ſteieriſchen Alpen angetreten. — Das Fürſtenkollegium hält 
heut eine Sitzung. — Seitens des Senats der hieſigen Univer⸗ 
fität ſcheint eine Beſchickung des Profeſſoren⸗Kongreſſes, 
der auf die Zeit vom 19.— 21. September d. J. nach Heidel⸗ 
berg ausgeſchrieben iſt, nicht beabſichtigt zu werden. Dagegen 
finden unter den Docenten, namentlich den jüngeren, vielfache 
Privatbeſprechungen ſtatt, um eine offizielle Bethelligung biefiger 
Univerſitätsmitglieder an den Heidelberger Berathungen herbeizu⸗ 
führen. Die Regierung des Großherzogthums Baden hat aus⸗ 
drücklich erklärt, daß einer Verſammlung deutſcher Univerſitäts⸗ 
lehrer ihrerſeits nichts im Wege ſtehe; auch unſere Regierung 
wird in der Beſchickung einer ſolchen Verſammlung, was ängft: 
liche Gemüther zu befürchten ſcheinen, etwas Bedenkliches nicht 
finden. Die badiſche Regierung hat ſogar für die betreffende 
Kommiſſion eine Summe Geldes zur Beſtreitung der etwa er⸗ 
wachſenden Unkoſten zur Verfügung geſtellt. — Der Kultusmi⸗ 
niſter hat dem hier lebenden Aeſthetiker R. Fiſcher, welcher bei 
dem Minifterium die Gründung einer Natlonal⸗Gallerie 
angeregt hat, eröffnet, daß dieſe oder doch verwandte Vorſchläge 
bei dem Miniſterium eingegangen ſeien, und „daß die mögliche 
Realiſirung einer ſolchen Einrichtung bei den Plänen zu der 
demnächſt bevorſtehenden neuen Organiſation der Kunſtangelegen⸗ 
heiten die den Umſtänden entſprechende Berückſichtigung finden 
wird.“ — Das Kriminalverfahren gegen einen mehrfach erwähn⸗ 
ten Wundarzt, wegen ſeiner wahrhaft exorbitanten Wucher⸗ 
geſchäfte, iſt dem Vernehmen nach durch die Familie eines 
berühmten Komponiſten veranlaßt worden, deſſen verſtorbener 
Bruder ein Opfer der Induſtrie jenes Wandarztes geweſen ift, 
Schon vor Jahren hatte wegen dieſer Angelegenheit ein Krimi⸗ 
nalprozeß geſchwebt, der mit einer nur vorläufigen Freiſprechung 
des Angeklagten endigte. Das neue Verfahten ſcheint ſonach 
nur eine Wiederaufnahme des früheren zu ſein. (C. B.) 

[Im Juſtiz⸗Miniſterium!] iſt der Entwurf eines Ge: 
ſetzes über das Recht der Eltern zur Beſtimmung wegen 
des Religions⸗ Unterrichts der Kinder ausgearbeitet. Der⸗ 
ſelbe beſtimmt im Weſentlichen, daß bis zum zurückgelegten 14ten 
Lebensjahre des Kindes der eheliche Vater und nach deſſen Tode 
die Mutter, bei unehelichen Kindern die Mutter allein das Recht 
jener Beſtimmung habe und daſſelbe weder durch Vertrag noch 
ſonſt aufgehoben oder beſchränkt werden könne. Nach dem Tode 
der Eltern geht dieſes Recht auf das Vormundſchaftsgericht oder 
den Familjenrath, nach Anhörung des Vormundes, über, und foll 
die Erziehung in dem Glaubensbekenntniß des Vaters als Regel 
gelten. Bei Scheidungen bleibt das Beſtimmungsrecht dem 
ſchuldloſen Theile, bei andern Ausſchließungen des Erziehungs: 
rechts der Vormundſchaftsbehörde. Nach dem LAten Lebensjahre 
hängt das Glaubensbekenntniß von der freien Selbſtbeſtimmung 
des Kindes ab. 

Am Tten d. M. kamen hier 783 Perſonen an und reiſten 735 ab. 
Unter den Angekommenen der Hamburgiſche Senator Siveking von 
Hamburg. Am Sten kamen 897 Perſonen an und reiſten 977 ab. 
re Fürſtin von Lich⸗ 
tenſtein aus Dresden, der königl. Legations⸗Sekretär Freih, v. Ro: 
ſenberg aus Frankfurt a. M. Unter den Abgereſſten der königl. dä⸗ 
niſche Attache im Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, Sick, 
nach Kopenhagen. “) 0 „ 

[Eine „ueberfiht der legislatoriſchen Thätigkeit der 
preußiſchen erſten Kammer] in ihrer erſten Legislatur⸗Perlode 
vom 26, Febr. 1849 bis 26. Febr. 1850 iſt von dem Bureauchef der 
Kammer, Aſſeſſor Fritze, zum Gebrauch der Kammer⸗Mitglieder zu⸗ 
ſammengeſtellt und eben im Druck beendigt worden. Wir entnehmen 
derſelben folgende Angaben von allgemeinerem Intereſſe. — Die erſte 
Kammer hat in ihrer erſten Legislaturperiode 126 Sitzungen abgehal⸗ 
ten, und in dieſen außer der Berathung der Thronrede und der Peti⸗ 
tionsberichte, deren 21 abgeſtattet ſind, ihre Thätigkeit 117 Geſetzent⸗ 
würfen, Regierungsvorlagen und Interpellationen gewidmel. Von die⸗ 
fen 117 Berathungsgegenſtänden find 10 erledigt (die Interpellationen 
beantwortet), 43 der Staatsregierung überwieſen, 15 an die zweite 
Kammer gegeben, 15 nicht unterſtützt, 10 zurückgezogen, 3 zurückgelegt 
und über 7 iſt zur Tagesordnung übergegangen; 5 find unerledigt ges 
blieben. Hinſichtlich der Materſen waren außer Verfaſſung und Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung die Thätigkeit der Kammer beſonders auf folgende ge⸗ 
richtet: Agrariſche Geſetzgebung 10 Vorlagen, denutſche Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheiten 12, Eiſenbahnen 3, Gerichts verfaſſung 12, Gewerbege⸗ 
ſetzgebung 2, Polizeigeſetzgebung 5, Staatshaushalti-Etat 4, Steuer⸗ 
Geſetzgebung 9, Strafgeſetzgebung 4, Wechſelgeſetzgebung 3 u. ſ. w. 
Kußer dieſen Rubriken enthält dle fleißig zuſammengeſtellte Ueberſicht 
noch die für die erſtatteten Berichte, die geſtellten Verbeſſerungsan⸗ 
träge, den Nachweis der Sitzungen und der Redner, welche über die 
Materie der Berathungsgegenſtände geſprochen. 4 

T Poſen, 9. Juli. (Die neue poln. 31g. — Die 
poln. Emigration.] Unſere neue Zeitung Goniec polski, 
der polniſche Kurier, welcher die 2 erloſchenen polniſchen erſetzen 
ſoll, tritt in ihrer Einleitung mit der natürlichen Erklärung für 
ihre polniſchen Leſer auf, ſie nicht mit ihren Vorgängern verglei⸗ 
chen, ſondern billig auf die drohenden Verhältniſſe Rückſicht neh⸗ 
men zu wollen. Ihre Haupttendenz foll, was auch ſehr zu wün⸗ 
ſchen wäre, dahin ſtreben, Alles hiſtoriſch mitzutheilen, was die Sla⸗ 
ven und flaviſchen Länder betrifft. — Was die polnifhen: 
Emigranten betrifft, fo ſcheint ſich diefe Angelegenheit fo zu ge⸗ 
ſtalten, daß ihnen nichts übrig bleibt, als nach Amerika auszu⸗ 
wandern. Frankreich und England, von Rußland und Oe⸗ 
ſterteich gedrängt, ſtimmen darin ſehr überein, die läſtigen Fremd⸗ 
linge los zu werden. Intereſſant iſt der Brief des Lords Dud⸗ 
ley Coatts Stuart, des Hauptadnnerg der Polen, an den 
Fürſten Czactotyiski vom 8. Junt 1850, in welchem er ſchreibt: 
„es ſterben fo viele unferer Unterthanen vor Hunger, daß weder 
der Staat, noch das Parlament, noch die Privaten für die emi⸗ 
grirten Polen etwas thun wollen. Arbeit giebt es nicht, wollen 
ſie alſo in England bleiben, ſo erwartet ſie der Hungertod, einige 
können in Arbeits häuſern unterkommen.“ — Der Fürſt Cjarto⸗ 
ryiski der Sohn und Zamoyiski thaten alles Mögliche, um die 
in Southhampton gelandeten Polen zur Ueberſiedelung nach Ame⸗ 
rika zu bewegen, und brachten zu dieſem Zweck große Geldopfer 
— ein Theil ließ ſich bewegen, ein anderer wurde wülhend und 
erkiccte fie für Feinde des Vaterlands. Hinſichts der in Schumla 
noch ſich befindenden Emigranten iſt der definitive Befehl gekom⸗ 
men, daß wer will, ins türkiſche Militär eintreten kann, wer dazu 
eee Me a 

A i lich alles Mögliche enthält, was unter den 
ee denden Deutschland vom Auslande ea 
darf). „Die deutſchen Mächte,“ ſchreiben die Daily News, * 
nen nicht umhin, ſich beleidigt zu fühlen durch einen Traktat, ee 
das Schick al eines feiner Gebietstheile, Holſtein, und „ 
feiner Fürſten regeln ſoll. Und ſtolzgeſinnte Deutſche werden ſag Pr 
daß die drei Mächte, England, Frankreich und 17 
and, eben ſo gut hervortreten könnten, um Hanno 
en England, als Holjtein an Dänemark zu garantiren, 
Wir fürchten daher, als eine mögliche Folge des Protokolls, . g 
Entfremdung Englands von der liberalen Partei und den konſtitu⸗ 
tionellen Fürften Zeutſchlands und ein Anschließen an Rußland, WE 1 
ches weder der Weg iſt, Dänemark zu ſtärken, noch die Schlüſſer 
zur DOftfee zu ſichern. Wir wünſchen eben fo fehr, als irgen 

Jemand, Dänemark als ein ſtarkes und einiges Land zu fe 
Unglücklicherweiſe ſtehen aber frarrtöpfige Thatſachen und Rechte 
dem Umſtande entgegen, daß es ein kompaktes Land ſei. Die vn 
zogthümer find von jeher unabhängig von Dänemark geweſen UN 

haben ſich beſonderer Vorrechte und einer befondern Verwaltund 
erfreut. Sie ſprechen zum größern Theil eine andere als die dä 
niſche Sprache und haben in dem gegenwärtigen Augenblicke einge 
legalen Anpruch auf eine andere Erbſucceſſion. Wenn nun g 
großen Mächte Provinzen, die fo ſituirt find, wegnehmen und II 
mit Gewalt, ſei es durch Protokolle oder Bayonnette, einem andern 
Staate als ſouveränes Beſitzthum unterwerfen, fo wiederholen ME 
nur den alten Streich, den ſie geſpielt haben, als ſie Belgien hr 
Holland anſchloſſen. Bei der erſten Revolution werden die Län 


einanderfallen.“ 

0 3 A Berliner Fremdenliſte iſt ierthümlich der Abgeord" 
nete Graf Dyhen genannt, da dſrſelbe, wie uns bekannt, fein 
Gut Reſewit nur zuweilen auf kurze Zeit verlaffen 5% * 1 

e d. 


ſuche in Breslau zu machen. f 


unfähig iſt, jedoch in der Türkel bleiben will, erhält eine Aufent⸗ 
haltskarte und 250 Plaſter, wer aus dem Lande will, 500 Pia⸗ 
ſter Reſſegeld. Der franzöſiſche, Geſandte hat erklätt, den Polen 
keine Päſſe zu geben, nur der engliſche und amerikaniſche ertheilt 
ſolche. Der Oberſt Idzikowski, Tchorznickft, Major Grochowalski 
und Prediger Niewiadomski bleiben in Schumla. — Die Pariſer 
Pollzei zeigt ſeit einiger Zeit eine ung meine Fürſotge für die 
polniſche Emigration. Wer von ihnen ſich mit Politik beſchäf⸗ 
tigen würde, der würde durch Gensdormen über die Grenze ge⸗ 
bracht; jeder, der keine feſte ihn ernährende Beſchäftigung nad: 
weifet, muß aus Paris in die Provinz. 

Elberfeld, 7. Juli. Aufruf) Die „Elberfelder Zei⸗ 
tung“ bringt unter vorſtehendem Datum einen Aufruf des 
Dr, Pagenſtecher senior an die Männer und Frauen des Wup⸗ 
perthales zur Unterftägung der Schleswig⸗Holſteiner durch 
mögtichſt reiche Beiſteuern. Der Aufeuf ſchließt mit den Wor⸗ 
ten: Eilet aber mit Eurer Beiſteuer, bevor der Däne und 
der Ruſſe das Werk der AUnterjochung vollenden, und 
daß nicht die Geſchichte aufs Neue von uns ſagen möge: „Eine 
Provinz wurde vom Ausland dem deutſchen Reiche entriſſen, und 
Deutſchland, durch Parteiungen gelähmt, ſah theſlnahmtos zu!“ 

Dentſchlau b. 

Frankfurt, 8. Juli. [Tages neuigkeiten. Wie man 
verſichert, waren am geſtrigen Sonntage ſchleswig⸗holſteinſche 
Abgeordnete hier, um bei der kompetenten deutſchen Bundes 
behörde (welche iſt dieſe?) gegen den preußiſch⸗däniſchen einfachen 
Friedensabſchluß Proteſt einzulegen. — Die „Oberpoſt⸗ 
amtszeitung“ will angeblich aus Mannheim bie Nachricht er⸗ 
halten haben, daß es keinem Zweifel mehr unterliege, daß die 
badiſchen Truppen das Großherzogthum nicht verlaſſen würden. 
Der Großherzog habe ſich ſelbſt gegen die Verlegung derſelben 
entſchieden, das Miniſterium hierauf feine Entlaſſung ge⸗ 
fordert, dieſelbe ſei aber bis jetzt noch nicht angenommen. Uedri⸗ 
gens ſpreche man bereits in gewiſſen Kreiſen von einem Mini⸗ 
ſterium Blittersdorf (der ſich in den jüngſten Tagen nicht 
mehr in Frankfurt aufhält). 4 

Mannheim, 7. Juli. [Militärifhes Gerücht.) 
Heute wurde dahier den dadiſchen Truppenabtheilungen 
bekannt gegeben, doß der Großherzog im Laufe dieſer Woche 


fämmtliche marſchfertige Truppentheile, alſo das Artilferieregiment 


in Karlsruhe, 2 Dragoner⸗Regimenter in Bruchſal und 
hier, ſowie die beiden Infanterie⸗Bataillone im Lager bei Karls⸗ 
ruhe inſpiziren und dann ſogleich der Ab marſch erfolgen werde. 
Die Artillerie iſt im Ganzen über 560 Mann ſtark mit etwa 
280 Pferden; jedes Reiterregiment etwa 440 Mann mit eben 
ſoviel Pferden; jedes Infanteriebataillon 600 Mann. Sonach 
würde die Geſammtſtärke der erſten Abtheilung badiſcher Trup⸗ 
pen, welche demnächſt den Abmarſch in preußtiſche Garnifonen 
antreten ſollen, ungefähr 2600 Mann mit etwas über 1100 
Pferden ſein. Mittwoch den 10. Juli wird der Großherzog 
hier erwartet. 
eine Abtheilung Infanterie zu 2 Bataillonen, zuſammen 1200 
Mann, nachfolgen, und nach weitern 2 bis 3 Wochen abermals 
eine ſolche Abtheſlung. — Zum Schluß füge ich Ihnen noch 
bei, welche ſonderbaren Gerüchte ſeit geſtern hier zirkuliten. 
Man ſpricht auf das Beſtimmteſte von einer Miniſterkriſis 
in Karlsruhe. Das jetzige Miniſterium ſoll einem ſtaaten⸗ 
n ee e ie rin 85 
ühle, beiden Heſſen un aſſau nachzufolgen. an ha 
Ind Männer genannt, welche die Portefeuilles empfangen 
ollen, und welche, wenn auch nicht von ganz Blittersdorf⸗ 
ſcher Färbung, gleichwohl das Verbleiben des durch Heſſen iſo⸗ 
tieren Badens in der Union als unmöglich betrachten. Unter 
den genannten ſind Freiherr v. Andlaw, Oberſt v. Krieg u. ſ. f. 
Daß on der Sache wenigſtens fo viel iſt, daß eine Partei mit 
aller Anſtrengung dahin arbeitet, iſt Ihnen gewiß bekannt. In⸗ 
3 u. bb. er * e 8 7 * 25 
ver mar ir badiſchen Truppen doch auf ein Feſt⸗ 
halten der bisherigen Regferungspolitik hindeuten. (D. 3.) 
Kiſſingen, 4. Juli. [Die ruſſiſchen Diplomaten in 
ren 5 Der N 2 er 
e ier angekommen. werden noch anderee ruſ⸗ 
ſiſche Diplomaten hier erwartet, namentlich die ruſſiſchen Geſand⸗ 
ten an mehreren deutſchen Höfen. Unſer Badeort ſcheint dem⸗ 
Ber zen ee Denn: en fein. 
n utes wird daraus für Deutſchland gewiß nicht ent⸗ 
Bere ar 3 —— in deutſchen — * 
and noch ſtets krank gemacht. amb. 8. 
Kaſſel, 7. Jull. [Sachſen das Organ Oeſterreichs.)] 
„u bier 2333 nn De wi 
einsbevollmächtigten ſcheint Sachſen eine von Defterre 
ſoufflicte Rolle ſpielen zu wollen. Während nämlich von allen 
übrigen ſtimmführenden Staaten die Annahme der vom preu⸗ 
ßiſchen Handels miniſter ausgegangenen Vorſchläge, wenn auch mit 
einigen Modifikationen, in fiherer Ausſicht ſteht, will Sach⸗ 
ſen von gar keiner Tarifänderung etwas wiſſen, ſondern dringt 
— e 2 8 
gsprojekts. a der erſpruch auch nur Eine aa⸗ 
ia die 33 der . 3 * 
macht, fo ſteht demnach zu befürchten, daß die ganze Konfe⸗ 
ö ee Dr fe wg * gegen⸗ 
gen Stadium der deutſchen Einigungsfrage in der von 
Sachſen beantragten Richtung zu keinem Reſultat führen könnte, 
5 der Hand. Ich komme baldigſt auf dieſen 8 
zurück. (D. 8.) 
none; 8. Jul. [Erklärung des 1 Die 
„ Neff. Ztg. vom heutigen Datum enthält eine „Erklärung des 
. „ an Se. königl. Hoh. den 
Kurfürſten“, in welcher die jüngſthin bekannt gewordene landes⸗ 
Deutliche „Berkündigung“ einer nähern Erörterung in Bezug auf 
ie Motive, aus welchen die letzte Ständeverſammlung aufgelöst 
— 1 vr En Schluß dieſer Erklärung heißt es, 
reffend die deutſche Frage: 
„Ew. königl. Hoheit haben in der „landesherrlichen Verkündigung“ 
kegf derbe 975 105 3 Ri N Zn 
a er deu en Verfaſſungsangelegenhe 8 s 
böchſtoteſelben hätten ſich, ſo beißt es 3 den auf eine neue Verfaſ⸗ 
ung Deutſchlands gerichteten Beſtrebungen einzig und allein in der zu⸗ 
verſichtlichen Vorausſetzung angeſchloſſen, es werde eine, die geſammten 
ee deutſchen 817 1 Wien a 
t „ 0 ie je rem lebhaften Schmerze geſe⸗ 
den, daß ber bisher eihgehateune Yang All geeignet war, die erwünſchte, 
efriedigende und dauernde Einheit Deutſchlands zu erreichen, daß viel: 
3 auf demſelben eine Gefahr a e 
Rinke, 200 fene ace Mnkhee, fo hätten Sie nad) längerer, 
reiflicher Erwägung das vorhinnige Minifterium entlaſſen. — Es liegt 
hierin die unverſchleierte Betätigung deſſen vor, wovon die Stände: 
verſammlung gleich Anfangs ausging; die Berufung des Miniſte⸗ 
age Haffenpflug war ein d — re Politik. 
aß das deut Reich alle Staaten des deutſchen Bundes, alſo auch 
85 Wen umfaffen ur? 3 — Ba — a des 
udniſſes und der Erfurter Verfaſſung geradezu verſtößt. Wir fpre: 
chen ld unſer tiefſtes Ben Nie > = — Dr auch 
ommen möge — das Recht au e Union für unverloren. — 
Wenige Boden können über den Werth dieſer neuen Politik entſchei⸗ 
enz einſt wird Kurheffen erfahren, daß es dadurch in keine günſtigere 
eee eee 
e e aaten⸗ 
leben dewährlelgete er: 2 * — ‚as den pi 
um Volke zu reden; wir erkennen das mit größtem Danke 
und e davon die Zuverſicht, daß Ew. königl. open Ihr Ohr 
nicht verſchlleßen werden, wenn die Stimme des Volks antwortet. Es 
77 ̃ Beh Dh au Bänke 
e t t e + 0 a — 
befteht, ee das Vertrauen des Volkes genießen“, und bie ER 
ſchaften für ein gutes „Einvernehmen zwiſchen dem Landes u 
den Unterthanen, der Regierung und der Ständeverſammi 1 91 


In etwa 14 Tagen darauf dürfte dann noch 


ildburghauſen, 8. Juli. Aus zuverläffiger Quelle: 
ge Regletung hat keine Milktärkon⸗ 
vention mit Preußen abgeſchloſſen. Dorfztg.) 


Schleswig ⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 
Die preußiſche Regierung hat der ſchleswig⸗holſteinſchen Statt⸗ 
halterſchaft das ganze Friedensinſtrument überſendet, unter Bei⸗ 

fügung folgender Zufchrift: 

Der hochlödlichen Statttalterſchaft beehrt ſich die königl. Regierung 
ergebenſt zur Kenntniß zu bringen, daß der Friede zwiſchen Danemark 
ace Wei Bene a deutſchen Bundes, n 2 zul un⸗ 
ler 1 
— nehmen Atenftü Pi lee, legt zugleich e ie 

1) des Friedenstraktats zwiſchen Dänemark und Deutſchland vom. 


2. Juli, 85 
2) eines Protokolls zwiſchen Preußen und Dänemark von demſelben 
Tage, welches tranſitoriſche Bestimmungen über die preuß. Trup⸗ 
penbewegungen 2. enthält, = 
3) einer den deutſchen Regierungen, bri ueberreichung des Friedens⸗ 
8 vorgelegten Denkſchriſt, Erläuterungen des Friedens 
enthaltend. 
Die hochlöbliche Statthalterſchaft wird aus dieſen Dokumenten gefäl⸗ 
lioſt entnehmen, in welchem Sinne die königl. Aegierung den Frieden 
abgeſchtoſſen hat, und wie fie deſſen Beſtimmungen von Deutſchland, 
wie von den Herzogthümern betrachtet zu ſehen wünſcht. a! 
—. Fragen, welche den Krieg zwiſchen Danemark und Deutschland 
177 aßt haben, werden allerdings durch den Frieden nicht erledigt, ſie 
elben offen und einer direkten Erledigung zwiſchen den Herzogthümern 
Hand, und wenn der Deere Bund nicht an⸗ 


der 
großen — hs zu en 10 den 
Herzogthümern gegen die Beſtimmun 5 
gelegt bat, — — der ieige einfache dene — 
präjudicirt, willkommen fein, Die Stattha önigl. 
Regierung wiederholt dieſe Stimmung n . 
genden Wunſch berfelben, ſich keinen neuen Rechts zuſtand auferlegt zu 
eben, ausgeſprochen. Die königl. Regierung hat unter den Motioeh 
ihres Verfahrens auch dieſen Wunſch um fo weniger unberückſichtigt 
laſſen können, je lebendigeren Antheil ſie an dem Schickſal der Herzog⸗ 
thümer und an einer dauernden, ihrem wahren Intereſſe entſprechenden 
Befriedigung derſelben nimmt. Wiewohl daher der Standpunkt der 
Prättminarien in europäiſcher Beziehung für Preußen und Deutſchland 
unverkennbare Vorzüge darbot, fo hat doch Preußen nicht auf der 
Durchführung deſſelben beharren wollen, und ſich darauf beſchränkt, dem 
Rechte des Landes jo wenig wie dem des deutſchen Bundes etwas zu 
vergeben, auch die Kompetenz des letzteren in jeder Hinſicht und zu jer 
der Zeit vorzubehalten. Die königl. Regierung hofft, daß dieſe Hand⸗ 
lungsweiſe von den Herzogthümern in ihrem rechten Lichte betrachtet 
werden wird. — Die fönigl. Regierung giebt der hochlöblichen Statt: 
halterſchaft gern ihre Anerkennung über die verſöhnliche Weile zu er» 
kennen, in welcher die letzte Sendung der Vertrauensmänner nach Ko⸗ 
penhagen unternommen und geleitet worden iſt. Jetzt werden von 
Kopenhagen aus Schritte der Verſöhnung den Herzogthümern gegen⸗ 
über geſchehen. Die königl. Regierung erfucht die hochlöbl. Statthalter 
ſchaft, aus allen ihren Kräften dahin zu wirken, daß dieſen Schritten 
von Seiten der Herzogthümer in gleichem Sinne entgegengekommen 
und alle Konzeſſionen gemacht werden möchten, welche mit den In⸗ 
tereſſen und Rechten des Landes nur irgend vereinbar find. Die königl. 
Regierung erinnert wiederholt daran, wie die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Sache auch in dem Sinne eine deutſche iſt, daß diejenigen, welchen ihre 
Führung jetzt zunächſt obliegen wird, der Pflichten eingedenk ſein müſ⸗ 
ſen, die ihnen gegen die Wohlfahrt und die innere wie die äußere Ruhe 
Deutſchlands obliegen. Die königl. Regierung zwelfelt- nicht, daß bie 
hochlöbliche Statthalterſchaft dieſen Standpunkt vor Allem im Auge 


behalten werde. 
Berlin, den 6. Jali 1850. v. Schleinitz. 
Welches hierauf der Entſchluß der Statthalterſchaft gewefen, 
ſpricht die Proklamation aus, die wir vorgeſtern auszugsweise 


auf telegraphiſchem Wege erhielten, und die hier vollſtän⸗ 


dig folgt: 
Schleswig⸗Holſteiner! 

In Berlin iſt ein Friede von der Krone Preußen mit Dänemark ge⸗ 
ſchloſſen worden. Wir bringen dies zu Eurer Kunde. Der Friedens⸗ 
vertrag enthalt die Anerkennung der Rechte unſeres Landes und über: 
läßt es den Herzogthümern ſelbſt, dieſe Rechte unbehindert zu ſchützen. 

Groß und ehrenvoll iſt unſere Aufgabe. Die Herzogthümer werden 
derſelben ſich würdig zeigen; der wackere und einmüthige Sinn des 
Landes bürgt dafür! Das hartbedrängte Schleswig wird unſeres 
Schutzes nicht entbehren! f 

Wir ſind frledlicher Ausgleichung des Streites nicht entgegen; wie⸗ 
derholt haben wir fie angeboten; will Dänemark dennoch den Kampf, 
wir find bereit. Jedem däniſchen Einbruch in Schleswig, unter wel⸗ 
chen Verſicherungen derſelbe auch geſchehe, folgt die Gegenwehr, denn 
wohlgerüſtet ſteht unſere Armee. Eingedenk der ruhmvollen Siege un⸗ 
ſerer Vorväter für das altbeſchworene Recht des Landes, wird fie freu⸗ 
big kämpfen! - 

Die Statthalterſchaft hält feſt und treu am Recht des Landes und 
feines angeſtammten Landesherrn. \ 

Kiel, den 8. Juli 1850, 

Die Statthalterſchaft der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein. 
Reventlow. Beſeler. 
Boyſen. Francke. Krohn. Rehhoff. 
Gleichzeitig erſchien folgende: 
1 e kanntmachung. 4 

Bei dem nahe bevorſtehenden Ausbruch des Krieges macht das Ge⸗ 
neral-Kommando der Schleswig⸗Holſteiniſchen Armee bekannt, daß Off: 
ziere deutſcher Bundeskentingente, welche den Feldzug hier mitzumachen 
wünſchen, eine entſprechende Verwendung als Volontäre finden können, 
vorausgeſetzt, daß fie mit den erforderlichen Ausweiſen verſehen find. 

Alle Redaktionen deutſcher Zeitungen werden um Aufnahme dies 
e erſucht. 

auptquartier Kiel, am 8. Juli 1830. 
Das Vene der Schleswig⸗ Holſteiniſchen Armee. 


Flensburg, 8. Jull. Der „Flensdurger Correſpondent“ 
ſchreibt Folgendes: Aus der „Freia“ ſehen wir, daß die Landes⸗ 
verwaltung fämmtlichen Obrigketten davon Anzeige gemacht, daß 
eiue Abtheilung der rufſiſchen Flotte an der ſchleswig⸗ 
ſchen Oſtküſte Station nehmen wird und legt ihnen zugleich 
auf, dafür Sorge zu tragen, daß dieſer Escadre, deren Chefs, 
Offizieren und Mannſchaft alles mögliche Wohlwollen und alle 
Unterſtützung erwieſen, namentlich dadurch, daß fir von taug⸗ 
lichen und flinken Lootſen bedient werde. Wir neh⸗ 
men dies auf, weil die Bekanntmachung dieſes Schreibens der 
Landesverwaltung bier in Flensburg noch nicht erfolgt it, 
doch halten wir uns davon überzeugt, daß Flensburgs wohlge⸗ 
finnte Bürgerſchaft auch ohne ſolche Aufforderung der eu 
Flotte alle mögliche Unterſtützung angedeihen laſſen werde. Unſer 
Magiſtrat würde ſicherlich lieber alle Seezelchen wegnehmen laſ⸗ 
fen, als den ruſſiſchen Orlogsſchiffen Lootſen ſenden. Aber er 
muß in den ſauern Apfel beißen. 

Kiel, 7. Juli. Geſtern iſt das danlſche Kriegs ſchiff, 
welches die Mündung des Edeenfördk, und Kieler Hafens 
bewachte, durch die Fregatte Freya abgelöſet worden. Das Schiff 
hält einige Stemeilen von Friedrichsort Station. (N. fr. P.) 

Schleswig, 7. Juli. Aus guter Quelle erfahren wir über 
die däniſchen Pläne Folgende. Von Alſen und Jütland 
wird die däniſche Armee nach Flensburg rücken und zu⸗ 
gleich werden drei Preklamationen erldffen, die eine an die 
ſchlebwig⸗holſteinſche Armee, die beiden andern an die Bewohner 
Schleswigs und Holſteins. In der Proklamation an die Armee 
werden die e und Soldaten aufgefordert, die Waffen zu 
ſtrecken oder zu den Dänen überzugehen, unter dem Verſprechen, 
daß die eingebornen Offiziere, die nach dem 17. März 1848 in 
die Armer eingetreten find, amneſtirt und die Soldaten nach Haufe 
entlaſſen werden ſollen. Ueber das, was man mit den Offigieren, 
die vor ſenem Zeitpunkte in Dienſten geſtanden haben, beabſich⸗ 
tigt, wird tiefes Schweigen beobachtet werden. Daſſelbe gilt von 
den nicht eingeborenen Offizieren, die man vermuthlich gedenkt, 
ſofort zu entlaffen und nach Haufe zu ſchicken. Die Proklama⸗ 
tion an die Schleswiger wird allerhand ſchöne Meefprehungen 
enthalten, unter anderen, daß man Schleswig nicht riten 


wolle, daß man eine Verſammlung von ſogenannten Notabeln 


aus Schleswig berufen werde, um mit einer gleichen Anzahl 
Dänen in einer Verſammlung Vorſchläge über die dereinſti⸗ 
gen Verhältniſſe Schleswigs zu Danemark zu machen u. ſ. w. 
An die Holſteiner wird man ähnliche ſchöne Worte richten. 
Zu gleicher Zeit ſoll eine Regierung für Schleswig und eine 
zweite für Holſtein ernannt werden, die nominelle Spitze dieſer 
beiden Regierungen bildet unter dem Titel: Gouverneur von 
Schleswig und Statthalter von Holſteln, entweder der 
Erbprinz Ferdinand von Dänemark oder der Graf Karl 
Moltke. In Kopenhagen ſoll man über dieſe Perſön⸗ 
lichkeiten noch nicht einig fein, Gerüchtweiſe wird auch der Graf 
v. Blome⸗Salzau als zu dieſem Poſten beſtimmt genannt, 
indeſſen wird hieran im Ernſte wohl nicht gedacht, und möchte 
dieſes Gerücht entweder durch des Grafen kürzlichen Aufenthalt 
in Kopenhazen veranlaßt ſein, oder auf einer Verwechſelung mit 
feinem Bruder, dem Baron Blome Falkenberg, beruhen. 
In Kopenhagen ſoll man gegenwärtig der Anſicht ſein, dieſe Pro⸗ 
klamatlonen, in Verbindung mit den Priegerifchen Operationen 
der däniſchen Armee würden die Herzogthümer bewegen, die 
Waffen zu ſtrecken und auf Gnade und Ungnade den 
Dänen ſich zu ergeben. Neben dieſen ſogenannten verſöhn⸗ 
lichen Mitteln zur Pacifikation der Herzogthühmer, von denen 
die däniſchen Unterhändler in Berlin viel Weſens gemacht haben 
ſollen, erfährt man aus Kopenhagner Blättern, daß es die Ab⸗ 
ſicht der däniſchen Regierung ſei, vorläufig den Belagerungs⸗ 
Zuſtand ſowohl in Schleswig wie in Holſtein einzuführen. 
Dies wäre denn auch nach dänifchen Anſichten das geeignetſte Mit⸗ 
tel, die deutſchen Lande zur Ruhe und zwar zur Ruhe des Gra⸗ 
bes zu bringen. ie die Dänen überhaupt Norden und Süden 
der Eider ohne Belagerungszuſtand und ohne Anwendung mili⸗ 
täriſcher Gewalt ſollten regieren können, iſt nicht leicht einzuſehen. 
Daher ſcheint es aber auch ziemlich überflüſſig, durch Proklama⸗ 
tionen und Verſprechungen aller Art auf die deutſchen Schles⸗ 
wiger wie auf die Holſteiner wirken zu wollen. Niemand traut 
den däniſchen Verſprechungen und Niemand wird mit gebundenen 
Händen den Dänen ſich üderliefern wollen. Am wenigſten möchte 
es aber glücken, auf die Armee zu wirken und die Soldaten zum 
Ueberlaufen oder Niederlegen der Waffen zu bewegen. Die 
Dänen werden ſich bald überzeugen, daß ſie in dieſer Hinſicht 
ſich verrechnet haben. 

Den 9. Juli. Geſtern Abend trafen hier vom Norden Nach⸗ 
richten ein, welche die beſtimmteſte Mittheilung brachten, daß die 
Däuen heute ins nördlich Schleswig einzurücken beab⸗ 
ſichtigten. Heute trifft die Nachricht ein, als wären fie bei 
Holnis gelandet. Möglich, daß das, was man wünſcht, erwar⸗ 
tet und glaubt, manchem ſchon zu einer — verfrühten — That⸗ 
ſache wurde. Von Alfen her Haben wir die Mittheilung em⸗ 
pfangen, daß die dänſſchen Offiziere ihrem alten Syſteme treu 
bleiben. Den Soldaten haben ſie dadurch zum bevorſtehenden 
Feldzuge Muth eingeſprochen, daß ſie gegen dieſe geäußert haben, 
daß die Schweden vorangehen würden, die Dänen folgen und 
ihnen zum Succurs kämen in dritter Linie die Ruſſen. Daß 
man Fahnen mit den ruſſiſchen Farben angefertigt hat, 
ift Thatſache. Ob man durch dieſe Fa rce die Schleswig⸗ 
Holſteiner ſchrecken oder ſich ſelbſt ermuthigen will, wird die 
Erfahrung lehren. (H. C.) 

Kopenhagen, 8. Juli. Mit dem Dampfſchiff üder Wis⸗ 
mar iſt der Kourier, Kammerjunker Sick heute Morgen von 
Berlin wieder retournirt. Die hieſigen Zeitungen haben über 
den Friedensſchluß ſich darauf beſchränkt, die verſchiedenartigen 
Berichte der deutſchen Zeitungen darüber wiederzugeben. „Flyve⸗ 
poſten“ will aus zuverläſſiger Quelle wiſſen, daß, als die preu⸗ 
ßiſchen und däniſchen Unterhändler ſich über die Friedens bedin⸗ 
gungen geeinigt hatten, dem Herrn von Schleinitz von höch⸗ 
ſter Hand ein Schreiben zugegangen ſei, worin darauf beſtanden 
wird, daß die Fregatte „Gefion“ unter keinen Umſtand an 
Danemark wieder ausgeliefert werde, und wenn Dänemark darauf 
beſtehe, die Friedensunterhandlungen alsdann abzubre⸗ 
chen feiew. Da die däniſchen Unterhändler aber nicht dieſes 
untergeordneten Gegenſtandes wegen die Friedensbedingungen 
wieder ſcheitern ſehen wollten: fo feien fie auf die Forde⸗ 
rung in Betreff der „Gefion“ eingegangen. (f. Berlin.) 

Am vorigen Freitag kam die kaiſerliche ruſſiſche Kriegsdampf⸗ 
Fregatte „Kamſchatka“ von der Reiſe nach Meideira zurück und 
ging hier vor Anker, und am Sonnabend kam eine ruſſiſche 
Fregatte von der Nordſee auf der Rhede an. Dagegen ging an 
demſelben Tage die zur Oſtſeeflotte gehörende Fregatte „Zarcone“ 
ſüdwärts ab. Gegenwärtig liegen alſo hier zwei ruſſiſche 
Fregatten und die Kriegsdampfſchiffe „Kamſchatka“ und „Sme⸗ 
loy “. (Ref.) 


a Oeſterreich. 

NB. Wien, 10. Juli. [Tagesbericht.] Unter dem geſtri⸗ 
gen Datum ift vom Kaiſer auf Antrag des Miniſterraths ein 
Gnadenakt ausgegangen, welcher 109 an den ungariſchen 
und ſiebenbürgiſchen Vorgängen betheiligte Perſonen 
geiſtlichen und weltlichen Standes umfaßt und die ihnen 
von 1—10 Jahren kriegsrechtlich zuerkannte Strafe der Schanz⸗ 
arbeit und des Feſtungsarreſtes gänzlich nachgeſehen. Wegen de: 
ten Frellaſſung if auch bereits das Erforderliche verfügt wor⸗ 
den. — F. 3. M. Haynau iſt nachträglich mit der Entſchließung 
vom Sten d. in Ruheſtand verſetzt worden. So ſehr auch 
die nächſte Veranlaſſung zu der unerwarteten Enthebung Hay⸗ 
nau's vom Amte in Dunkel gehüllt iſt, ſo gewinnt doch die be⸗ 
reits geſtern darüber mitgetheilte Verſion immer mehr die Ober⸗ 
hand. Einen vorzüglichen Stützpunkt findet dieſelbe in den be⸗ 
treffenden Leitartikeln der öſter. Korreſpondenz und der 
Reichszeitung. Hier wird eine ſtarke Anklage gegen den ab⸗ 
getretenen Gouverneur Ungarns geführt. Er verdient — heißt 
es — den für das Militär und Bürger ſchwerſten Vorwurf, 
daß er der Regierung feines Landes nicht zu gehorchen wußte. 
Er bezog zu viel auf ſich ſelbſt und begriff nicht, daß die Prä⸗ 
rogative der Gnade der Krone zuſtehen; er benahm ſich mit 
großer Willkür, Recht und Gnade übte er ohne die ſchuldige 
Rückſicht auf den Thron. Zur Vertheldigung Haynau's 
wird angegeben, daß, da er die unpopulärſten Akte im eigenen 
Namen ausgeführt, er zur Rehabilitirung deſſelben, auch jene 
der Gnade auf denſelden ausführen zu können geglaubt habe. — 
Man verſichert, daß das Miniſterium feine Demiſſion in Maſſe 
angeboten habe, falls die Abſetzung Haynau's nicht erfolgt wäre. 
— Nicht Graf Stürmer, ſondern Graf Schlick, nach andern 
Graf Wallmoden, wird zum Nachfolger Haynaus im Kom⸗ 
mando der dritten Armee bezeichnet. Interimiſtiſch iſt F ML. 
Frz. Lichtenſtein mit dem Kommando betraut. Uebrigens iſt 
ziemlich wahrſcheinlich, daß die Stelle des F3 M. in Beziehung 
auf die Adminiſtration auf den Civilkommiſſar Baron Gehein⸗ 
ger, natürlich mit einer weit eingeſchränkteren Machtvollkommen⸗ 
heit, übergehen werde. — Die ungariſche Central⸗Eiſenbahn wird 
in Zukunft „Südöſtliche Staats⸗Eiſenbahn“ benannt. — 
General Graf Schlick ſou in Anerkennung ſeiner Verdienſte 
vom Kaiſer eine Dotation von 200,000 Gulden C. -M. erhal⸗ 
ten habe. — Eine Deputation der Künſtler Wiens hat dem Herrn 
Unterrichtsminiſter eine mit zahlreichen Unterſchriften der bedeus 
tendſten Künſtler verſehene Petition überreicht, in welcher die 
Bitte geftelle‘ wird, daß im Miniſterium des Unterrichts eine 
eigene Kunſtſektion gebildet werde, deren Aufgabe es fein fol, 
die geſammten Intereſſen der Kunſt, ſowohl im Unterrichte, als 
in ihrer weiteren Entfaltung zu wahren und zu fördern. — 
Der Staat hat der Stadt Neuſatz das ſeit lange nachgeſuchte 
Anlehen von zwei Millionen Gulden zugeſichert, und wie es 
heißt, auch bereits angewieſen, wodurch der Wiederaufbau dieſer 
Stadt an der unteren Donau, noch in dieſem Sommer in An⸗ 


griff genommen wird. Neuſatz ſoll die Hauptſtadt der Woj w os 
dina werden. Die Regierung hat 500,000 fl. zur Erbauung 
der nöthigen Regierungs-⸗ Lokalitäten beſtimmt, mit den auch ſehr 
bald begonnen werden ſoll. Eine gleiche Summe iſt zur Ent⸗ 
ſchädigung derjenigen ausgeſetzt, die durch die Regulirung der 
Stadt ihre Gründe und Häuſer verlieren. — Die romaniſch⸗ 
griechiſch nicht⸗unirten Biſchöfe und Prototopen, werden in den 
nächſten Monaten, dem Wunſche des Miniſteriums zufolge, hier 
zuſammenkommen, um über die Regelung ihrer kirchlichen Ange⸗ 
legenheiten zu berathen. — Für die Organiſation des Kronlan⸗ 
des Galizien erfährt man, daß daſſelbe einen Gouverneur, jedoch 
drei Provinzial⸗Landtage haben wird, wovon der eine rein pol⸗ 
niſch in Krakau, der andere rein tutheniſch in Stanislawow und 
der dritte polniſch⸗rutheniſch in Lemberg abgehalten werden fol, 
— Nach Krakau wurden Ingenieure geſandt, um die Trace der 
Eifenbahn von dort bis nach Lemberg und Brody zu ziehen. 
[Die Rückkehr des preußiſchen Geſandten] von Ber⸗ 
lin dürfte die Hoffnungen, die unſer Kabinet an deſſen Reiſe 
knüpfte und zwar, daß der berliner Hof ſich nachgebend bezeigen 
werde, doch ſehr getäuſcht haben, indem man eine Beſtürzung 
deutlich wahrnimmt, die ſich derjenigen Perſonen bemeiſtert hat, 
die vielfältig mit dem auswärtigen Amte und dem Premier ver⸗ 
kehren. Beſonders die kleine deutſche Diplomatie trägt ihre Troſt⸗ 
loſigkeit offen zur Schau, und knüpft allmälig wieder die Bezie⸗ 
hungen zu dem preußiſchen Geſandtſchaftshotel an, die ſie in 
einer wahrhaft unartigen Weiſe in der jüngſten Vergangenheit 
gänzlich abgebrochen zu haben ſchien. Eine ſehr große Senſation 
hat der unerwartete Beſuch des Königs von Sachſen in 
Sansſouci gemacht, und allgemein glaubt man, daß dieſer Mo⸗ 
narch, in der Erkenntniß feiner falſchen Stellung zu dem berliner 
Hofe, einem abermallgen Wechſel nicht abgeneigt ſei. Auch die 
Nachrichten von München ſind nicht ſehr troſtreich und Herr 
v. d. Pfordten ſoll in feiner bekannten Taktloſigkeſt ſich gegen 
Perſonen, die der Diplomatie ſehr fern ſtehen, und keineswegs 
einen amtlichen Charakter haben, Aeußerungen gemacht haben, die 
auf einen ſehr bedeutenden Wechſel in ſeinen politiſchen Anſich⸗ 
ten ſchließen laſſen. Das neue ſtuttgarter Kabinet trägt den 
Keim eines plötzlichen Abſterbens ſo augenſcheinlich an der Stirn, 
daß in ihm auch von hier aus nicht viel Vertrauen geſetzt wer⸗ 
den kann, und Hannover iſt durch ſeinen letzten, von Wien 
aus zwar inſpirirten, aber eigenmächtig zu weit ausgedehnten, 
verunglückten Verſuch, eine Diverſion gegen die Union auszufüh⸗ 
ren, ſo kopfſcheu geworden, daß es ſich bemerkbar von uns zu⸗ 
rückzieht. Sein hieſiger Repräſentant, deſſen exzentriſches Weſen 
nicht dazu geeignet iſt, feine tief inneren Anſichten zu verbergen, 
läßt den Kopf hängen und ſcheint noch nicht mit ſich einig zu 
ſein, wie er ſein nunmehriges Verhalten einzurichten habe. — 
Es iſt wirklich ein jämmerliches Ding um dieſes fo pathetiſch 
angekündigte Plenum, das ſich durch die von Hochmuth 
ſtrotzenden Redensarten ſeines Präſidenten, der gleich einem 
Jupiter tonans zuckende, aber leider nicht zündende Blitze gegen 
die Union ſchleudert, bereits lächerlich genug gemacht hat. Der 
Karren iſt ſo feſt gefahren, daß ſämmtliche Lenker deſſelben nicht 
mehr wiſſen, wie ihn auf freie Bahn zu bringen, und einer nach 
dem andern von dem Verſuche hierzu abſteht und dem Erfinder 
dieſer monftröfen Politik es überläßt, ſich zu helfen, wie er mag. 
— Im großen Publikum ſieht man die deutſchen Angelegenhei⸗ 
ten als eine Sache an, die noch lange Zeit bedürfen werde, um 
auf einen feſten Punkt endlicher Entwickelung zu gelangen. Die 
Furcht vor einem deutſchen Kriege iſt ohngeachtet des ſteigen⸗ 
den Zerwürfniſſes zwiſchen unſerem und dem berli⸗ 
ner Kabinet gänzlich verſchwunden und Jedermann iſt zu der 
feften Ueberzeugung gekommen, daß Preußen keinesweges dieſen 
Krieg will, und daß Oeſterreich, oder vielmehr ſein Miniſterium 
einen ſolchen zu führen nicht vermag, ohne ſeine eigene Exiſtenz 
zu gefährden. Gewiß wird nirgends mehr als bei uns das un⸗ 
politiſche, die reelen Intereſſen des Kaiſerſtaats durchaus verken⸗ 
nende Treiben unſerer Machthaber verdammt. (Ref.) 
Aus Galizien, 8. Juli. [Literatur und Theater. 
— Neue Schulordnung. — Wegebauweſen. — Gehalts⸗ 
Etat für Beamte.] In der Literatur herefcht bei uns ein 
trauriger Stillſtand. Das in Krakau erſcheinende literariſche 
Beiblatt iſt die einzige jetzt nur zweimal im Monat erſcheinende 
literariſche Zeitſchrift. Das nahe Erſcheinen des 8. Bandes der 
polniſchen Literaturgeſchichte von Wiszniewski und die ebenfalls 
in Kurzem gedruckte Geſchichte der Krakauer Republik von Meci⸗ 
szewski find wohl die dedeutenderen literariſchen Werke. Das in 
Lemberg erfcheinende Wochenblatt und die literariſchen Blätter 
(Pamietnik literacki) find für die polniſche Literatur von ge⸗ 
tingerer Bedeutung. — Das Theater, welches bei uns wenig 
zahlreichen Beſuch hatte, iſt nach Poſen gezogen, wo der Theater⸗ 
beſuch des polniſchen Publikums, einige Johannitage abgerechnet, 
auch gerade nicht ausgezeichnet zahlreich war, und die hohen 
Theaterpreiſe deshalb wohl herabgeſetzt wurden. — Was über 
un ſere neue Schulordnung verlautet, erſcheint praktiſch. Die 
obere Schulbehörde der Provinz wird eine beſondere Sektion bei 
der Statthalterſchaft der Provinz bilden und aus einem admini⸗ 
ſtrativen Referenten und Mitgliedern aus den verſchledenen 
Schulen des Landes beſtehen. Der Statthalter wird außerdem 
einen Schulrath aus befähigten Individuen nicht aus dem Schul⸗ 
ſtande berufen. Was die Gymnaſien und Realſchulen be⸗ 
teifft, ſo haben wir ſchon das ſtarke, 258 Seiten betragende 
neue Reglement. Das Ziel der Gymnaſien iſt höhere Ausbil⸗ 
dung mittelft der klaſſiſchen Literatur und der alten Sprachen, 
um zur Univerſität zu befähigen, und der Realſchulen Zweck iſt 
die Befähigung zum Beſuche höherer techniſcher Anſtalten, geſtützt 
auf Kenntniß der neuen Sprachen, ihrer Literatur und der Real: 
wiſſenſchaften. Die 3 untern Klaſſen der beiden Arten Schulen 
werden eine Einrichtung erhalten, welche dem Schüler den Ueber⸗ 
gang aus einer Schule in die andere möglich macht. Der 9 17 
iſt für uns von beſonderem Gewicht; er beſtimmt, daß jede Lan⸗ 
desſprache nach dem Bedürfniß Unterrichtsſprache ſein kann. 
Bisher iſt in ganz Galizien in höhern Klaſſen kein griechiſcher 
oder lateiniſcher Autor ins Polniſche, nur immer ins Deutſche 
überſetzt worden. Die Klaſſen werden gerade umgekehrt wie in 
Preußen und Deutſchland, die niedrigſte mit 1, die höchſte mit 8 
bezeichnet, da jedes Gymnaſium 8 Klaſſen und einen Sjährigen 
Curſus haben ſoll. Die Lehrgegenſtände ſind dieſelben geblieben, 
das Ziel jeder Klaſſe etwas anders geſtellt, da nun ſtatt der 
früheren 6 Klaſſen 8 eingeführt find. Die Hauptſchwierigkeiten 
ſind der Mangel an Fonds, um Schulen und Lehrer angemeſſen 
zu dotiren, da im ganzen großen Kaiſerreich nur 2,600,000 Fl. 
rhein. im Budget für das Minifterium der Aufklärung ausge⸗ 
worfen ſind, und der völlige Mangel an guten Schulbüchern, 
namentlich an polniſchen. Die Anzahl der Untertichtsſtunden ift 
wöchentlich von 22 auf 26 erhöht und die bisherigen Arbeits⸗ 
ſtunden in den Klaſſen dafür ganz aufgehoben, auch will das 
Reglement eine ſtrenge Kontrole durch die Direktoren, daß die 
Schüler nicht mit Arbeiten überhäuft werden, ja daß die meiſten 
Ausarbeitungen in den Klaſſen während der Schulzeit gemacht 
werden ſollen. Diefe Anordnung verdient große Beachtung, da 
in deutſchen Gymnaſien nicht nur die Stundenzahl viel größer, 
ſondern auch die Anforderungen hinſichts der Ausarbeitungen und 


Präparationen oft maßlos ſind und deshalb von den Zöglingen. 


nicht erfüllt werden und werden können. Die Lehrer an Gym⸗ 
naſien werden von der Provinz⸗ Schulbehörde als Prüfungs: 
Kommiſſion geprüft und müſſen nach günſtigem Examen während 
eines Probeſahres unentgeltlich an einem Gymnaſium ihr 
Lehrtalent befunden, Die Mitglieder der Prüfungs⸗Kommiſſion 
find ſchon nominirt, es find die Lemberger Univerfitätsprofefforen 
Glowacki, für ruſſiſche Sprache und Literatur, Stronskl, für 
Philoſophie, Bielowskl, für die polniſche Literatur, und die Pro⸗ 


91⁴ 


fefforen Tangl, Wachholz, Weiſſer und Hloch für die übrigen 
Gegenftände, die Mehrzahl demnach Deutſche. — So viel Oeſter⸗ 
reich in feinen deutſchen Provinzen und auch in Böhmen für die 
Kommunikationswege thut, ſo wenig geſchieht in dieſer Hin⸗ 
ſicht bei uns in Galizien. Man fährt auf erbärmlichen Straßen 
und muß bei jeder Brücke und außerdem hin und wieder auf der 
Straße einem ſchmutzigen jüdiſchen Zellpachter Straßen: oder 
Brückenzoll zahlen; iſt man fremd, fordert der Jude nach Be⸗ 
lieben und man zahlt, um nicht die Zeit mit Streit zu verlieren, 
Die k. k. Baudirektion in Lemberg leitet das Wegebauweſen in 
Galizien; fie hat 3—4 Straßenbaukommiſſare mit 600 Fl. th. 
Gehalt in jedem Kreiſe; jeder dieſer hat 5 Wegemeiſter mit 250 
Fl. th. Gehalt unter ſich und außerdem noch 3 Straßeneinnehmer. 
Das unverhältnißmäßig geringe Gehalt dieſer Baubeamten iſt 
ſchon natürliche Veranlaſſung zu mancherleſ Mißbräuchen, wobei 
die unſchuldigen Wege am meiſten leiden. Dem Referenten wurde 
mitgetheilt, daß der Neubau einer nicht großen hölzernen Brücke 
in einem benachbarten Kreiſe 60,000 Fl. rh. koſtete, alle An⸗ 
ſchläge und Beläge jedoch wohl revidirt waren. — Intereſſant 
des Vergleichs wegen dürfte der Gehaltsetat in unſerm Ga⸗ 
lizien für Ausländer fein. Der Generalgouverneur hatte 1846 
ein Gehalt von 32,000 Fl. rh. Der Gubernialpräfident Baron 
Krieg erhielt 12,000 Fl. aus dem Staatsſchatz, 4000 aus dem 
Landesdomeſtikalfond, 4000 Fl. Tafelgelder und 2000 Fl. per⸗ 
ſönliche Zulage, im Ganzen 22,000 Fl. rh. oder beinahe 15,000 
Thlr. Der jetzige Landeschef hat nur 18,000 Fl. Gehalt, die 
Miniſterialräthe find mit 4 und 5000 Fl. beſoldet. Der ältefte 
Rath — Ettmayer — zur Zeit in Krakau, erhält 8000 Fl. th. 
Die niederen, Überhaupt die Kreisbeamten find weniger gut be; 
foldet, und es ſtellt ſich bei uns, ſowie überall in den europäifchen 
Staaten heraus, daß in den Beſoldungen der höhern Beamten 
große Verſchwendung ſtattfindet. 

— Klauſenburg (in Siebenbürgen), 3. Juli. 
herefcht die Milſtärgewalt, alle Gerichte find geſchloſſen und 
man erwartet ängſtlich, was aus uns werden fol. Hier 
war ſonſt der Sitz des ſiebenbürgiſchen Magyarenthums, 
während in Herrmannſtadt die ſiebenbürger Deutſchen und Wa⸗ 
lachen vertreten waren. Jetzt iſt dort Alles vereint, Klauſenburg 
iſt zur vollſtändigen Unbedeutendheit herabgeſunken, obwohl die 
meiſten ungariſchen Familien jetzt vom Lande in die Städte ge: 
zogen ſind, da ſie auf ihren Schlöſſern nicht mehr zu leben 
wagen, wenn dieſe auch noch erhalten find. Schauerlich ftehen 
jetzt die meiſten als Brandſtätten da, denn in manchen Gegen: 
den iſt von den Bauern arg gehauſt worden. In dem großen 
Dorfe Gyogy bei Karlsburg find 12 Schloſſer des Grafen Kuba 
eingeäſchert und die Beſitzer verjagt worden. Hier hat ſich recht 
augenſcheinlich gezeigt, wohin das ſogenannte romantiſch⸗ pattiar⸗ 
chaliſche Verhältniß der Unterthänigkeit der Bauern führt, das nach 
dem Metternichſchen Syſtem für ſo heilbringend angeſehen ward, 
daß alle andern Diplomaten daſſelbe gern nachahmten, bis in 
Galizien das Vorſpiel gegeben ward, und das ominöſe zu ſpät! 
auch hier eintraf, als der Reichstag in Peſth endlich dieſe Un⸗ 
terthänigkeit aufgehoben hatte. Das Feudalweſen bleibt ſtets 
Negation der Humanität, darum hat es hier mit den größten 
Grauſamkeiten geendet. Wenn die walachiſchen Bauern ihre 
Unterdrücker verjagten, ſo rächten ſich dieſe, indem ſie ihre Po⸗ 
pen zu Hunderten auffingen und erfchießen ließen; ja einen 
evangeliſchen Pfarrer erſchoſſen die Ungarn, weil er früher gegen 
das ſchroffe Feſthalten an der Pſeudo⸗Nationalität geſchrieben 
hatte. Uebrigens iſt hier die Verehrung für Koſſuth bei den 
Ungarn noch allgemein; die Achtung vor Bem aber bei Freund 
und Feind zu finden, beſonders rühmt man. feinen Geheimſchrei⸗ 
ber und Adjutanten, den Major Anton Kurz, einen Deutſchen, 
der überall zur Milde gerathen. Auch läßt man der guten 


Noch 


Mannszucht der Ruſſen Gerechtigkeit wiederfahren, und erwartet 


bald die neue Juſtiz⸗Organiſation, denn noch iſt vollkommenes 
Inſtitium. Eine ſehr gute Wahl hat das Miniſterium getroffen, 
indem es dem Bruder des Miniſters Bach die Landes⸗Organi⸗ 
fation übertragen hat, der ein durchaus rechtlicher Mann ift. 


HH Von der ungar. Grenze, 9. Jull. [Die Kriege: 
gerichte in Konflikt mit dem Miniſterium. — Ge: 
rücht von Einrichtung einer abgeſonderten ungari⸗ 
ſchen Verwaltung.] Das Miniſterium hegt große Mißſtim⸗ 
mung über des willkürliche und überſtrenge Gebahren der k. k. 
Kriegsgerichte in Betreff der Beamtenpurfikation, indem dieſelben 
ſelbſt in jenen Fällen, wo den Beamten keln beſtimmtes Verge⸗ 
hen zur Laſt fällt, ſie häufig wegen angeblicher illoyaler Paſſivi⸗ 
tät ihrer Stellen einfach entſetzt. Nicht nur iſt dies ein empfind⸗ 
licher Eingriff in die Sphäre der Miniſter, die allein über die 
Entlaßbarkeſt der Angeſtellten zu entſcheiden haben, indem die 
militäriſchen Standesbegriffe auf die Staatsdiener keine Anwen⸗ 
dung finden dürfen, ſo iſt auch überdem die eigentliche Spitze 
eines ſolchen Verfahrens gegen die Staatsverwaltung ſelbſt ge⸗ 
richtet, die dadurch ohne Noth oft der tüchtigſten Kräfte beraubt 
wird. Zumal der Bergbau fühlt ſich am tiefſten beeinträchtigt 
durch jene unmotivirten Dienſtentlaſſungen, weil ausgezeichnete 
Montaniſtiker wie z. B. Ritterſtein, Rombauer, Gren⸗ 
zenſtein u. ſ. w., die mit gründlicher Fachkenntniß eine ſeltene 
Lokalkunde verbinden, nicht wieder zu erſetzen fein dürften, wäh? 
rend ſie ſelbſt bei dem jugendlichen Aufſchwung des Erzbaus in 
andern Staaten oder im Privatdienſt leicht ein relchlicheres Aus⸗ 
kommen finden, als ſie bisher genoſſen. Es iſt deshalb ſehr 
erklärlich, warum gerade der Miniſter Thinnfeld fo energiſch auf 
eine Beſeitigung der ktiegsrechtlichen Wirkſamkeit in dieſer Rich: 
tung dringt, da eben die techniſchen Zweige der Adminiſteation 
darunter am Bitterſten leiden. — Seit einigen Tagen wird die 
Gewährung einer abgeſonderten ungariſchen Verwaltung, mit 
Ausnahme des Finanz und Kriegs⸗Departements, mit folder 
Beſtimmtheit behauptet, daß ſelbſt die orthodoxeſten Centealiſten 
an der Durchführung der Reichsverfaſſung vom 4. März zu 
zweifeln beginnen. Wir geben die Nachricht ohne eine Bürg⸗ 
ſchaft hiefür zu übernehmen, doch können wir nicht verſchweigen, 
daß uns dieſelbe aus dem Mund von Männern zugefloſſen iſt, 


welchen Stellen in dem ungariſchen Ministerium zugeſichert find 


und die alfo blos arg getäuſcht worden fein müßten. Es waltet gar 
kein Zweifel darüber, daß die Altkonſervativen ihre Stütze 
in St. Petersburg haben, wo man die magpariſche Nationa⸗ 
lität zum Träger abſolutiſtiſcher Tendenzen machen will. Ob die 
Abberufung des Geafen Medem vom wiener Hof damit in 
Verbindung ſtehe, wie dies von der genannten Partei behaup⸗ 
tet wird, bleibt dahingeſtellt, doch könnte allerdings die plötzliche 
Ungnade in der geringen Unterſtützung wurzeln, welche bisher 
dee ruſſiſche Geſandte der ungariſchen Territorjal⸗ und Nationa⸗ 
litätsfrage angedeihen ließ. 

* X ueber die um Mailand zu ertichtenden Forts, und 
ihre Länge und Beſtimmung vernimmt man folgendes: das 
nunmehr vollendete, an der öſtlichen Seite der Stadt, nicht weit 
von dem Bahnhöfe der lombardiſch⸗venetianiſchen Eiſenbahn ge: 
legene verſchanzte Lager bietet mit fenen hohen Wällen und 
drohenden Kanonenſchlünden einen fehe martialiſchen Anblick dar. 
Auch bei Lavens follen, vielleicht zum Schutze der Kriegs⸗ 
Flotilte auf dem „Lago maggiore“, einige Schanzwerke 
errichtet werden, und die zur Armirung nöthigen Kanonen wur⸗ 
den ſchon über den Ticino und Naviglio grande dahin ver⸗ 
ſchifft. Unter allen dieſen keiegeriſchen Rüſtungen erfreut ſich 
jedoch das ganze Land der vollkommenſten Ruhe; man vers 
nimmt ſeltener von Raubanföllen und Verbrechen, und hofft 
auf eine baldige Veröffentlich der Verfaſſung. 

Frankreich. 

Paris, 8. Juul. [Tagesbericht.] Die Diskuſſion 

über das Preßgeſetz iſt in der heutigen Sitzung der National⸗ 


teur der 


Verſammlung eröffnet worden. Wenn man einer Verſammlung 
Geſetze vorlegt, deren Unpopularität ſelbſt von den Urhebern der⸗ 
ſelben nicht beſtrütten wird, fo iſt dies ein ſicheres Zeichen, um 
den Succeß dieſer Geſetze prognoſtiziren zu können; wenn die Ma⸗ 
joritäten keine anderen Gründe für das Geſetz zu geben haben, 
als ihr Votum, dann geben ſie es um ſo eher, denn ſie geben 
es blindlings. — Die erſte Schlacht wurde heute über die Dring⸗ 
lichkeit des Geſetzes geliefert. E. Girardin entwickelte die Thefe, 
daß die Dringlichkeit weder diskutirt, noch votirt werden könne, 
da nach dem Reglement jeder Dringlichkeitsantrag einen Spezial⸗ 
bericht erfordere. Präſident Dupin antwortete, daß die Anteze⸗ 
dentien die Verſammlung autorifiren fo zu handeln, wie fie wolle, 
und er begleitete dieſe Doktrin mit einigen Sarkasmen auf den 
Redakteur der „Preſſe.“ — Die Dringlichkeit wurde übrigens 
nur ſchwach angegriffen. Hr. Mathieu (Dröme) iſt niemals 
ſehr gefährlich, und was J. Favre anbelangt, der ebenfalls ges 
gen die Dringlichkeit ſprach, ſo bleibt er ein für allemal ein Redner, 
der in Weitſchweifigkeit ertrinkt. Die geiſtreichen Schlagwörter, 
die ſcharfen und treffenden Phraſen ſeiner Rede gehen in den 
endloſen Längen einer Oppofition verloren, deren Bitterkeit immer 
vorhergeſehen wird. Mit dem Votum über die Dringlichkeit, 
welche mit der ſtarken Majorltät von 368 Stimmen gegen 250 
angenommen wurde, iſt die Frage eigentlich erledigt. Es kann 
nunmehr feinem Zweifel unterliegen, daß das Ganze des Geſetzes, 
tro der Reklamationen von allen Seiten her, angenommen wird. 
Die Majorität wird auf alle Einwendungen durch das Serutinium 
antworten. Die Debatte Über das Geſetz ſelbſt eröffnete Ma⸗ 
dier de Montjau vom Berge, ein Redner, der heute zum er⸗ 


ſtenmale die Tribüne beſtieg. Herr de Montjau hat 
einen charakteriſtiſchen Kopf, der einen heftigen Fana⸗ 
tismus ausdrückt; er ſpricht leidenſchaftlich und concls; 


er gehört zu den Revolutionärs quand meme, zu jener 
Generation von Männern, die ein Journal jüngft ſehr geistreich 
die Voltigeurs von 93 genannt hat. Hr. de Montſau beſtritt 
die „beſcheidene“ Behauptung der Kommiſſion, daß das Geſetz 
unvollkommen und gar nicht ſo ſehr wirkſam ſein werde; er ſei⸗ 
nerſeits glaubt an die deſtruktive Wirkſamkeit des Geſetzes, und 
von dieſem Geſichtspunkte aus, hat der Berg⸗Redner eine Unge⸗ 
ſchicklichkeit begangen, da er mit dieſer Behauptung die Majori⸗ 
tät nur um ſo feſter in ihrem Beſchluſſe machte. Am Schluſſe 
deutete er noch auf einen 18. Brumaire hin; im Ganzen hat ſich 
de Montjau als einen der vorzüglichſten Oppoſitionsmänner ger 
zeigt. — Miniſter Rouher, der hierauf das Wort nahm, ließ 
ſich verlauten, die Februar⸗ Revolution eine „Kataſtrophe“ zu 
nennen. Dieſe Provokation fand man um ſo weniger an der 
Stelle, als Herr Rouher ſich grade nicht über die Revolution 
zu beklagen hat, und daß es überhaupt einem Mitgliede des 
aus der Revolution hervorgegangenen Gouvernements nicht anſteht, 
eine ſolche Erklärung von der Tribüne herab zu geben. Sie 
können leicht denken, daß der Berg dieſe Gelegenheit ergriffen hat, 
um ſich den Brüdern in London gegenüber, die ihn der Feigheit 
anklagen, zu rehabiliticen, und der Erklärung des Miniſters folgte 
ein furchtbarer Tumutt. Man verlangte, daß der Miniſter zur 
Ordnung gerufen werde. Hr. Dupin zog ſich durch ein grade 
nicht ſehr ehrenwerthes Mittel aus der Nothwendigkeit, den Mi⸗ 
niſter zu ermahnen, indem er erklärte, daß er den Ordnungsruf 
habe ausſprechen wollen, dem ſtürmiſchen Verlangen aber nicht 
nachgeben werde. Der Tumult, begleitet von dem Geſchrel „Vive 
la République“ dauerte fort, was die Majorität benutzte, um 
den Schluß der allgemeinen Diskuſſion zu votiren. Dieſes Vo⸗ 
tum machte den Sturm nur um ſo heftiger. Girardin beſtieg 
die Tribüne, ohne daß ihm der Präſident das Wort gegeben 
hatte; da ſtürzte alles auf die Tribüne zu, als ſollte der Redak⸗ 
reſſe belagert werden; er erhielt einen Ordnungsruf 
und das Recht zu ſprechen. Mit vieler Logik ſetzte H „Girar⸗ 
din auseinander, daß Hr. Dupin, als Präſident unter 11 Juli⸗ 
Monarchie die Revolution von 1830 niemals habe angreifen laſ⸗ 
ſen. Weniger glücklich war die Inſpiration, die ihn zu der Er⸗ 
klärung trieb, daß, wenn der Minifter nicht zur Ordnung geru⸗ 
fen werde, ſämmtliche Oppoſitionsmitglieder die Verſammlung 
verlaſſen werden. Die Rechte applaudirte lebhaft zu dieſer Er⸗ 
klärung, während die Linke durch ihr Schweigen zu erkennen 
gab, daß fie der Erklärung nicht beſſtimme. Girardin hat am 
Schluſſe der Sitzung auch in der That feine Demiſſion dem 
Huiffier übergeben wollen, und iſt nur von feinen Kollegen daran 
verhindert worden. — Dupin hob die Sitzung auf, allein die 
Aufregung legte ſich nicht. Herr Rigal rief dem Minifter Ba⸗ 
roche die „Volksjuſtiz“ ins Gedächtniß, worauf der Miniſter die 
Antwort gab: „Trotzdem betrachte ich die Februar⸗Revolution als 
eine Kataſtrophe.“ Auf die Vorſtellungen des Quäſtors, trennte 
man ſich endlich in der größten Aufregung. — Es wird den Le⸗ 
fern noch erinnerlich fein, daß wir vor einigen Wochen die Ber: 
bindung zwiſchen den beiden Linien der Bourbonen als eine 
ziemlich ausgemachte Sache gemeldet, und daß man im Elypſee 
die Wanderungen nach St. Leonard aus dieſer Urſache ſehr be⸗ 
ſorglich anſah. Die Scene hat ſich plötzlich geändert; die Ver⸗ 
bindung iſt ganz aufgegeben, und diejenigen, welche in dieſer 
Ausgleichung die einzige Hoffnung für die Zukunft Frankreichs 
ſahen, erklären nunmehr, dieſe aufgegeben zu haben und die Lö⸗ 
ſung nur in der Verlängerung der gegenwärtigen Präſidentſchaft 
zu finden. Dieſer Umſchlag iſt ganz zuverläßig, fo ſchwer er auch 
zu begreifen iſt. — Der verhaftete Walker ift von den Aerzten 
als wahnſinnig erklärt und nach dem Hospice Bicetre gebracht 
worden. — Ueber den Zuſtand der Königin von Spanien zirku⸗ 
liren beunruhigende Gerüchte; die Aerzte, heißt es, erwarten eine 
mit Gefahren verbundene Niederkunft. 


Großbr tannien. 


London, 8. Juli. [Die nordamerikaniſchen For⸗ 
derungen an Portugal] geben unſerer Preſſe willkommenen 
Anlaß, wieder einmal einen ſcheelſüchtigen Blick auf die Politik 
des Vereinigten Staaten⸗ Gouvernements zu werfen, und da die 
Forderungen Nordamerika's an das portugiefifche Gouvernement 
in mancher Beziehung ein Seitenſtück zu den übertriebenen For⸗ 
derungen. Englands an das gtiechiſche Gouvernement bilden, fo 
iſt die „Times“ perfide genug, die Behauptung zu wagen, das 
norbamerikaniſche Gouvernement hätte erſt auf die Kunde von 
dem Auftreten Englands zu Athen ſich dazu entſchloſſen, mit 
Kanonen zu Liſſabon zu drohen, wie Admiral Parker vor Athen. 
Das portugieſiſche Goudernement wird freiwillig ſich ſicherlich 
nicht zut Zahlung dieſer Forderung verſtehen, und ſo hätte man 
denn den Pendant zu dem, was wir zu Athen erlebt, denn es 
ſteht feſt, daß der amerikanische Oeschlkten e ſich den 11. Juli 
bei Ablauf der geftellten Friſt auf ſein Geſchwader zurückziehen 
wird, falls das Ultimatum nicht angenommen wird. Iſt das 
nordamerikaniſche Geſchwader von Liſſabon auch nicht ſtark genug, 
Liſſabon ſeldſt anzugreifen, ‚go wird zunächſt es den portugieſi⸗ 
ſchen Handelsſchiffen großen Nachtheil zufügen, und mit einer 
Blokade beginnen. Nachdem der nordamerikaniſche Geſchäfts⸗ 
träger die Vermittelung der fremden Diplomatie rundweg aus⸗ 
geſchlagen, wird ſich das portugiefifhe Gouvernement am Ende 


doch bequemen, der Gewalt nachzugeben. 
— EEE Here 


Mit einer Beilage. 


Freitag Beilage zu 2 191 


915 


—ͤ — 


der Breslauer Zeitung. 


12. Juli 1850. 


— ———— — — 


werden von dem Verfaſſer gebilligt (S. 88); es blieb dann aber 
für die Geſetzgebung das unlösbare Problem, den Verpflichteten 
von einer Laſt zu befreien, ohne wohlbegründete Rechte des Be⸗ 
rechtigten im Weſentlichen zu beeinträchtigen. Unlösbar iſt dieſes 
Problem, weil natürlich in dem Maape, als die Entbürdung 
der Laſt erfolgt, das Recht des Berechtigten beinträchtigt 
werden muß. Das neue Geſetz hat in der Art eine 
Löſung ihrer Aufgabe gefunden, daß es dem Mülhlenbeſitzer ein 
Drittel des Reinertrages ſeines Grundſtückes ſichert, alſo bis zu 
dieſem Maße dem Berechtigten den Mühlenzins nimmt. Eine 
Abänderung des Geſetzes zu Gunſten der Mühlenbefiger, mit Bei⸗ 
behaltung des Prinzips, daß der Staat aus ſeinen Mitteln nicht 
beitragen will, könnte alſo nur dahin gehen, den nach dem Ge⸗ 
ſetze feſtgeſtelten Betrag des Mühlenzinſes auf Koſten des Be: 
rechtigten noch weiter zu ermäßigen, und dies könnte auch nur 
der Erfolg einer im Sinne des Verfaſſers eintretenden Reform 
des Geſetzes ſein. Wir können uns aus dem Standpunkte des 
Rechtes für eine ſolche Reform nicht erklären. Wir erachten viel⸗ 


Sprechſaal. 


Das Geſetz vom 11. März 1850, 
betreffend die auf Mühlen⸗Grundſtücken haften⸗ 
den Reallaſten. 

Es war nach dem Erſcheinen des vorſtehenden, tief in das 
Wohl und Wehe eines bedeutenden Gewerbeſtandes eingreifenden, 
Geſetzes unſere Abſicht, daſſelbe nach ſeinem Inhalte und Ein⸗ 
fluſſe zum Gegenſtande einer näheren Beſprechung in dieſem 
Blatte zu machen. Die Schwierigkeit aber bei dem uns nur 
geſtatteten Raume das reichhaltige Material in einer Weiſe zu 
verarbeiten, daß es den Anforderungen der Belehrung und der 
Kritik, oder auch nur ſelbſt Einer von beiden entſpräche, verzö⸗ 
gerte ſtets die Ausführung dieſer Abſicht. Inmittelſt iſt eine 
Schrift erſchlenen, welche dieſe Ungewißheit endet, indem wir glau⸗ 
ben, dem großen Kreiſe derer, welche namentlich in der Provinz 
Schleſien von der Einwickung des Geſetzes in ihren Intereſſen 
betroffen werden, keinen größern Dienſt erweiſen zu können, als 
wenn wir ihnen dieſe Schrift dringend empfehlen, und dieſe Em⸗ 
pfehlung durch einige Worte motiviren. 

Die Schrift hat den bekannten juriſtiſchen Schriftſteller, den 
Kammer⸗Gerichtsrath von Rönne, zum Verfaſſer. Ihr Titel 
lautet: 0 

Das Geſetz vom 11. März 1830, betreffend die auf 

Mühlen⸗Grundſtücken haftenden Reallaſten; nebſt 
einem praktiſchen Kommentar zu demſelben, und einer 
kritiſchen Beurtheilung des Geſetzes. (Preis 17½ Sgr.) 

Der Titel beſtimmt fie zu einem Handbuche zum Ge- 
brauche für die Auseinanderſetzungs⸗Behörden, bie 
Schiedsrichter und die Berechtigten und Verpflich- 
teten. 

Wir nahmen dieſe Schrift mit einigem Voructheile, nicht ge: 
gen die längſt bewährte Befähigung des Verfaſſers, wohl aber 
gegen die Unbefangenheit ſeines Urtheils in die Hand, weil uns 
aus den Verhandlungen der 1. Kammer, deren Mitglied der 
Verfaſſer iſt, erinnerlich war, daß er entſchieden gegen den Ge⸗ 
ſetzentwurf ſich ausgeſprochen und hiernach gegen das Geſetz ſelbſt 
öffentlich einen beſtimmten, leicht zu ungerechter Beurtheilung 
führenden Standpunkt eingenommen hatte. Der Verf. hat nun 
zwar dieſen Standpunkt nicht verlaffen, allein er iſt nicht nur ohne 
allen Einfluß auf den Haupttheil des Werkes, nämlich den Kom: 
mentar des Geſetzes geblieben, ſondern hat ihn auch in dem 
zweiten Theile: Beurtheilung des Geſetzes, niemals aus 
den Schranken einer ruhigen und wohl motivirten Kritik geführt. 

Auf die hiſtoriſche Darſtellung der auf das Mühlen⸗Gewerbe 
bezüglichen Geſetzgebung (S. 1 bis 10) folgt das neue Gefek 
und deſſen Kommentar (S. 11 bis 80) nach der Reihefolge 
der 6$. Ziemlich bewandert in der Literatur der Gefeg Kommen: 
tare glauben wir ein nicht inkompetentes Urtheil zu fällen, wenn 
wir die Schrift als eine Muſterſchrift für diejenige Gattung 
von Kommentaren bezeichnen, welche gleichzeitig den mit der Aus⸗ 
führung eines Geſetzes betrauten Behörden und Beamten und 
dem bel dieſer Ausführung ſeines eigenen Intereſſes wegen be⸗ 
theiligten Publikum dienen ſollen. Der Verf. hat, ſeinen Stoff 
vollkommen beherrſchend, die Beſtimmungen des Geſetzes mit der 
größten Gründlichkeit erläutert und erklärt, ihren Zuſammenhang 
mit der übrigen Geſetzgebung dargelegt, und überall, wo es er⸗ 
forderlich iſt, eine Anweiſung für die praktiſche Ausführung und 
Anwendung des Geſetzes beigefügt. 

Dem Kommentar des Geſetzes ſchließt ſich deſſen kritiſche 
Beurtheilung an. (S. 81 bis 111.) Sie geht von dem 
Geſichtspunkte aus, daß die Tendenz des Geſetzes in der Abſicht 
der Staats⸗Regietung gelegen: der thatſächlich von ihr an⸗ 
erkannten bedrängten Lage der Mühlenbeſitzer Ab: 
hülfe zu verſchaffen, ſpricht ſich in Uebereinſtimmung mit 
der Staats⸗Regierung und den Kammern dahin aus, daß dieſe 
Abhülfe weder in der Wiedereinführung von Beſchränkungen der 
Konkurrenz des Mühlengewerbes mit Rückſicht auf die Bedürf⸗ 
nißfrage noch in der Entſchädigung der Mühlenbefiger aus öf⸗ 
fentlichen Fonds habe gefunden werden können, weiſt dagegen 
nach, daß diejenige Erleichterung, weiche der $ 6 des Geſetzes — 
deſſen eigentlicher Kern — gewähren ſolle, dieſen Zweck nach 
Maßgabe der obwaltenden Verhältniſſe entweder gar nicht oder 
doch in ungenügendem Maße erfüllen würde. 

Eine wirkliche Löſung der von der Geſetzgebung an ſich ſelbſt 
geſtellten Aufgabe iſt nach der Anſicht des Verf. nur dann mög⸗ 
lch, wenn cin die Erhaltung des Nahrungsſtandes 
ſichernder Erlaß der Reallaſten ohne Rückſicht auf 
den Ertrag des Mühlenbetriebes gewährt wird, wie 
dies ein von ihm in der erſten Kammer geſtellter (S. 100) An⸗ 
trag beadſichtigt hatte. Andere Ausſtellungen gegen die Faſſung 
des Geſetzes, betreffend die Abſchneidung des Rechtsmittels der 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen die Entſcheidungen des Reviſions⸗ 
Kollegii, die Anwendung des Geſetzes auf bereite rechtskräftig 
entſchiedene Streitigkeiten und das Schweigen des Geſetzes über 
den Koſtenpunkt. Den praktiſchen Geſichtspunkt für die kritiſche 
Würdigung des durch ſeine Publikation in Wirkſamkeit getrete⸗ 
nen Geſetzes und Aufdeckung ſeiner Mängel findet der Verfaſſer 
(S. VII.) in der Voraussetzung, daß die Gesetzgebung, wie fie 
von dieſen Mängeln Ueberzeugung gewinne, eine Reform des 
Geſetzes werde eintreten laſſen, welche fie nicht werde verweigern 
können, da fie ſelbſt das Bedürfniß einer wirklichen Verbeſſe⸗ 
rung des Zuſtandes des Verpflichteten ausdrücklich anerkannt habe. 

Dieſe Anſicht des Verf. in dem von ihm aufgefaßten Sinne 
können wir nicht theilen. Wir ſind zwar ganz damit einverſtanden, 
daß die Anwendung des Geſehes in den meiſten Fällen nur in 
ſehr geringem Maße zur Erleichterung der auf den Mühlen un⸗ 
ter dem Namen Mühlenzinſen haftenden Laſten beitragen werde, 
wir glauben aber weder, daß die Geſetzgebung durch dies prak⸗ 
tiſche Ergebniß zu einer neuen Einſchteitung ſich werde veran⸗ 
laßt fühlen, noch aber, daß auf dem Wege der Geſebzgebung 
überhaupt die ausgeſprochene Abſicht der Staatsregierung: eine 
weſentliche Erleichterung in dieſen Laſten herbeizuführen, werde 
baut werden können, fo lange fie an dem Prinzip feſt⸗ 
halt daß der Staat feiner Seits kein Opfer zu die⸗ 
ſem ad se übernehmen werde. Die Gründe hiervon ſind ein⸗ 
leuchtend. 5 Inſoweit nämlich dieſe Mühlenzinſen nicht nach der 
ſchon ſeit dem Jahre 1810 beſtehenden Geſebgebung als Ge⸗ 
werbezinſen wesfauen, ſoweit ſie alſo die Eigenſchaft einer 
Grun dab gabe haben, was in den meiften Fällen angenommen 
werden muß, da Me faßt äberall als ein in Geftalt einer Rente 
ſtipulitter Theil des Kaufpreiſſes erſcheinen, kann eine Erleichterung 
des verpflichteten Mühlendeſiters durch Erlaß oder Ermäßigung 
der Zinſen nur als eine nicht gerechtfertigte Beeinträchtigung des 
Berechtigten (Gutshertn) etrachtet werden. Man fragt wohl 
billig, wie dieſer Letzlere dazu kommt, daß auf Koſten ſeines gu⸗ 
ten Rechtes eine Entbürdung des Müßlenbeſitzers erfolge, da 
nicht er, ſondern die Geſetzgebung durch Aufhebung des Zwang⸗ 
und Bannrechtes und durch Beſeitigung der Bedürfnißfrage bei 
Errichtung neuer Mühlenanlagen dem ahrungsſtand der Müh⸗ 
Ienbefiger die Wunden geſchlagen hat, deren Heilung jetzt beab⸗ 
ſichtigt wird? Waren dieſe Maßregeln durch das Geſammtwohl 
geboten, ſo kann es auch nur, wenn eine Beſeitigung der für 
Einzelne dadurch herbeigeführten Nachtheile ftattfinden folt, die 
Geſammtheit, d. h. die Staatskaſſe fein, welche die hierzu nöthi⸗ 
gen Opfer zu bringen hat. Die Gründe, welche die Staats⸗ 
Regisrung beſtimmt haben, dieſes Opfer abzulehnen (S. 86), 


1 


jetz eine Entſchädigung für denjenigen Theil des als Grund: 
abgabe feſtgeſtellten Mühlenzinſes zu gewähren, welcher dem Be⸗ 
rechtigten durch die Ablöſung nach Vorſchrift des Geſetzes vom 
11. März 1850 entzogen werden wird, ſondern auch die weitere 
Entſchädigung für den Fall zu übernehmen, wenn ſich bei dieſer 
Ermittelung herausg' stellt haben wird, daß das durch § 6. des 
Geſetzes garantirte Drittel des Reinertrages nicht die Er⸗ 
haltung des Nahrungsſtandes des Münlend ſitzees ermöglicht. 
vielmehr hierzu ein weiteter Erlaß des Mühlenzinſes erforderlich 
wird. Nach unſerer Anſicht bleidt für jetzt ſowohl für den Be⸗ 
rechtigten als den Verpflichteten nichts übrig, als die Re⸗ 
ſultate der durch das Geſetz vom 11. März 1850 angeord⸗ 
neten Ablöſung abzuwarten. Sollten dieſe, wie der Wer: 
foſſer S. 101 ausführt, ſich dahin ftrllen, daß den Münten: 
befigern in vielen Fällen gar kein Erlaß, in den übri⸗ 
gen aber eine ſo geringe Ermäßigung ihrer Abgaben 
zu Theil wird, daß ihr Zuſtand entweder gar nicht, oder doch 
nur in einem unbedeutenden Maße verbeſſert wird, fo wer: 
den dieſe Mühlenbeſitzer von der Geſetzgedung eine wirkſamere 
Hilfe durch Reduktion der auf ihre Mühlenbeſitzung gelegten 
Renten, mithin die Berichtigung des wegfallenden Theils aus 
Staatsmitteln zu verlangen berechtigt ſein. So weit aber das 
Reſultat ſich dahin ſtellt. daß den Berechtigten das wohlbegründete 
Recht auf eine Grundabgabe geſchmälert wird, werden ſie ihrer⸗ 
ſeits von der Geſetzgebung verlangen können, daß ſie die Ver⸗ 
pflichtung des Staates anerkenne, aus der Staatskaſſe ihnen Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten. In beiden Fällen erſcheinen die in den Geſetzes⸗ 
Motive (S. 86) hauptſächlich gegen eine Concurrenz der Staats⸗ 
Kaſſe aufgeſtellten Gründe als beſeitigt. Sie liegen theils in der 
unüberſehbaren Größe der zu übernehmenden Laſt, theils in der 
Schwierigkeit der Ermittelung des Maßes bei der Verſchieden⸗ 
heit der obwaltenden Verhältniſſe. Denn durch die Ablöſungs⸗ 
Verhandlungen wird für jede einzelne Mühle feſtgeſtellt werden, 
welches der dem Beſitzer verbleibende Reinertrag fei, und ſich 
weiter ohne Schwierigkeit beurtheilen laſſen, ob derſelbe zur Er⸗ 
haltung des Nahrungsſtandes hinreichend ſei, und gleichzeitig wird 
feſtgeſtellt werden, in welchem Maße die Grundabgabe des Be⸗ 
rechtigten geſchmälert iſt, und ihm Schadloshaltung zu gewäh⸗ 
ren ſei. 

Nur in dieſem Sinne wird eine weitere Einſchreitung der 
Geſetzgebung zu gewärtigen fein, fie wird daher erſt dann eintre⸗ 
ten können, wenn die Reſultate der durch das Geſetz vom 11. März 
1850 angeordneten Ablöſung vorliegen. Gräff. 


Provinzial -eitung. 


* Breslau, 11. Juli. [Konſtituirung der Stadt 
verordneten⸗Verſammlung.] In der heutigen Sitzung 
legte der bisherige Vorſtand ſein Amt nieder, worauf die Ver⸗ 
ſammlung ſich neu konſtituirte. Unter Vorſitz des Alterspräſi⸗ 
denten Herrn Litſche und Anweſenheit von 92 Mitgliedern 
wurden gewählt: zum Stadtverordneten-Vorſteher Herr Dr. 
Grätzer, zum Protokollführer Herr Juſtiz⸗Kommiſſarius Krug, 
zum Stellvertreter des Vorſtehers Herr Zahnarzt Linderet, und 
zum Stellvertreter des Protokollführers Hr. Kaufmann Sturm. 

— ua Sn 


y Breslau, 11. Jul. [Königsſchießen.] Wie wir 
ſchon in der letzten Nummer dieſer Zeitung mitgetheilt haben, 
betrug bie Zahl derer, welche am Königsſchießen Theil genommen 
haben, 320. Es iſt dies, im Verhältniß zu den jüngſt verfloſ⸗ 
fenen Jahren eine ſehr geringe Anzahl. Von den früheren 
Scharfſchützen⸗Korps haben ſich 37 bei dem Schließen betheiligt, 
und dieſe haben 34 Spiegelſchüſſe erzielt. Im Allgemeinen war 
das Wetter dem Schießen ſehr ungünſtig. Im Ganzen ſind 
130 Spiegelſchüſſe gefallen und zwar in folgenden Zirkeln vom 
Herzen (Zwecke) ausgehend: in Nr. 8 24, in Nr. 7 5, in 
Nr. 6 15, in Nr. 5 16, in Nr. 4 21, in Nr. 3 16, in 
Nr. 2 23, in Nr. 1 29. Es wurde nach 3 Scheiben und 
zwar auf 300 Schritt geſchoſſen. Der jetzige Schützenkönig, 
Herr Jakob, Kaufmann, erhält als Prämie vom Magiftrat 
46 Rtl. und von der Regierung 24 Rtl., zuſammen 72 Rtl; 
die beiden Ritter, Herr Scholz, Klemptnermeiſter, und Graf 
Matuſchka bekommen die erſten Prämien, in werthvollen Ge⸗ 
ſchenken beſtehend. Außerdem erhalten fie Medaillen, der erſtere 
von Gold, die letzteren von Silber. Die Uebrigen, welche in 
den Spiegel geſchoſſen haben, bekommen je nach der Güte des 
Schuſſes ebenfalls Geſchenke, welche künftigen Montag ausge: 
theilt werden. — Das frühere Scharfſchützenkorps, ein integri⸗ 
render Theil der ſuspendirten Bürgerwehr, hat von dem Polſzei⸗ 
Präfidenten die Etlaubniß erhalten, ihren Kollegen, den jetzigen 
Schützenkönig, und den zweiten Ritter beim Einmarſch im Waf⸗ 
fenſchmucke zu begleiten, und wir werden demnach künftigen Sonntag 
Nachmittag das Scharfſchützen⸗Corps in Uniform zu ſehen bes 
kommen. Veelleicht iſt eine Einigung der Schützengilde mit dem 
letztgenannten Corps möglich. — Der Zteler, welcher vor dem 
Königsſchießen durch das Bein geſchoſſen iſt, wird gerettet, und 
zwar wird ihm nicht das Bein abgenommen, ſondern nach de 
Ausſagen der Aerzte erhalten werden. Es haben bereits den⸗ 
ſelben viele Schützen beſucht und ihm Troſt zugeſprochen. 


* Breslau, 11, Jul. [Von den Mai⸗Veturtheil⸗ 
ten] find geſtern früh um 6 Uhr wiederum zwei abgeführt nie 
den. Sie gingen zu Fuß und in Ketten ihrem traurigen Schick 
ſal entgegen. Simon wurde auf die Feſtung Siber en 
Schuſchke nach dem Zuchthauſe zu Görlitz gebracht. — 5 
Abführung des Simon hatte ſich am geſtrigen Morgen ene 
zahlreiche Volksmenge verſammelt, weshalb derfelbe noch ein Mal 
in das Inquiſitoriats-Gebäude zurückgeſchafft und von dort auf 
einem Seitenwege befördert wurde. f 


eee 

; ; Den 

Breslau, II. Jull. (Katholiſcher EentralsBerein.) Den 

9. Juli. Präl. Prof. Gitter. Den, einleitenden Vortrag Fallen 

gierungsrath Barthel über den Begriff der Ar eit vom chriſt hmm 

Standpunkte aus, im Gegenſat zu dem kommuniſtiſchen. Er 1 
von aus, daß die neueſte Volksbeglückungstheorſe an einer auffa lc 

Gedankenarmuth leide und zur Verſchleierung der ſelben ſich chriſt ge 

Ausdrücke bediene, den Sinn derſelben aber verfälſche. Er de Er 

an den Loſungsworten der Partei: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 


mehr den Staat tür verpflichtet, nicht nur dem Berechtigten ſchon 


herren die Steuern zu verweigern? 


nach, und zeigte dann, daß auch mit dem an ſich ſo edlen Ausdruck 
Arbeit von den Männern der umſturzpartei ein ſchändliches Spiel 
getrieben werde. Der Redner zeigte, daß man den Begriff von Arbeit 
ungebührlich beſchränkt, die Arbeit ſelbſt herabgewürdſgt und eine Anficht 
von ihr verbreitet habe, die dem Gedeihen aller Arbeit im höchſten 
Grade hinderlich ſei, indem ſie den Arbeitenden eine angeſtrengte Thä⸗ 
tigkeit verleide, ja Vielen die Befähigung dazu raube. Im Gegenſatze 
mit der kommuniſtiſchen Anſicht von der Arbeit ſetzte nun der Redner 
die chriſtliche Auffaffungsweife von derſelben auseinander. Er zeigte, 
daß das Chriſtenthum die Arbeit betrachte als eine allgemeine Verpflich⸗ 
tung, als Selbſtwerk und Befolgung eines göttlichen Gebotes, als einen 
hohen Vorzug des Menſchen, der dadurch ſeine Aehnlichkeit mit Golt 
dem Allernährer, Allereleuchter, Allfürſorger und Allerbarmer bethäti⸗ 
gen könne — als einen wahren Segen und endlich als ein Schutzmit⸗ 
tel des Menſchen in ſiitlicher Hinſicht. Er forderte am Schluſſe zu 
treuer Arbeit in der Welt als in dem großen Weinberge Gottes auf; 
durch Werke, in Goit gethan, werde der große Bruderbund der Chri⸗ 
ſten nur um ſo inniger — irdiſcher und himmliſcher Lohn folge gewiß. 

Prof. Gitzler theilte der Verſammlung, ſo wie auch zur Nachach⸗ 
tung für die Zweigvereine mit, daß der Präf. des Central-Vereins, Hr. 
Wick, zur Stärkung feiner Geſundheit auf 4 Wochen nach Reiner ſich 
begeben habe. Daran knüpfte er die Anzeige, daß die Stiſtungsfeier 
des Vereines in Verbindung mit der des Vincenz⸗Paula⸗Vereines am 
25. d. Mts. früh um 8 Uhr in der Korpus⸗Chriſti⸗Kirche mit Predigt 
und Hochamt werde begangen werden. 

Ofenbauer Wagner ſpricht hierauf über die Einheit der katholiſchen 
Kirche. Er ſchließt ſeinen Vortrag mit der ſchon früher von ihm aus⸗ 
geſprochenen Bitte an die Vereinsgenoſſen, die Bemühungen zur Grün⸗ 
dung eines Hofpitals für verwaifte Mädchen nach beſten Kräften för: 
dern zu helfen. Die tiefe ſittliche Verſunkenheit ſo Vieler des weibli⸗ 
chen Geſchlechtes auth hier in Breslau laſſe dieſe Fürſorge für arme 
verlaſſene Mädchen als ein dringendes Bedürfniß erſcheinen. 

Kurat, Welz berichtet in Burzen Worten, was ſeit der erften Anre⸗ 
gung dieſes Gegenſtandes bereits geſchehen ſei. Die Sorge für ver- 
waiſ'te Mädchen ſei zunächſt den Vincenz⸗Vereinen in den einzelnen 
Porochien überwieſen worden. Dieſe ſollen ſich nach Kräften dieſer 
Kinder und ihrer Erziehung annehmen und fie in guten Kamilien un 
terbeingen. Der Maria⸗Hülf-Verein habe gleichfalls bereits 6 arme 
Mädchen aufgenommen und laſſe ſie im Kloſter der Eliſabetinerinnen 
erziehen, Man möge darin die erſten Anfänge eines Mädchen⸗Hoſpitals 
erblicken, welches ſich ſicher daraus entwickeln werde, wenn ihm gute 
Menſchen ihre Theilnahme und Gott feinen Segen in demſelben Maße 
angedeihen laſſe, als dem Hedwigs⸗Hoſpital für Knaben, welches ſich 
in Folge des Vermächeniſſes eines wohlthätigen Mannes bereits eines 
Grundkapitals von 54,000 Rthl. erfreue. 

Prof. Friedlieb nimmt von einigen Andeutungen feiner Vorredner 
Veranlaſſung, die Entſtehung des anachoretiſchen und die Entwickelung 
und Verzweigung des krinobitiſchen Lebens als eine nothwendige Blüthe 
des Chriſtenthums hiſtoriſch nachzuweiſen. Nachdem der Redner die 
Verdienſte, welche ſich die Klöſter um die ganze Menſchheit erworben 
haben, auseinandergeſetzt, zeigte er, wie die ſchmähſüchtigen Gegner der 
Klöſter immer und überall thätig geweſen wären, die öffentliche Mei⸗ 
nung gegen dieſelben einzunehmen, um endlich in einem verflachten 
Zeitalter ihre Aufhebung herbeizuführen. 

Stud. Sternaux überbringt Grüße von den kathol. Vereinen zu 
Mainz und Köln. 

Dr. Reinkens theilt unter Bezugnahme auf einen früher von ihm 
gehaltenen Vortrag über den Verein zur „heil. Kindheit Jeſu“ mit, 
daß ein ſolcher auch in dieſer Stadt unter feiner Leitung ins Leben ge: 
rufen ſei. Der Zweck dieſes Vereines ſei im Allgemeinen der aller ka⸗ 
tholiſcher Vereine, Heiligung der Mitglieder, und im Beſondern Erret 
tung vom leibl. und geiſtigen Tode der von ihren Eltern, beſonders in 
China, ausgeſetzten Kinder. Mitglieder dieſes Vereines können Kinder 
bis zu ihrer erſten heil. Communion, Theilnehmer, Alle, welche das 
Aiſte Jahr noch nicht zurückgelegt, und endlich diejenigen fein, welche 
dem großen Miſſtons vereine, der in Lyon feine Gentralifation hat, an: 
gehören. Ihre Verpflichtung befiche in Gebet und einem monatlichen 
Betrage von 5 Pf. Je 12 Kinder wählen aus ihrer Mitte einen 
Semmler. Dle entchriſtlichte Bildung und die gewiſſenloſe Induſtrie 
unſerer Zeit drängt dem Redner den traurigen Gedanken auf, daß, 
wenn dieſer verderblichen Richtung kein Damm geſetzt werde, ein beſ⸗ 
ſeres Land in nicht gar ferner Zeit unſerm Deutſchland mit einem 
Vereine zur „heil. Kindheit Jeſu“ werde zu Hilfe kommen müſſen. 

Sekr. Nadbyl erſtattet Bericht über die Verwaltung und die Be: 
ſtände der Kaffe. Zugleich theilt er den Ausfall der ſtattgefundenen 
Vorſtandswahl mit. Danach bleibt wieder Alles beim Alten. Schluß 
10 uhr. J. K. W. 


Breslau, 11. Jull. [12te Sitzung des Schwurgerichts.) 
Erſter Unterſuchungsfall: wider den ehemaligen Pofterpedienten 
A. Oelsner, wegen öffentlicher Anreizung der Staatsan— 
gehörigen zum Haſſe gegeneinander. Das Schwurgericht war 
gebildet, die Anklage verleſen, der Angeklagte und ein Belaſtungs zeuge 
bereits vernommen, als die Verhandlung plötzlich abgebrochen wurde, 
da einer der Hauptbelaſtungszeugen nicht erſchienen war. Der Ge⸗ 
richtshof beſchloß, einen neuen Termin anzuberaumen. Wir werden 
ſeiner Zeit das Nähere über den Verlauf der Sache mittheilen. 

Am 18. November 1849 wurde in Leuthen, Neumarkter Kreiſes, eine 
Volksverſammlung abgehalten, und insbeſondere über die Rechte und 
Pflichten der Ruſtikalbeſitzer gegen die Gutsherrſchaften verhandelt. 
Als Redner trat auch der ehemalige Pofterpedient, Alexander Oelsner 
aus Liſſa, auf. Dieſer forderte auf, die Abgaben an die Gutsbeſitzer 
nicht mehr zu leiſten, und fügte dieſer Aufforderung bei: „Wenn fo ein 


Kerl einen Haſen freſſen will, ſo müßt ihr erſt den Speck dazu geben!“ 


In dfeſer Aeußerung iſt das Beſtreben dargelegt, den öffentlichen Frie⸗ 
den dadurch zu ſtören, daß er Angehörige des Staates zum Haſſe gegen 
einander öffentlich anreizte. 

Der Angeklagte iſt 36 Jahre alt, evangeliſch, in Jauer geboren und 
bereits einmal wegen muͤthwilligen Abreißens eines obrigkeitlich ange⸗ 
ſchlagenen Plakats, einmal wegen wörtlicher Beleidigung des Landrath⸗ 
Amtes zu Neumarkt mit Geldbußen beſtraft. 

Vom Präſidenten befragt, erklärt ſich der Angeklagte für nicht ſchul⸗ 
dig. ueber die Anklageſchrift läßt er ſich folgendermaßen aus. 

Ich freue mich, daß ich einmal Gelegenheit habe, von dieſer Stelle 
zum Volke zu ſprechen. Weil ich die Rechte des Volkes wahrnahm, 
wurde ich Vorſteher des Llſſaer Volkspereins. In Leuthen war am 
18. November eine Volksverſammlung, in der auch ich zugegen war. 
Es trat unter anderen ein ehemaliger Schulmeiſter als Redner auf, 
dem ich nachfolgte. Ich habe der Verſammlung die Rede Waldecks 
über die Agrarverhältniſſe vorgelefen und zum Beweiſe für die Rich⸗ 
tigkeit jener Anſichten theilte ich einiges aus den Verpflichtungen der 
Gemeinde Radabsdorf mit. In den Verpflichtungen der Gemeinde 
Radabsdorf heißt es: „Wenn der gnädige Herr einen Haſen ißt, ſo 
muß die Gemeinde den Speck liefern.“ — „Wenn der gnädige Herr 
eine Tochter verheirathet, ſo muß die Gemeinde die Federn liefern.“ 
Das habe ich geſagt und noch hinzugefügt, wie unſer hochſeliger König 
alle derartigen Pflichten bereits im Jahre 1816 aufgehoben, wie ſich 
dieſelben aber noch in vielen Amtsblättern und Geſetzbüchern befinden. 
Was ich aus der Verpflichtung der Gemeinde Radabsdorf mitgetheilt, 
ſteht wörtlich darin. Ich war Präſident des Liſſaer Volks vereins und 
hatte alſo ein Recht in jener Verſammlung zu ſprechen. Wenn Sie 
N ich geſagt, für ein Unrecht anſehen können, dann verurthei⸗ 
en Sie mich. 

Der Angeklagte ift während feines Vortrages fo ſehr in Extaſe ge⸗ 
rathen, daß der Präſident ihn wiederholt zur Mäßigung und Ruhe 
ermahnte. Daſſelbe ereignete ſich einige Mal bei nachſtehendem Verhör. 

Präſident: Haben Sie nicht, wie mehrere Theilnehmer der Volks⸗ 
verſammlung behaupten, die „kleinen Leute“ aufgefordert, ihren Guts⸗ 


Angekl.: Ja, weil ich glaubte, daß zu jener Zeit alle Geſetze 
ſuspendirt wären. 

Präs.: Es wird auch behauptet, Sie haben in der Volksverſamm⸗ 
lung ſich ganz anders geäußert, als Sie uns heute angegeben haben. 

Angekl. (mit ſteigender Aufregung): Ich habe nur geſagt: Damit 
Ihr ſeht, wie Waldeck Recht hatte in ſeiner Rede über die Agrarver⸗ 
hältniſſe, werde ich Euch einiges aus den Verpflichtungen der Gemeinde 
Radabsdorf mittheilen. N 

Präſ.: Sie werden ſich Disziptinar⸗Maßregeln ausſetzen, wenn Sie 
fortfahren, die Achtung, welche Sie dem Gerichtshofe wie den Herren 
Geſchworenen ſchuldig find, zu verletzen. — Sind Sie Ruſtikalbeſitzer? 

Angekl.: Ich hatte ein kleines Gut bei Liſſa, das ich aber vor 
6 Wochen verkauft habe. a 
Präſ.: Weshalb? 

Angekl.: Weil ich Deutſchland verlaſſe. 

Präſ.: Erklären Sie ſich noch darüber, ob Sie die Worte gebraucht: 
„Wenn ſo ein Kerl einen Haſen frißt, dann müßt ihr den Speck 
dazu geben?“ 

Angekl.: Wenn ich ſie gebraucht hätte, fo könnte ich ja nur den 
Gutsbeſitzer von Radabsdorf gemeint haben und dann könnte mich ja 
nur dieſer verklagen. . 

Der Belaſtungszeuge Gerichtsſcholz Speer aus Leuthen weiß ſich 
ſeiner früheren Ausſagen vor Gericht nicht mehr genau zu erinnern 
und bittet deshalb um Verleſung des Protokolls über feine erſte Ver⸗ 
nehmung. Es gebt daraus hervor, daß der Angeklagte die „kleinen 
Leute“ in der Volksverſammlung aufgefordert habe, durchaus keine 
Steuern mehr zu entrichten. Der Redner fei angetrunken geweſen und 
habe eine ſolche Aufregung in der Verſammlung herbeigeführt, daß zu 
deren Auflöſung geſchritten werden mußte. 


ag zu laſſen. 


Der zweite Belaſtungszeuge, Gens darm Nierich aus Liſſa fehlte 
Ms — na die een 9 hr Verſehen des Kanz⸗ 
r geſchehen war, wodurch eine Vertagun en⸗ 
ſtandes nothwendig wird. 4 5 Rita om 
zweiter Unterfuhungsfall: wider den Tagearbeiter Eri pke, 
wegen Dlebſtahls. Die Anklage lautet auf Theilnahme an einem 
gewaltſamen Diebstahl; in Folge der heutigen Beweisaufnahme erklä⸗ 
ren die Geſchworenen den Angeklagten für ſchuldig, den in Nr. 14 der 
Graupenſtraße ſtattgehabten Verſuch eines gewaltſamen Diebſtahls durch 
Hülfeleiſtung unterfügt zu haben. Durch den Gerichtsdof wird Tripke 
zu 9 Jahren Zuchthaus, Verluſt der Kokarde und 10jähriger Polizei⸗ 
Aufſicht verurtheilt. 


Mannigfaltiges. 


— (Königsberg, 6. Juli.) Nach heute hier eingegangenen Nach⸗ 


richten hat der Blitz in der vergangenen Nacht im Vorwerk Trenk, dem 


Herrn Gutsbeſitzer Buſolt gehörig, einige Wirthſchaftsgebäude in Flam⸗ 
men geſetzt, wobei der Kämmerer, deſſen Frau, ein Dienſtmädchen und 
einige hundert Schaafe verbrannt ſind. (Königsb. 3.) 

l Merkwürdige Beiſpiele hohen Alters zeigt die Warſchauer 
Zeitung an. Anton Weinert, Muſiker am Hofe des Königs Stanis⸗ 
laue, dann Profeſſor am Konfervatorium und am großen Theater, bei 
dem er noch im 85. Jahre feines Allets ſich befand, iſt jetzt, grade 100 
Jahre alt geſtorben. Noch merkwürdiger if das Alter eines gewiſſen 
Goleblowekt aus Podlagien, der unter Ludwig dem XV. nach 
Frankreich gekommen, 104 Jahr ununterbrochen unter allen gr ierungs⸗ 
formen im aktiven Dienft, jegt endlich ins Indalidenhaus —12¹ Jahr 
alt, aufgenommen worden iſt. 

— Am 7. Juli Nachmittags iſt in Paris ein Luftſchiffer, Namens 
Lepoitevin, im Beiſein einer unzähligen Menſchenmenge vom Mars felde 
auf einem gefattelten Pferde, das an feinem Ballon aufgehängt 
war, in die Luft geſtiegen. Das Pferd ſchlen im Augenblick des Ab⸗ 
ſchiednehmens von der Erde ſehr aufgeregt und ſchlug mit ſeinen Hufen 
den Boden, worauf es ſtand, auf. Allein kaum war der Ballon in der 
Luft, ſe verhielt ſich das Pferd vollkommen ruhig und ließ die Beine 
wie gelähmt herunterhangen. Bald ſah man den Luftſchiffer fein Pferd 
verlaſſen und eine Strickleſter hinaufſteigen, um den überflüffigen Ballaſt 
herunterzuwerfen, dann wieder gewandt herabſteigen und ſich auf ſein 
Pferd ſetzen. Das Wetter war fo ſtürmiſch, daß er bald nach Osten 
hinter den Wolken verſchwand. Seitdem hat man noch keine Nachricht 
von ihm. — Nachſchrift vom 8. Jull Nachmittags: der Luftſchiffer 
Lepoltevin ift geſtern Abends glücklich zu Geift im Seine⸗ und Marne: 
Departement zu Boden gekommen und auf ſeinem Pferde wohlbehalten 
nach Paris zurückgekehrt. - S 

— (Uachen, 9. Juli.) Heute Morgen 6 uhr fand auf dem Templer 
Graben die Hinrichtung des wegen Raudmordes zum Tode verurtheil⸗ 
ten Herrmann Joſeph Mertens aus Acbach ſtatt. Das zahlreich ver⸗ 
ſammelte Volk hat bei derſelben eine dem Ernſte der Sache durchaus 
angemeſſene Haltung bewieſen. 1 a 

— Berichte aus San Francisco bringen die furchtbare Nachricht, 
daß am 4. Mai der dritte Theil der Stadt in Flammen auf⸗ 
gegangen. Der Verluſt wird auf 5 Mill. Dollar geſchätzt. 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


Berlin, 10. Juli. (Gewerbliches.] Der Herr Handelsminiſter 
hat ein Circular⸗Schreiben an ſämmtliche Regierungen erlaſſen, 
mit welchem er denſelben 

1) einen Organiſationsplan für die Provinzial⸗Gewerbeſchulen, 

2) — — für einzurichtende Entlaſſungsprüfungen an den⸗ 

ſelben, und E 

3) ein Regulativ zur Organiſation des kgl. Gewerbe⸗Inſtituts 
zugehen läßt. — Die Regierungen ſollen den Direktoren der höhe⸗ 
ren Lehranſtalten von dieſen Plänen Kenntniß geben. j 


Berlin, 10. Juli. Wir find in den Stand geſetzt, in Bezug auf 
die erfolgte Kündigung des Handels- und Schifffahrts⸗Vertrages zwi⸗ 
ſchen dem Zoll-Verein und Belgien vom 1. September 1844 Nachſte⸗ 
hendes mitzutheilen Der Vertrag war, nach Inhalt des Artikel XXX., 
zunächſt auf eine Reihe von ſechs Jahren geſchloſſen, vom 1. Januar 
1845 an gerechnet, alſo bis zum Ende des Jahres 1850. Zugleich war 


verabredet, daß, wenn ſechs Monate vor Ablauf dieſer ſechsjährigen 


Dauer von keiner Seite eine Kündigung erfolge, der Vertrag von Jahr 
zu Jahr weiter gehen ſolle. — Als hiernach zum 1. Juli 1850 der 
Termin für die etwaige Kündigung des Vertrages herannahte, wurde 
eine ſorgſame Erwägung darüber eingeleitet, ob man den Vertrag uns 
verändert könne fortbeſtehen laſſen, oder welche Modifikationen erforder: 
lich ſeien. Es iſt hierüber namentlich auch das Gutachten des He 
dels⸗ und Gewerbe⸗Standes eingeholt worden. Nach dem Ergebniß dies 
ſer Berathungen erſchien es nicht thunlich, den Vertrag ohne Weiteres 
wie bisher fortbeſtehen zu ſehen; insbeſondere erſchien es nicht zuläſſig, 
die im Artikel XIX. zu Gunſten des belgiſchen Eiſens feſtgeſetzten Aus⸗ 
nahmen von den allgemeinen Tarif⸗Sätzen des Zoll⸗Vereins unverändert 
Die Fönigl, preußiſche Regierung gab dies der 
önigl. belgiſchen Regierung offen zu erkennen, erklärte ſich aber zus 
gleich, unter dem Vorbehalt der Zuſtimmung des geſammten Zoll⸗Ver⸗ 
eins, bereit, dem Wunſche Belgiens wegen Forkdauer des Vertrages 
entgegenzukommen, jedoch nur unter gewiſſen Modifikationen, wohin 
namentlich gehörte, daß die bisherige Begünſtigung der Einfuhr des 
belgiſchen Roheiſens auf die Hälfte reduzirt und die Begünſtigung der 
Einfuhr des belgiſchen Stabeiſens aufgehoben werde; im Falle Belgien 
dieſe Vorſchläge nicht annehmen würde, ſolle der Vertrag als gekündigt 
angeſehen werden. — Die königl. belgiſche Regierung hat ſich unter den 
obwaltenden umſtänden und bei dem Werth, den Belgien auf feine Ei: 
ſen⸗Induſtrie legt, für jetzt außer Stande erklärt, auf jene Vorſchläge 
einzugehen, indeß zugleich ihre volle Bereitwilligkeit zu erkennen ur 
ben, zum Zwecke einer weiteren vertragsmäßigen Entwickelung der 
ternationalen Verkehrs⸗Beziehungen in Unterhandlung zu treten. — 
Somit iſt der Vertrag vom 1. September 1844 dergeſtalt gekündigt, 
daß derſelde, wenn nicht eine anderweite Verftändigung, eintreten follte, 
mit dem Schluſſe des Jahres 1850 zu Ende gehen würde. — Indeß 
find bereits zum Zwecke einer anderweiten Verſtändigung die Unter⸗ 
handlungen eingeleitet; es iſt nicht nur die Berathung darüber unter 
den Zollvereins⸗Regierungen eröffnet, ſondern auch die königl, beigif 
Regierung eingeladen, ihre Propoſitionen näher mitzutheilen; es ſteht 
zu hoffen, daß es gelingen werde, vor dem Ablauf des Vertrages dom 
1. September 1844 neue Abreden zu Stande kommen und damit das 
gute freundnachbarliche Vernehmen, auf deſſen Fortdauer der Zollverein 
. ii wie Belgien mit Recht großen Werth legt, aufrecht erhalten 
zu ſehen. 1 
(Berichtigung.] Ja der Adreſſe der Schweibniger Handels⸗ 
kammer (vorgeftr. 31g.) ſind Zeile 12 von unten hinter dem Worte 


„Wohlfahrt“ einzuschalten „und die böchſt mögliche Entwickelung des 


andels und der Schifffahrt.“ 


Bekanntmachung. 

Das Amtskokal der III. Polizei⸗Inſpektion befindet jetzt 
in dem Hauſe Nr. 3 Maichlas Seas n 

Breslau, den 5. Juli 1850. f 


Königliches Polizei⸗Präſidium. v. Kehlet. 


Städtiſche Neffonree, 

Da Sonntag, den 14, Juli, die Einführung des Schützenkb⸗ 
nigs vor ſich geht, fo wird, auf Wunſch mehrerer Mitglieder, dit 
Fahrt nach Fürſtenſtein nicht an dieſem T 


age, ſondern 
erſt Sonntag den 21. Ju li ſtatifinden. Der Verflens. 


Die kalte Waſſerheilanſtalt zu Görbersdorf 
bei Srieblas, je eh en 5 

Dieſe neu errichtete Heil⸗ „eroffnet den 8. Aptil d. J., 
genießt ſchon eines guten Rugs deſſen ſich dieſelbe würdig macht. 
In der herrlichen, geſunden Tage im Gebirge gewährt ſie den 
Beſuchern des Bades gewiß mehr Reiz als das berühmte Grä⸗ 
fenberg, wo der gerähnate Priesnitz nicht im Stande ist, die Zahl 
von 1000 — 1200 Gäften mit der Sorgfalt zu behandeln, die 
in einer folden * unbedingt nothwendig iſt. Schon dle 
ſchattenreichen Wälder geben den Qutllen mindestens eben ſo viel 
Nahrung ale in Gräfenberg und das daſige Waſſer gehört ge⸗ 
wiß zum beſten, was die Erde uns ſchenken kann. Kranke, 
die an langwierigem Siechthum litten, genießen durch die um⸗ 
ſichtige, Ulebevolle, jedem Fremden wohlthuende und Zutrauen wit: 
kende Behandlung der Stifterin des Bades, des Fräul. Marie 
von Colomb, ſchon eine recht erfreuliche, ſchnell fottſchreitende 
Beſſerung, und hier in dieſen Thälern, wo der Gifthauch der 
geſellſchaftlichen Zerwürfniſſe noch nicht hingedrungen iſt, muß 
Körper und Geiſt geſunden. Es wäre nur zu wünſchen, daß 
recht viele Leidende ſich überzeugten von der praktiſchen Leitung 
der Heil⸗Anſtalt, worin Kranke in einer kurzen Zeit von wenigen 
Wochen das erreichen, wo in Gräfenberg Jahre dazu gebraucht 
werden. Ein Grafenberger. 


Ackerbaues, des 


N 


u ee —— 


ſchäftsſtunden zu haben. 


Nothwendiger Verkauf. 

Zum notbwendigen Verkaufe des sub Nr. 131 
zu Neudorf⸗Commende belegenen, dem Julius 
Lange gehörigen, auf 18,345 Rthlr. 28 Sgr. 
10 Pf. geſchätzten Grundſtücks, haben wir einen 
Termin auf 

den 20. Dezember d. J., 
Vormittags 10 uhr, 
vor dem Herrn Obergerichts⸗Aſſeſſor Korb in 
unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 

Taxe und er e können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Breslau, den 29. Mai 1850, 

Königliches Kreis⸗Gericht. 
Erſte Abtheilung. 


; Ediftal: Citation. 

Von dem unterzeichneten königlichen Kreis: 
Gericht iſt über den Nachlaß des zu Lohnau 
am 9. März 1847 verſtorbenen Kretſchmers 

Als ehelich Verbundene empfehlen fih: [Joſeph Rother am heutigen Tage der erb⸗ 

v. Burgsdorff, Premier⸗Lieutenant a. D. ſchaftliche Liquidations⸗Prozeß eröffnet, und ein 
Helene v. Burgsdorff, geb. v. Owſtien. Termin zur Anmeldung und Nachweiſung der 
Breslau, den 11. Juli 1850. Anſprüche aller etwaigen unbekannten Gläubi⸗ 


Entbindungs = Anzeige. ger auf 
Die heute Abend 98 uhr erfolgte gag den . 3 J., 
emen⸗ ; 
D Een NE BE ben Mäd⸗ vor dem Herrn Kreisrichter Kloſe 3 . . 
Se e ae e Die Bilde een bh Hi 
pe — Paſtor Starcke. durch aufgefordert, ſich bis zu dem obigen Zer- 
Koitz, den 10. Juli 1850. * mine ſchriftlich, in demſelben aber perſönlich, 
oitz, den 10. Ju 5 oder durch geſetzlich zuläßige Bevollmächtigte, 
Entbindungs⸗ Anzeige, 


. wozu Ihnen die Herren Rechts⸗Anwälte Weid⸗ 
Die heute erfolgte glückliche Entbindung mei⸗ſ lich, Mathes und Ad amcezik hierſelbſt vor⸗ 
ner lieben Frau Augufte, geb. Buhr, von 


geſchlagen werden, zu melden, ihre Forderungen, 

einem geſunden Knaben, zeige ich, ſtatt jeder | die Art und das Vorzugsrecht derſelben anzu: 
beſonderen Meldung, hiermit ergebenſt an, geben, die vorhandenen Dokumente urſchriftlich 
Breslau, den 11. Juli 1850, vorzulegen, und demnächſt die weitere rechtliche 
F. A. Krauſe, Holzhändler. Verhandlung zu erwarten. — Die Ausbleiben⸗ 

Todes Anzeige. 


den er zu ein en, 30 b ſie di ihrer 

0. Juli, ı ied fanft | *twaigen Vorrechte für verluſtig erklärt, und 
E L eee AR mit ihren Forderungen nur an dasjenige, was 
ſtaurateur Herr Johann Andreas Krebs, nach Befriedigung der ſich meldenden Gläubi⸗ 
in einem Alter von 50 / Jahren. um ſtille ger von der Maſſe etwa übrig bleiben möchte, 
Theilnahme bitten: 


werden verwieſen werden. 
die Hinterbliebenen. 


Gleiwitz, den 22. Juni 1850. 
Breslau, den 12. Juli 1850. Königl. Kreis⸗Gericht. Erſte Abtheilung. 
Die Beerdigung findet Sonnabend früh acht f Edictalladung. 
uhr auf dem Glacis in der Nikolaivorſtadt ſtatt. Am W. Januar 1850 verſtarb allhier Jo⸗ 
Todes⸗ Anzeige. hann Gottfried Gollmer, geboren den 13. 
(Verſpätet.) 


Mai 1790 zu Markersdorf bei Görlitz, ohne eine 
Nach ſchweren Leiden endete am 5. Juli d. J. 


Pe Auge und — — zu 
A t afer gelich: | binterlafien, Zu deren und etwaiger Nachlaß⸗ 
be * . Keit Dr. gläubiger Ermittelung laden wir demnach alle 
med. Ferdinand Haaſe, feine krdiſche Lauf- diejenigen, welche an des Genannten Verlaſſen⸗ 
bahn. Wer den Dahingefehfedenen kannte, wird ſchaft als Erben, Eigenthümer, Gläubiger, oder 
unfern herben Verluſt zu würdigen wiſſen. um aus irgend einem anderen Rechtsgrunde, An⸗ 
ſtille Theilnahme bitten: ſprüche zu haben vermeinen, hiermit vor, unter 

die tief betrübte Mutter und Geſchwiſt der Verwarnung, daß ſie außerdem ihrer An⸗ 

Ratibor, im Juli 1850. ſprüche, auch der Rechtswohlthat der Wieder⸗ 

Todes ⸗ Anzeige. 


einſetzung in den vorigen Stand für verluſtig 
. erklärt und von dem Gollmerſchen Nachlaſſe 
Den heute Morgen 12 ½ Uhr erfolgten Tod ausgeſchloſſen werden, 
meiner theuern, innig geliebten Tante und den 6. Dezember 1850 
gemutter, der verwittweten Kaufmann 
Förſter, Joſephine geb. Cogho, zeige ich, 


perſönlich, oder durch gehörig legitimirte Bes 
vollmächtigte, an Stadtgerichtsſtelle allhier zu 
um ſtille Theilnahme bittend, ergebenſt an. 
Schmiedeberg, den 8. Juli 1850. 


erſcheinen, ſich anzugeben, ihre Anſprüche zu be⸗ 
ſcheinigen, hierüber mit dem Contradictor, ins 
Maria Fitzau, geb. Cogho. gleichen hinſichtlich der Priorität, unter ſich 
Section für Obst- und Garten- 
. Cultur 


rechtlich zu verfahren, und 
Die diesjährige Herbstausstellung wird 


den 3. Januar 1831 
der Inrotulation der Akten, hierauf aber 
in der Mitte des Monats Septbr, stattfinden. 
Mit derselbe : wird wieder eine Preis- 


den 3. Februar 1851 
der Bekanntmachung eines die Ausſchließung 
vertheilung verbunden, ein in Kurzem er- 
scheinendes Programm wird das Nähere be- 


mitumfaſſenden Haupterkenntniſſes, welches 
— ’—U——., — —d.ſ — TEEN 
ebene 
Zu geneigter Zahlreichen 


Mittags 12 uhr für bekannt gemacht erachtet 
N: Beachtung, } 
Leidenden, s Bestellern. 


Theater⸗ Ma chricht. N 
Freitag den 12. Juli. Slebente Vorſtellung des 
dritten Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
Viertes Gaſtſpiel des Herrn Philipp 
Grobecker, Mitglied des Königſtädtiſchen 
Theaters zu Berlin. „Der böſe Geiſt 
Lumpacivagabundus “, oder: „Das 
lüderliche Kleeblatt.“ Zauberpoſſe mit 
Geſang in 3 Akten von Joh. Neſtroy, Muſik 
von Adolph Müller. — Knieriem, Herr 
Philipp Grobecker. 


Fuͤr das dritte Abonnement von 70 Vor⸗ 
ſtellungen in den Monaten Juli, Auguſt, 
September d. J. ſind noch bis zum 15. Juli 
Bons im Werthe von 3 Rtlr. für je 2 Rtlr. 
im Theater⸗Bureau in den gewöhnlichen Ge⸗ 


D 
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werden wird, gewärtig zu ſein. 
Neuſtadt⸗Dresden, den 1. Juli 1850. 
Das Stadtgericht. 
} Bekanntmachung. 
Der Poften eines Polizeidieners und Raths⸗ 
m 
Die 10. Auflage 
von Dr, Cernow’s allseitig gewürdigter 
DR Schrift: 
über Wirksamkeit u. Gebrauch von 


Exekutors, mit welchem ein Gehalt von 11 Ril. 
monatlich und eine jährliche Wohnungsentſchä⸗ 
Dr. Hilton's Nervenpillen 
ist so eben erschienen und sowohl durch 


digung von 16 Ril. verbunden iſt, ſoll vom 
F alle Buchhandlungen Deutschlands, als 


2 
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1. Auguft d. J. ab anderweit beſetzt werden. 
Qualificirte civil⸗verſorgungsberechtigte Be: 
werber können ſich unter Einreichung ihrer Zeug⸗ 
niſſe bei dem Bürgermeiſter Buch waldt hier⸗ 
ſelbſt melden. j 
Jauer, den 9. Juli 1850, 


2 
> 


‚auch des Auslandes zu beziehen, da Der Magiſtrat. 
F das Schriftchen bereits ins Italienische, 
E Polnische, Holländische und Französi- Lehrerſtelle. 


Zu Michaelis wird die Stelle des Lehrers 
an der hieſigen Realſchule, mit welcher außer 
300 Rthlr. Gehalt freſe Wohnung, Beheizung 
und Bedienung verbunden iſt, erledigt. — Wir 
fordern qualifizirte katholiſche Prieſter und Pä⸗ 
dagogen auf, bis zum 1. Auguſt ihre Meldun⸗ 
gen bei uns einzureichen, und die näheren Be⸗ 
dingungen zu extrahiren. 

Frankenſtein, den 27. Juni 1850. 

Der Magiſtrat. 

Auktion. Am 13. d. M., Vorm. 10 uhr, 
ſollen in Nr. 42 Breiteſtraße 
eine Partie div. Weine und Cigarren 
verſteigert werden. Mannig, Aukt.⸗Komm. 


Hopfen⸗Auktion in Görlitz. ZU 
. den 18. Juli, Vormitt. 11 Uhr, 
fol in Göclitz, Petersgaſſe Nr. 313, zufolge 
gerichtlicher Verfügung ein Sack baieriſcher 
Saher Hopfen, circa’ 1 Y, Centner, gegen ſofor⸗ 
tige Bezahlung meiftbirtend verkauft werden. 
Gürthler, Aukt.⸗Kommiſſ. 


Beachtenswerth. 

Wie und wo man für 8 Thaler preußiſch 
Courant in Beſitz einer baaren Summe von 
ungefähr 

Zweimalhundert tauſend Thalern 
gelangen kann, darüber ertheilt das unterzeich⸗ 
nete Kommiſſions⸗Bürcau unentgeltlich nä⸗ 
here Auskunft. Das Büreau wird auf desfall⸗ 
ſige, bis ſpäteſtens den 15. Juli d. J. bei ihm 
eingehende frankirte Anfragen prompte Ant⸗ 
wort ertheilen, und erklärt hiermit ausdrücklich, 
daß, außer dem daran zu wendenden geringen 
Porto von Seiten des Unfrcagenden, für die vom 
Kommiſſions⸗Büreau zu ertheilende nähere 
Auskunft Niemand irgend etwas zu ent⸗ 
richten hat. 

Lübeck, Juni 1830. 

Kommiſſions⸗Büreau, 
Petri⸗Kirchhof Nr. 308 in Lübeck. 


Landwirthen und Kapitaliſten 

wird mitgetheilt, daß die Beſitzer einer in der 
Anlage begriffenen Rüben ⸗Zucker⸗Fabrik, 
welche den vorzüglichſten Rübenboden und das 
Brennmaterial 10 bis 15,000 Rthlr. jährlich 
billiger 9 als die Fabriken in den Provin⸗ 


sche etc, übersetzt ist. 

Dieſes Schriftchen, nebſt Mittel, hat 
2 Zanfenden von Leidenden, deren 
E Uebel in einer falſchen Stimmung 
des Nervenſyſtems gründeten, und 
E ſich als Verdauungsbeſchwerden, 
Hypochondrie, N Hy: 
erie, epileptifche und krampf⸗ 
e Zufälle, Erſchlaffung 20, 
K dußerten, die beſten Dienſte geleiſtet. 


E Leipzig: Verlag von Otto Spamer. 
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lersdorf OS. find circa 400 Stück geſunde, 
kröftige, einjährige, im künftigen Jahre tra⸗ 
gende Ananaspflanzen zu annehmbaren 


Preiſen zu verkaufen. 
Pr. Oderberg im Juli 1850. 
Die Güter⸗Direktion. 


Auſtellungsgeſuch im Eiſenhüttenfache. 

Ein mit allen Zweigen des Eiſenhüttenweſens, 
auch der Sichere wie des Emaillirens vertrau⸗ 
ter techniſcher Hüttenmann, einige 30 Jahr alt, 
der ſich über feine Qualiſikation genügend aus⸗ 
weiſen kann, mage bei Ablauf ſeines ge⸗ 
enwärtigen Pachtverhaltniſſes eine Anſtellung 
. hr em Fache, Unter 3 Anfor⸗ 


— — — — — — 
Ein wiſſenſchaftlich und muſikaliſch beſabigter 
Hauslehrer, aus ſchließlich — 2 1 und 
ſittl. Ausbildung zw naben, von 
n 11 der 40d 7 Jahr alt if, 
während des Sommethalbjahrs auf dem Lande 
und während des Wintethalbjahrs n der Stadt, 
wird zu baldigem Antritt geſucht, und der durch 
entſprechende Zeugniſſe wohlbegründeten Anmel; 
dung unter der Adreſſe B. poste restaute Groß⸗ 
Sieden enfgegengefehen. e 


Ein mit guten Zeugniſſen verſehener Hülfs⸗ 
Jäger findet ein e — ſich 
meiden bei den Dominic Mittel⸗Langenöls, Kreis 


zen Sachſen und Schleſien, bereit ſind, einen 
ſtillen Thellnehmer oder einen Landwirth mit 
einem Kapital bis zu 16,000 Nthlr. in 
das Geſchäft mit eintreten zu laſſen. Die Hands 
lung Stockgaſſe Nr. 28 in Breslau nimmt uns 
ter K. N. Nr. 100 portofreie Adreſſen zur Be⸗ 
förderung an. 412 


Ein tüchtiger gut empfohlener Gärtner findet 
zum I. Okteber d. J. auf der königlichen Do⸗ 
mäne Karlsmarkt bei Brieg eine Anſtellung. 


Unterkommen⸗Geſuch. 
Ein unverheiratheter Kunſtgärtner, mit guten 
Zeugniſſen verſehen, ſucht eine Anſtellung und 


Lauban. 


B topirt iſt. — Das Nähere K kann jederzeit antreten, Näheres ertheilt Eduard 
Ar 33, But 1 | Monhaupt,. Kauſt⸗ und Handelsgärtner in 


E Brestau, Gartenſtraße Nr. b. 


ren 


916 


Im Verlage von Wilh. Nitſchke in Schw. Hall iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen 
vorräthig, in Breslau bei Graß, Barth u. Comp., Herrenſtraße Nr. 20: 


Die letzten hundert Fahre 8 
der vaterländiſchen Literatur 


in ihren Meiſtern dargeſtellt 
und auf den Geiſt der Gegenwart bezogen 
von Dr. Traugott Ferd. Scholl. 
Iſte Lieferung. Elegant broſchirt. à 21 Sgr. 

Inhalt der erſten Lieferung. Erſtes Buch. Morgen. — I. Leſſing. Kritik und Drama. — 
II. Geilert, Klopſtock, Wieland. Philiſter, Ueberſchwängliche, Weltleute. — III. Herder. Huma⸗ 
nität. — Zweites Buch. Mittag. — IV. Schubart, Bürger, Claudius, Lavater, Voß. Natur⸗ 
und Gefühlsmenſchen. 

Der Verfaſſer, welcher ſich ſchon an der Herausgabe einer verbreiteten Literaturgeſchichte für 
Gymnaſien betheiligt hat, tritt hier mit einem ſelbſtſtändigen Werke hervor. Eine weſentliche 
Ergänzung für die Beſitzer des zweiten Theiles jener Literaturgeſchichte, ein Handbuch für Leh⸗ 
rer, ein Wegweiſer für gereiftere Schüler, bietet es zugleich jedem Oeutſchen eine neue Auffaſſung 
der neuen vaterländiſchen Literatur und zeigt in ihr den Kampf und die uebermacht der Huma⸗ 
nität über die übrigen Zeitrichtungen. Die Sprache der Begeiſterung für das wahrhaft Große 
und die unbeſtechliche Kritik des Ueberſchätzten und Kleinen, werden das Buch jedem Unbefange⸗ 
nen empfehlen. 

Die zweite und letzte Lieferung folgt bald nach, 


Lehren und Rathſchlage für Unterleibskranke. 


Blätter der Belehrung und Unterrichtung 
den und kranken Zuſtande. Vom Standpunkte unſeres jetzigen ärztlichen Wiſſens nach 
eigenen und fremden Erfahrungen gemeinfaßlich bearbeitet von Dr. J. Dicenta. 
Preis elegant broſchirt a 21 Sgr. 


Bei uns verließ ſo eben die Preſſe und kann durch alle Buchhandlungen bezogen werden, 
in Breslau vorräthig bei Graß, Barth u. Comp., Herrenſtraße Nr. 20: 


er die Verdauung des Menſchen im geſun⸗ ein bei: 


Humanität. 


Freitag den 12. Juli fällt das Konzert aus. 


ww Weif-Garten. 


Heute, Freitag, den 12. Jali, Abonnement: 
Konzert, unter Leitung des Herrn Joh. Göbel. 


Schweizer Haus. 
Sonnabend den 13. Juli: große 


muſikaliſche Soirée 


bei Beleuchtung des Gartens und des Saals. 
Anf. 8 uhr. Entree: Herren 10, Damen 5 Sgr. 


Konzert in Gorkau 


Sonntag den 14. Juli. Schmidt. 


Pe N ar EEE u 1 
Im Salon der Weberbauerſchen Brauerei 
heute Freitag 


Abend⸗Konzert 


der Tyroler Sänger⸗Familie . 
Aang 0 uhr chattinger 


Sonnabend 13. Juli trifft der erſte Transport 


wilder Enten aus Bruſtawe 28 


N. Koch, Wildhändler, 
Ring Nr. 9, im Keller. 


Geſuch einer Stelle in ein Leinen⸗ und 
Baumwollen⸗Waaren⸗Fabrikgeſchäft. 

Ein junger Mann, der in einem ſehr achtba⸗ 
ren Hauſe einer Provinzialſtadt die Handlung 
erlernt hat, dann feit mehreren Jahren in einem 
Leinen⸗ und Baumwollen⸗Waaren-⸗Fabrikgeſchäft 
ſervirt, von der Weberei genaue Kenntniſſe be⸗ 


Die Cholera⸗Epidemie in Köln im Jahre 1849. fe uno die deten eugnife aufsumeifen bat, 


Reſultate der Beobachtung und Behandlung im dortigen Bürger⸗Hospital. 
Nebſt numeriſchen Zuſammenſtellungen über die Erfolge der Gendrin'ſchen Behandlungs⸗Methode 
und den Einfluß der allgemeinen Blutentziehungen insbeſondere. 

Von Dr. F. Heimann, Sekundär⸗Arzt des Bürger⸗Hospitals. 

Bogen. 8. Preis 18%, Sgr. 


ſucht in gleicher Branche binnen einigen Mona: 
ten eine Stelle und kann erforderlichen Falls 
Kaution leiſten. Gefällige Offerten sub J. H. 
124 beliebe man der Handlung Stockgaſſe 28 
in Breslau franco zur Weiterbeförderung zuge: 


Der Verfaſſer liefert in dieſer Schrift die Ergebniſſe einer über 859 Cholerakranke ſich hen zu laſſen. 


erſtreckenden Hoſpital⸗Behandlung. Die näheren und entfernteren Erfolge werden in ausführlis 
chen ſtaliſtiſchen Zuſammenſtellungen anſchaulich gemacht, und es iſt dabei der in faſt ſämmtli⸗ 
chen Fällen zur Anwendung gebrachten modiſizirten Gendrin'ſchen Behandlungs⸗Methode, insbe⸗ 
ſondere dem Aderlaß, eine ſpezielle Berückſichtigung zu Theil geworden. 

M. DuMont⸗Schauberg'ſche Buchhandlung in Köln. 


O ſt bahn! 


Die Lieferung von 1 
222 Stück I l eeleden a 5 Fuß lang, 
to a 


8 42 Stück a3 Fuß 9 Zoll lang 
N 516 Stück dito 33 Fuß lang, 
UI RI franco Fabrikſtätte, ſoll in drei Loſen, nämlich: 


* N A 

I. Loos von 0 * 1 1 3 Fuß 2400 5 zum 15. September 1850, 

180 Stück x 5 Fuß Länge f 5 
II. Loos von 42 Stück a 3 50h 9 Zoll Länge | zum 1. April 1851, 
III. Loos von 390 Stück a 3 Fuß Länge 
im Wege des öffentlichen Submiſſions⸗Ver fahrens vergeben werden. 

Wir haben zu dem Ende einen Termin auf 
Freitag, den 26. Juli d. J., Mittags 1 uhr, 8 


Lebende und geſottne 


Hummer 


im Hamburger Weinkeller 
Ring Nr. 40. 11. 


1 ˙ a en 

Alte Flachwerke ſind zu verkaufen Wall⸗ 
Straße Nr. 1 B. | 

Eine im Putzmachen ſehr geſchickte junge 
Dame wünſcht ſefort ein Engagement als Di: 
rectrice in einer Provinzialſtadt. Näheres Ka⸗ 
tharinenſtraße Nr. 19. drei Stiegen, in der 
Dekatiranſtalt zu erfragen. 


Dekattranſtalt zu erg 
690 gebrannten Alabaſter⸗ und Stukkatur⸗ 
ips hat abzulafjen; 
8 C. G. Schlabitz, 
Katharinenſtraß e Rr. 6. 


— . ù˙—— — 
In einem Produkten⸗Geſchäft iſt eine 


in unſerem Central Bureau anberaumt, dis wohin gerignete Bewerber ihre Offerten, welche auf] Lehrlingsftelle vakant. Näheres Herrenſtraße 


ein oder mehrere Looſe gerichtet fein können, mit der Bezeichnung 

„Submiſſions Offerte auf Gußſtahl⸗Tragfedern“ 
portofrei an die unterzeichnete Direktſon einſenden mögen, von welcher dieſelben alsdann in 
Gegenwart der etwa perſönlich erſcheinenden Fabrikanten eröffnet werden ſollen. 


Nr. 3 im Comtoir. 


Für Glaſer. 
Fenſterblei, in allen gangbaren Breiten und 


Die Lieferungs Bedingungen und Zeichnungen werden auf portofreie Geſuche von hieraus] tadelfreter gut gearbeitete: Waare, empfiehlt 
zugefandt, der Zuſchlag erfolgt ſpäteſtens 14 Tage nach dem Submiſſions⸗Termine und bleiben] das Pfund a 2%, Sgr., die Bleiwaaren-Hand⸗ 


Submittenten fo lange an ihre Offerten gebunden. 
Bromberg, den 5. Juli 1850. 


Sächſiſch⸗Schleſiſche Eiſenbahn. 


Bekanntmachung. ‘ 
um den Beſuch zu dem am 28. Juli in Dresden beginnenden großartigen Volksfeſte 
Dresdner Vogelwieſe) 

zu erleichtern, werden mit- Genehmigung der königl. Verwaltung der Niederſchleſich⸗Märkiſchen 
Eiſenbahn in den Billet⸗Einnahmen der jenſeitigen Stationen, Breslau, Liegnig, Bunzlau und 
Sorau, vom 26. Juli d. J. an, ſogenannte Tagesbillete der Sächſiſch⸗Schleſiſchen Eiſenbahn 
von Görlitz nach Dresden lautend, verkauft, welche zu den unten bemerkten Preiſen zur ein: 
maligen Hin⸗ und Rückreiſe gültig von dem genannten Tage an bis zum 5. Auguſt benutzt 
werden können. ö 

Dieſe Billets find mit 2 Coupons verſehen, wovon der eine bei der Hin-, der andere bei 
— Rückreiſe durch den Schaffner getrennt wird. Billets ohne Coupon haben ihre Gültigkeit 
verloren. 


Königliche Direktion der Oſtbahn. 


2. Klaſſe koſtet à Perſon 2 Rthlr. 15 Sgr. 
f 3. Klaſſe koſtet a Perſon 1 Kthlr. 26 Sgr. 
Dresden, den 9. Juli 1850. 
Das Direktorium der Sächſiſch⸗Schleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Franz Netcke, in Stellv. des Vorſ. 


Die Frankfurter Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 


mit einem Grund⸗Kapital von drei Millionen Gulden, 
übernimmt fortwährend Verſicherungen zu äußerſt billigen Prämien. Den auf Lebenszeit Verſi⸗ 


cherten wird nach ihrer Wahl ein Gewiny⸗Antheil von 50 % oder ein Rabatt von 10°, auf Abg. nach 
die Jahresprämie bewilligt. Bei dem Eintreten von epidemiſchen Krankheiten, wie z. B. der Aub. aus Oberschles. 


Cholera werden ehne Prämien⸗Erhöhung unverändert Verſicherungen angenommen. Die Prä- 
mien können nach Wunſch der Verſicherten in halb: oder vierteljährigen Raten entrichtet 
werden. Die Geſellſchaft übernimmt auch Kapitalien auf Leibrenten und gewährt dafür 
außergewöhnlich hohe Renten. 
Die Korreſpondenten der Geſellſchaft ſind: 
in Berlin Herren Conrad und Klemme, Banquiers, 

: Breslau Herr A. E. L. Müller, Karlsſtraße Nr. 36, 
Danzig Herr Bernhard Braune, 
Erfurt Herr Carl Wapler, 
Görlitz Herrn C. F. Bauernſteins Wittwe, 
Halberſtadt Herr Rendant Friedr. Schröder, 
Halle Herr e 
Liegnitz Herr F. W. Schubert, 
Magdeburg Herten Sommermeyer und Comp., 

oſen Herr Carl Meyer, 
Stettin Herren A. Silling 


* 


Mn Mm m u U U 


und Comp., 


ö p N 5 
welche die Verſicherungs⸗Amträge zur Beförderung entgegennehmen und die Gefälligkeit haben 90 


werden, nähere Auskunft über die Bedingungen u. ſ. w. zu geben. 


Frankfurt a. M., im Juli 1850. Die Direktion. 


Vorzüglich Roth⸗ und Weißwein, die Flasche 


guter 6 Sgr., 
zu Cardinal und Biſchof beſonders, bei Entnahme von 10 Bouteillen eine als Rabatt, empfiehlt: 
SVotthold Eliaſon, Reuſcheſtraße Nr. 12. 


Es empfiehlt bei großer Auswahl alle Gattunge 


ae in bekannter Güte und mit 
Garantie der Uhrmacher £ 


S 
"rnit üller, Reuſcheſtraße Nr. 17. 


Einem hochgeehrten Publikum und meinen werthen Geſchäftsfreunden zeige ich hier⸗ 


mit ergebenſt an, daß ich heut mein in der Stadt Löwen etablirtes Spezerei⸗, Kolonial: 05 
Waaren⸗ und Wein⸗Geſchäft meinem Sohne F. Schmotter für eigne Rechnung mit Ber 


Beibehaltung der beſtehenden Firma A. W. Schmotter übergeben habe. 


Indem ich für das mir bisher geſchenkte Vertrauen danke, bitte ich ergebenſt, ſelbl⸗ lige Staats⸗Anleihe 5% 106% a 7, bez. 


ges auch auf meinen Nachfolger übertragen zu wollen. 


Brieg, den 8. Juli 1850. F. W. Schmotter, 


Löwen, den 8. Juni 1850. 


— — ——— — — — —gę᷑ — 
Brauerei- und Gaſthof⸗Verpachtung. 
Auf dem Dominium Dombrowka an der Breslau⸗Poſener Chauſſee, 1 Meile von Rawitſch, 


% Meilen von Bojanowo, ½ Meilen von Sarne, 1 Meile von Punitz und von Görchen ent⸗ 
fernt, iſt die neuerbaute Brauerei nebſt Gaſthof, und dazu gehörigen Stallungen, deren völliger 


Ausbau binnen 4 bis 6 Wochen beendigt fein wird, nebſt großem Garten und mehreren Mor- Rother Kleeſaamen 7 bis 13 Thlr. 


gen Acker, vom 1. Oktober d. J. ab, an einen qualifizirten, ſollden Brauer zu verpachten, und 
die näheren Bedingungen darüber bei dem Dominium zu erfahren. 


E. F. Ohle's Erben, 
Breslau, Hinterhäuſer Nr. 17. 


Wegen Mangel an Raum iſt ein Flügel bald 
und billig zu vermiethen oder zu verkaufen 
Waſſergaſſe Nr. 20, zwei Stiegen. 


Eine Beſitzung 
zunächſt Breslau, nebſt Kaffee⸗Etabliſſement, 
großem Garten u. ſ. w,, iſt bald zu verkaufen 
durch A. Geisler, Ohlauer Straße Nr. 8, 


Ein Transport mecklenburg⸗ 
ſche Reit⸗ und Wagenpferde 
ſind angekommen, und ſtehen in der 
Nikolai⸗Vorſtadt im Kärgerhofe, 
vis<h-yis der neuen Reitbahn, zum 
Verkauf. J. Freund. 


Das Eckgewölbe nebſt Zubehör im Hotel 
de Sare iſt ſogleich zu vermiethen. 


Die zweite Etage in der Heilkgegeiſtſtr. 14, 
beſtehend aus 9 Zimmern, Zubehör, Stallung 
nebſt Gartenbenutzung, iſt im Ganzen oder auch 
getheilt zu vermiethen. Näheres daſelbſt. 


lung 


Acht Stück polniſch⸗arabiſche Pferde, aus 
dem Geſtüt des Fürſten Czartoryisky, 
gegenwärtig dem Grafen Auguſt Potocky 
angehörend, ſtehen zum Verkauf im polni⸗ 
ſchen Biſchof in der Odervorſtadt. 


880 Stück Maſtſchöpſe, 
groß, ſtark und ſchwer, find auf der königlichen 
Domäne Karlsmarkt bei Brieg zu verkaufen, 
können auch daſelbſt noch bis zum 1. Septem⸗ 
ber d. J. in guter Weide belaſſen werden. 


— — . — 
Altbüſſerſtraße Nr. 45 iſt der erſte Stock zu 
vermiethen, auch gleich oder zu Michaelis d. J. 
zu beziehen und Junkernſtraße Nr. 21 iſt der 
erſte Stock von Michaelis d. J. ab zu vermie⸗ 
then. Näheres beim Beſitzer dieſer Grundſtücke 
Junkernſtraße Nr. 21, zwei Stiegen. 


„ K. K ˙ ˙ 
Reuſche Straße Nr. 2, im goldnen Schwert, 

iſt in der dritten Etage eine freundliche Woh⸗ 

nung, aus 2 Stuben, Entree und Beigelaß be⸗ 

ſtehend, zu Michaelis d. J. zu vermiethen; eben⸗ 

daſelbſt zwei geräumige Wohnungen im Hofe. 

N Nähere bei Emanuel Hein, Ring 
r. 27. 


Dee 
Das Handlungs Lokal nebſt Wohnung 
1 und allem Zubehör, fo wie die Hälfte 
der dritten Etage im Vorder- und die 
A Hälfte der erſten Etage im Hinterhauſe 2 
A Schmiedebrücke⸗ und Urſuliner⸗Str.⸗Ecke 
Nr. 5 und 6 iſt theils jetzt, theils zu B 
Michaelis e. zu vermiethen. 
Näheres par terre bei Julius Haß 


2 


n Zu vermiethen 
iſt Ring Nr. 48 Stallung für drei Pferde 
und Wagenplatz, oder auch einzeln. 


Schmiedebrücke Nr. 63 iſt eine Stube nebſt 
Küche, 2 Stiegen hoch für einen ſtillen Miether 
zu Michaelis zu beziehen. 


Eine gut eingerichtete Bäckerei iſt Altbüffer- 


Straße Nr. 22 
beziehen. zu vermiethen und Michaelis zu 


Ohlauer Straße Nr. 53 iſt der zweite Stock 
zu Michaelis zu benen a; 


— er en 2! 

Gut möblirte Vorderzimmer find auf belie⸗ 
bige Zeit zu vermiethen und bald zu beziehen 
Ring Nr. 34, grüne Röhrſeite. 


Zu vermiethen 
Michaelis Breitestrasse Nr. 15 eine Wohnung 
im zweiten Stock: 
a. 5 Zimmer, 


Kochstube, Küchenstube, 


Speisekammer, Boden und Keller. 

b. 3 Zimmer, Kochstube und Beigelass, 
Beide Wohnungen mit verschlossenem 
Entree, 

©, Stallung für 2 Pferde und Remise. 
Ferner ein Keller, 


min 


Kutſcher: Wo werden Die Ipat ’ 
Reiſender: In Königs edel de 
Albrechtsſtraße Nr. 33. 


Fremden ⸗Liſte von Zettlitz's Hotel. 
Gräfin v. Strachwitz aus Danzig kommend. 
Wutsbeſ. Dr. Köſter aus Simmenau. Gutsbe⸗ 
ſitzer v. Niemojowska aus Slupia. Gutäbef- 
Baren v. Prittwig aus Gafimir, Gutsbesitzer 
Reichsgraf von Gaſchin aus Crawarn. Guts⸗ 
beſ. Alkiewicz aus Krakau. Graf v. Skorzewski 
aus Poſen Baronin von Lorenz und Fräulein 
v. Reiswitz aus Warmbrunn kommend. Kam: 
merherr von Budberg aus Dresden. Kaufm. 
Schmalhauſen aus Paris. Kaufmann Bellert 
aus Elbeuf. Kaufmann de Beaucrier a, Bor: 
deau. Kaufmann Lange aus Glogau. Präſi⸗ 
dent Steltzer a. Frankfurt a. O. Regierungs⸗ 
räthin von Lindemann aus Merſeburg. Frau 
Prediger Fliegenſchmidt aus Kottbus. 


neee. 
10. u. 11. Juli Abd. 10 u. Mrg. 6 u. Nchm 2. U. 


Barometer 77 , U N 07 | 776,13" 
Thermometer ＋ 104 84 + 116 
Windrichtung NW WNWꝭ᷑ĩ 

Luſtkreis wollig trübe bedeckt 


Fahrplan der Breslauer Eiſenbahnen. 


Perſ.⸗ N 5250 


Züge 
Abg. nach N exit 8 ½ u. M. 
Inf, von Berlin Büge 10% u, M., 
Abg. nach u. 30 Min. M 


— hemmen 


; nach Oppeln 5 uhr 40 M. Abends. 


2 uhr 
M., 8 u. 20 M. Ab.? von Oppeln Hu. 45 M. Meg. 


5% U. NM. Güter: | 7 u. M., 1%, u, Mitt. 
7 uU. Ab. züge 9 u. M., 6% u NM 


9% I U. Mitt., 5 U. 30 Min, Abende. 


* 6 
Abg. — Freiburg | 5 u. 45 Min. Mg., 1 u. 18 Min. Mitt., 7 U. 45 Min. Abende, 


- tniiz 5 u. 40 Min. Mg., 1 u. 15 Min. Mitt., 7 u. 40 Min, Abends. 
Abg. von Schweidnitz | zum Anſchluß nach Freiburg 6. u. 40 Min. Abends. 7 


Börſenberichte. 


Breslauer Stadt Obligationen 4% 98 Br 


Groß 


lich Poſener Pfandbriefe 4% 100 ½ Gl., neue 3 ½ % 60 % Gl. Schleſiſche Pfandbriefe & 1000 


ir. 3 
1 G 


835 a 500 Fl. 80 % Gl. — Eiſenb ahn - Aktien: 


k. Sicht 150 
80% Br. „ Gl. 


Alte poln. Pfandbriefe 
Polniſche Au e 


Berlin, 10, Jull. Die Courſe waren heute zum Th elt niedriger, doch zu billigeren 
Preiſen mehrfeitige Käufer; das Geſchäft war gering und nur in Friedrich⸗Wülhelms⸗Nordbahn⸗ 


tien von einigem Umfang. 


Eiſenbahn⸗ Aktien. Köln ⸗WMindner 3 7% 96%, Br., % Gl. 
Klakau⸗ Oberſchleſiſche 4% 69 iR und Gid., Priorität 


und Br, 


96 Br, 


„ 10, Juli. 


ktien niedriger abgegeben, 
N, Metal, 90, dis ,; 


rior. 5% 103% bez. 
Gl. Friedrich il 
rior. 5% 98 Br. Nieder: 


. 8 
Staats: Schul Scheine 3% % 86% ͤ bez. See⸗ 
> Pofener Pfandbriefe 4. 100% r., 3 2 
Br. wprehfifce Saul:  Antheite 98 ) A 98 bez. und Br. Polnſſche Pfand 
Polniſche Partial Obligationen a 500 Fl. 4% 80% bez. und Be., 


yo 
riefe alte 7750 45 


Fonds feſt und beliebt. Looſe von 1830 wieder höher bezahlt. Dampf⸗ 
Valuten unverändert. 1270 
05 4% Metal. 84 643 5 
Hamburg 2 Monat 175%, Londen 3 Monat 11. 57.; Sli 


2 1180% Nordbahn 110 % bis % 


ä ů 4 — ——— 


Getreide-, Del und Zink ⸗Preiſe 


Breslau, 11. Juli. 
Sgr. Roggen 29, 27, 0 ½ Sgr. 


Weize x 58, 51, 42 Sgr. Weizen, 
en ee , 21% 20 Sge. 
Weißer Kleeſaamen 5 bis 10 Thlr. Spiritus 6 %. 


gelber 57, 50, 41 
Hafer 10 %, 18%, 17% Sgr. 


Thlr. Br. Rohes Rüböl 11 Thlr. Br. Zink loco 4 Thl. 12 Sgr. Br. Raps 70, 72, 


74½ Sgr. Winter⸗Rübſen 68, 70, 72% Sgr. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


Redakteur: Nimb 6. 
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